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Vorwort

Ob am neuen Hauptbahnhof, am Alexander-
platz oder anderswo: Uberall wo gebaut wird,
sind Eingriffe in den Naturhaushalt notwendig
und es gilt in jedem Fall, die entsprechenden
Umwelt- und Naturschutzbelange zu bertick-
sichtigen.

Mit dem vorliegenden iiberarbeiteten Leit-
faden fiir die Umweltpriifungen in der Stadt-
und Landschaftsplanung soll dem Informa-
tionsbedarf vieler Beteiligter entsprochen
werden. Insbesondere von den Naturschutz-
und Umweltverbdnden, den zustandigen
Verwaltungen auf Landes- und Bezirksebene,
aber auch von der Fachoffentlichkeit und
von Planungsbiiros wird schon seit ldngerem
die Neuauflage eines unserer ,Bestseller”,
erwartet.

Nunmehr werden die seit der letzten Ver-
offentlichung eingetretenen umfangreichen
europa- und bundesrechtlichen Neuregel-
ungen beriicksichtigt und damit ein erwei-
terter und aktualisierter Blick auf diese
Fachinstrumente des Natur- und Umwelt-
schutzes maglich.

So steht z.B.das noch junge Instrument der
strategischen Umweltpriifung (SUP) fiir be-
stimmte Plane und Programme nicht nur

flir eine gemeinsame europdische Nachhaltig-
keitsstrategie, sondern ist mit seiner Einfiih-
rung jetzt auf allen Ebenen der Planung fiir
die Natur- und Umweltentwicklung in unserer
,Berliner Stadtlandschaft” wirksam.Im Ver-
bund mit den weiteren Umweltprifungen
wird somit nicht nur unser Beitrag zur Erhal-
tung unserer nattirlichen Lebensgrundlagen
erhoht, sondern die Garantie flr ein auch in
Zukunft lebenswertes, griines Berlin verstarkt.

Um die hierfiir erforderlichen Umweltstan-
dards und -ziele in den unterschiedlichen
Planungsbereichen maglichst anwendungs-
bezogen beriicksichtigen zu konnen, ist es
hilfreich, dass die in unterschiedlichen Ge-
setzen verankerten Priifinstrumente in diesem
Leitfaden zusammengefasst werden. Damit
kénnen sie auf der Anwenderseite besser
aufeinander abgestimmt und unnétige Dop-
pelarbeiten vermieden werden. Mit dem Titel
LUmweltpriifungen in der Berliner Stadt-

und Landschaftsplanung” méchte ich dariber
hinaus meinen Wunsch nach effektiven und
transparenten Planungsabldufen und Syner-
gieeffekten unterstreichen.

Das Bundesgesetz zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben fiir die Innenentwicklung der
Stddte, das voraussichtlich am 1. Januar 2007
in Kraft treten wird, erbringt in dieser Hinsicht
keine grundlegenden Veranderungen. Nur im
Einzelfall kann bei der Anwendung der neuen,
verfahrensbeschleunigenden Regelungen, die
Méglichkeit bestehen, von der Durchfiihrung
der strategischen Umweltpriifung und der
Anwendung der Eingriffsregelung abzusehen.

Ganz herzlich bedanken méchte ich mich

bei allen Beteiligten, sowohl bei den Ent-
wurfsbearbeitern im Institut fir Landschafts-
architektur und Umweltplanung der Techni-
schen Universitdt Berlin als auch bei den
zahlreichen, in unterschiedlichen Abteilungen
der Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung
tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
dafur, dass sie mit ihrem Engagement und
ihrem ,Know-how"” zum Gelingen dieser
allgemeinverstandlichen Darstellung beige-
tragen haben.

Allen Interessierten und Nutzern dieses Leit-
fadens wiinsche ich Erfolg und gute Erfahrun-
gen bei der praktischen Anwendung.

Pufowsy Ja,

Ingeborg Junge-Reyer
Senatorin fur Stadtentwicklung

Umweltpriifungen Berliner Leitfaden fiir die Stadt- und Landschaftsplanung




Abb. 1: Spree, Osthafen




Einleitung

Bei der Planung und Vorbereitung von Bau-
vorhaben sind Umwelt- und Naturschutz-
belange zu beriicksichtigen. Dafiir gibt es
eine Reihe rechtlich verankerter Instrumente,
die in umfassendere Planungsablaufe und
Genehmigungsverfahren eingebunden sind.
In den letzten Jahren kamen vor allem euro-
parechtliche Regelungen hinzu. 1998 wurde
die FFH-Vertraglichkeitspriifung eingefiihrt,
die die Vertrdglichkeit von Planen und Pro-
jekten mit den Gebieten des europdischen
Netzes NATURA 2000 dberpriift. Mit der
Strategischen Umweltpriifung wurde 2005
der Anwendungsbereich des Gesetzes tiber
die Umweltvertrdglichkeitsprifung auf Plane
und Programme ausgedehnt. Das in diesem
Sinne gednderte Baugesetzbuch sieht be-
reits seit 2004 eine entsprechende Umwelt-
prifung fir Bauleitpldne vor. Die Eingriffs-
regelung und die Umweltvertraglichkeitspri-
fung sind bei der Zulassung von Projekten
zwar seit langem Standard, doch auch fir sie
haben sich einige Anderungen ergeben.

Allen Instrumenten liegt das in den verschie-
denen Fachgesetzen verankerte Verursacher-
und Vorsorgeprinzip zu Grunde.

Der vorliegende Leitfaden, der die Verdffent-
lichung aus dem Jahr 1999 aktualisiert, er-
ldutert die Aufgaben, Ziele und Inhalte der
einzelnen Priifverfahren und Instrumente.
Erganzt wird er durch Hinweise auf vertie-
fende Ausfiihrungen, z. B. zur Methodik der
Eingriffsregelung (SENSTADT 2004a). Er be-
absichtigt jedoch nicht, den Blick in die ein-
schldgige Fachliteratur® und Rechtsquellen zu
ersetzen. Damit die Kapitel zu den einzelnen
Instrumenten auch jeweils fiir sich gelesen
werden konnen, sind wichtige Sachverhalte
wiederholt dargestellt.

12.B.BUNZEL 2005;
GASSNER, WINKELBRANDT
2005; KOPPEL et al. 2004;
STORM, BUNGE 1988ff

Die interessierte Offentlichkeit, Naturschutz-
und Umweltverbdnde, Planungsbiiros sowie
Investoren werden dartiber informiert, welche
Anforderungen an die Vorbereitung und
Durchfiihrung von Pldnen, Programmen und
Vorhaben (gem.§1 UVPG) gestellt werden.

Die Behorden auf Landes- und Bezirksebene
erhalten einen Uberblick zu den gesetzlich
vorgeschriebenen Planungsschritten, um so
die Vorhabentrager friihzeitig auf die Erfor-
dernisse einer umweltgerechten Planung
hinzuweisen. Damit werden die Verwaltungs-
verfahren transparenter.

Planungen, bei denen die Umweltpriifungen
im erforderlichen Umfang erfolgt sind und
nachteilige Folgen fur die Umwelt ausge-
schlossen oder kompensiert werden, erreichen
eine hohere Akzeptanz in der Offentlichkeit.
Wenn die jeweiligen Umweltbelange zu spat
oder unzuldnglich beachtet werden, ver-
ursacht dies Rechtsunsicherheiten, Zeit-
verzug und zusétzlichen Planungsaufwand.

Die Eingriffsregelung ist seit 1976 im
Bundesnaturschutzgesetz als Rahmenvor-
schrift geregelt. 1998 wurde sie als plane-
risches Instrument auch ins Baugesetzbuch
integriert. Mit der Eingriffsregelung hat der
Gesetzgeber den Naturschutz aus seiner
traditionellen Bindung an bestimmte Reser-
vate und Schutzgebiete herausgeldst und
einen generellen, flachendeckenden Schutz-
und Entwicklungsanspruch konkretisiert.

Im Unterschied zu den anderen Umwelt-
prifungen ergeben sich aus der Eingriffs-
regelung direkte Rechtsfolgen, bis hin zu
der Verpflichtung, geeignete Kompensations-
mafnahmen durchzufiihren.

Umweltpriifungen Berliner Leitfaden fir die Stadt- und Landschaftsplanung 7
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Die FFH-Vertraglichkeitspriifung (FFH-VP)
zielt auf den Schutz des NATURA 2000-Netz-
werkes der Europdischen Union. Sie ist nach
den Vorschriften des Berliner Naturschutzge-
setzes durchzufiihren. Sowohl bei Vorhaben
als auch bei Planen ist zu priifen, ob eine Ver-
traglichkeitspriifung erforderlich ist. Dies ist
immer dann der Fall, wenn die spezifischen
Erhaltungsziele eines Gebiets erheblich beein-
trachtigt werden kénnen. Das Ergebnis einer
solchen Vertrdglichkeitspriifung ist ebenfalls
mit bindenden Rechtsfolgen verknipft.

Die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP)
ist in Deutschland seit 1990 im Gesetz tiber
die Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVPG)
verankert und im Berliner Gesetz iiber die
Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVPG-BIn)
konkretisiert. Die Umweltauswirkungen ge-
planter Vorhaben werden im Rahmen be-
hordlicher Verfahren umfassend ermittelt,
beschrieben und bewertet. Die Offentlichkeit
wird dabei einbezogen. Resultat ist ein fach-
liches Urteil Giber die Umweltvertraglichkeit
eines Vorhabens, das bei der Entscheidung
Uiber die Zuldssigkeit eines Vorhabens zu
beriicksichtigen ist. Die UVP bereitet diese
Entscheidung mit dem Ziel vor, nachteiligen
Umweltauswirkungen entgegen zu wirken.
Dabei entwickelte MalBnahmenvorschldge
fir eine umweltfreundlichere Ausgestaltung
des Vorhabens konnen als Voraussetzung fir
die Zuldssigkeit in die Genehmigung aufge-
nommen werden.

Die Strategische Umweltpriifung (SUP) ist
wie die Umweltvertrdglichkeitspriifung im
UVPG verankert. Sie soll gewahrleisten, dass
Umweltauswirkungen bereits auf der Ebene
von Planen und Programmen, also zu einem
noch ergebnisoffeneren Zeitpunkt, ermittelt
werden. Damit wird dem Umstand Rechnung
getragen, dass bereits friihzeitig die Weichen
fur die nachfolgenden Genehmigungsver-
fahren gestellt werden. Die SUP beinhaltet
unter anderem die Erstellung eines Umwelt-
berichts sowie die Beteiligung der Offentlich-
keit am Planungsverfahren. Eine Besonder-
heit der Strategischen Umweltpriifung ist die
erforderliche Uberwachung der Umwelt-
folgen, die sich aus der Durchfiihrung eines
Plans oder Programms ergeben (Monitoring).

Die Umweltpriifung in der Bauleitplanung
wurde durch die Anpassung des Baugesetz-
buches an die EU-Richtlinie zur Strategischen
Umweltprifung eingefiihrt. Sie wird in der
Regel bei der Aufstellung von Bauleitplanen
durchgefiihrt und integriert die Anforderun-
gen sowohl der Umweltvertrdglichkeits-
prifung als auch der Strategischen Umwelt-
priifung sowie weitgehend auch die der
Eingriffsregelung und der FFH-Vertraglich-
keitspriifung. So konnen die Umweltfolgen
der Bauleitplanung rechtzeitig erkannt und
auf der jeweiligen Planungsebene bewaltigt
werden. =
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Koordinierung der Priifinstrumente

Im Rahmen einer Planung oder eines Vorha-
bens kénnen mehrere Priifinstrumente zur
Anwendung kommen.Um in solchen Féllen
die Verfahren fiir Investoren und Offentlichkeit
transparent und nachvollziehbar zu gestalten
und Synergie-Effekte zu nutzen, empfiehlt es
sich, die erforderlichen Ermittlungsanforde-
rungen zu koordinieren und die Darstellung
der Ergebnisse zu biindeln. So konnen Dop-
pelarbeiten und -prifungen bereits im Vorfeld
vermieden werden.

Haufig werden die bei Umweltpriifung,
FFH-Vertraglichkeitsprifung und Eingriffs-
regelung erforderlichen Sachverhalte sepa-
rat ermittelt und in einem fiir jede Priifung
eigenstandigen Fachbeitrag dargestellt.
Doch es geht stets um die Ermittlung und
Darstellung der Auswirkungen eines Vor-
habens bzw. Plans oder Programms auf Um-
welt und Natur. Die dabei relevanten Schutz-
giiter weisen eine relativ groe Uberein-
stimmung auf (Abb. 2). So sind z.B. Daten
zum Arten- und Biotopschutz sowohl fiir

die FFH-Vertrdglichkeitsprifung als auch fur
die Eingriffsermittlung bedeutsam. Auch die
sich aus dem Planungs- und Priifungsprozess
ergebenden MaBBnahmen dhneln sich oftmals.
Daher konnen die Anforderungen der ver-
schiedenen Priifverfahren sinnvoll miteinan-
der verbunden werden.

Wird eine koordinierte Bearbeitung der An-
forderungen angestrebt, ist das Vorgehen in
der Anfangsphase der Verfahren abzustim-
men. Dafir bietet sich der Schritt des sog.
,Scopings” an, der bei Strategischer Umwelt-
prifung und Umweltvertraglichkeitspriifung
tiblich ist (,Festlegung des Untersuchungsrah-
mens”, siehe Kap. 3.3.5). Fiir eine Abstimmung
mehrerer zeitgleicher Verfahren bietet sich

ein gemeinsames Scoping an.

Abb. 2: Priifinstrumente und ihre Schutzgiiter®

Schutzgiiter

] Mensch

mm  menschliche Gesundheit

mm  Boden, Wasser

mm  Klima/Luft

m m = Tiere und Pflanzen

= m = Biologische Vielfalt

FFH-VP

Eingriffsregelung

UVP/SUP
Priifinstrumente
UVP/SUP Eingriffsregelung
Umweltvertraglich- Leistungs- und
keitspriifung und Funktionsfahigkeit

des Naturhaushalts
oder das Land-
schaftsbild

Strategische
Umweltpriifung

Dabei wird geklart, welche Daten fiir die
jeweiligen Priifungen erforderlich und

wie sie am effektivsten zu erheben sind.

Die Ergebnisse der Umweltpriifung, Eingriffs-
regelung und der FFH-Vertraglichkeitspri-
fung konnen schlieBlich in eine Zusammen-
fassung miinden. Hierbei ist allerdings nach-
vollziehbar zu erldutern, wie die jeweiligen
rechtlichen Anforderungen an Inhalte und
Arbeitsschritte erfiillt wurden. Ebenso kdnnen
erforderliche KompensationsmaBnahmen

im Zuge der Eingriffsregelung zugleich als
notwendige MaBnahmen zur Sicherung des
NATURA 2000-Netzwerks ihre Funktion er-
fillen. Die Tabelle 1 enthalt Fragestellungen,
die bei der Bearbeitung des jeweiligen Priif-
instruments besonders zu beachten sind. =

Umweltpriifungen Berliner Leitfaden fir die Stadt- und Landschaftsplanung

= m = Biotope/Biotopverbund

mm | andschaftsbild

u Kultur- und Sachgiiter

FFH-VP
FFH-Vertraglich-
keitspriifung
Lebensraumtypen
Arten

Habitate der Arten

*(TU BERLIN et al. 2005,
verandert)



Tab. 1: Scoping (instrumenteniibergreifende, allgemeine Fragen)*

SUP

Was ist zu untersuchen?

Welche Schutzgiiter sind
betroffen?

Bei mehrstufigem Prozess: auf
welcher Ebene was priifen?

Welche Wirkfaktoren?
Welche Wirkfaktoren?

uvp
(ggf. nachfolgend/zusatzlich)

Welche Schutzgiiter sind
betroffen?

Zusammenwirken mit anderen
Vorhaben?

Welche zusatzlichen/ anderen
Wirkfaktoren
(bei vorlaufender SUP)?

Abgrenzung des Untersuchungsgebietes?

Wie ist das Untersuchungsgebiet
abzugrenzen?

Wie ist das Untersuchungsgebiet
(genauer) abzugrenzen?

Wie intensiv und mit welchen Methoden ist zu untersuchen?

Welche Erkenntnisse/Unterlagen liegen bereits vor?

Was ist auBerdem zu klaren?

Rechtliche Anforderungen

— Festlegung des Untersuchungs-
rahmens durch die Behorde

— Gelegenheit zur Besprech-
ung/Stellungnahme fiir
Behdrden, deren umwelt-
und gesundheitshezogener
Aufgabenbereich berihrt ist.

— Ubermitteln zweckdienlicher
Informationen an die zustan-
dige Behorde

+ Umfang und Detaillierungs-
grad

+ Bei mehrstufigen Planungs-
und Zulassungsprozessen
ist zu klaren, auf welcher
Stufe welche Umweltauswir-
kungen schwerpunktmaRig
zu priifen sind.

*(TU BERLIN et al. 2005, verandert)

Festlegung des Untersuchungs-
rahmens durch die Behorde auf
Antrag des Vorhabenstragers

oder Entscheidung der Behorde

* Detaillierungsgrad,
+ Umfang und
+ Priifungsmethoden

FFH-VP
(gof. zusétzlich)

Welche Lebensraumtypen sowie
Arten und deren Habitate sind
betroffen?

Zusammenwirken mit anderen
Vorhaben?

Welche zusatzlichen
Wirkfaktoren?

Erweiterung des Untersuchungs-
gebiets um Kohdrenzsicherungs
flachen?

Scoping ist hier rechtlich nicht
vorgeschrieben, jedoch empfeh-
lenswert in der Praxis

Eingriffsregelung
(ggf. nachfolgend/zusatzlich)

Welche zusatzlichen bzw.
spezifischen Naturhaushalts-
und Landschaftsfunktionen
sind betroffen?

Welche zusatzlichen
Wirkfaktoren?

Erweiterung des Untersuchungs-
gebiets um maogliche Kompen-
sationsflachen?

Scoping ist hier rechtlich nicht
vorgeschrieben, jedoch empfeh-
lenswert in der Praxis
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Abb. 3: GroBBbaustelle
Hauptbahnhof Berlin,
Spreebogen

1. Eingriffsregelung

1.1 Begriffe

Als Eingriffe in Natur und Landschaft
im Sinne des Naturschutzgesetzes gelten
,Verdnderungen der Gestalt oder Nutzung
von Grundflachen oder Verdnderungen des
mit der belebten Bodenschicht in Verbin-
dung stehenden Grundwasserspiegels, die
die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des
Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild
einschlieBSlich seiner Erholungsfunktion
erheblich beeintrachtigen kénnen” (§ 14
Abs. 1 NatSchGBIn).

Im Landschaftspflegerischen Begleitplan
(LBP) stellt der Planungstrdger die zur Ver-
meidung, zum Ausgleich bzw. Ersatz erforder-
lichen MaBnahmen dar. Der LBP bildet als
Bestandeteil des Fachplans die Grundlage zur
Priifung und Zulassung eines Eingriffs, ein-
schlieBlich der als Rechtsfolgen festzusetzen-
den Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen

(§ 15 Abs. 5 NatSchGBIn).

1.2 Hintergrund, Ziele und rechtliche
Grundlagen

Die Eingriffsregelung trat bereits mit der
Einflihrung des Bundesnaturschutzgesetz-
tes (BNatSchG) im Jahr 1976 in Kraft. Sie hat
zum Ziel, negative Folgen von Vorhaben fr
Naturhaushalt und Landschaftsbild zu ver-
meiden bzw. zu vermindern und verbleibende
Beeintrachtigungen durch MaBnahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege
vom Verursacher zu kompensieren. Den Hin-
tergrund bilden die Ziele und Grundsatze
des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege, die in den §§ 1 und 2 des Berliner
Naturschutzgesetzes (NatSchGBIn) aufge-
fiihrt sind. Natur und Landschaft sollen ge-
schiitzt, gepflegt, entwickelt und ggf. wieder-
hergestellt werden. Dies gilt sowohl fiir den
unbesiedelten als auch fiir den besiedelten
Bereich. Die erforderlichen Priifschritte
lauten: Vermeidung - Minderung - Ausgleich -
Ersatz sowie ggf. Ersatzzahlung.

Gesetzliche Grundlage fiir die Anwendung
der Eingriffsregelung in Berlin bilden neben
den Regelungen des Bundesnaturschutz-
gesetzes die §§ 14ff des Berliner Natur-
schutzgesetzes. Im Jahr 2005 wurden ins-
besondere die Mitwirkungsrechte der
Naturschutzverbdnde neu gefasst (§ 39a
NatSchGBIn). Mit dem 11. Anderungsgesetz
vom 14, Juli 2006 kam u. a. eine Okokonto-
Regelung hinzu. Anhang 4.3 gibt Auskunft
tiber die Rechtsgrundlagen der Eingriffs-
regelung.

Rechtlich zu unterscheiden ist die natur-
schutzrechtliche Eingriffsregelung, die im
Berliner Naturschutzgesetz fixiert ist, von
der baurechtlichen Eingriffsregelung,
die bundeseinheitlich im Baugesetzbuch
geregeltist und in der Bauleitplanung
Anwendung findet (Kap. 3.4).
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1.3 Anwendungsbereich

Im Zulassungsverfahren fiir ein Vorhaben wird
beurteilt, ob es auf Grund seiner Auswirkun-
gen auf Natur und Landschaft einen Eingriff
darstellt. Bei dieser Beurteilung geniigt es
festzustellen, ob erhebliche Beeintréachti-
gungen hinreichend wahrscheinlich sind.

Vorhaben und MaBnahmen, bei denen
grundsdtzlich davon auszugehen ist, dass es
sich um Eingriffe handelt, sind im Berliner
Naturschutzgesetz aufgelistet (§ 14 Abs. 1
NatSchGBIn; sog. Pesitivliste’). Dazu gehdren
z.B. planfeststellungsbediirftige Vorhaben,
die Entwdsserung von Feuchtgebieten oder
StraBBenbauvorhaben im AuBenbereich. Im
jeweiligen Verfahren ist dann zu ermitteln,
ob die Voraussetzungen nach der Eingriffs-
definition auch tatsachlich erfiillt sind.

In Féllen, in denen sachlich ein Eingriff vor-
liegt, aber keine behdrdliche Genehmigung
o.d.vorgeschrieben ist, ist der Eingriff der
fr Naturschutz und Landschaftspflege zu-
standigen Behorde anzuzeigen (§ 15 Abs.2
NatSchGBIn).

Unter der Gestalt von Grundfléchen wird
die duBere Erscheinungsform der Landschaft
verstanden.Von Menschen geschaffene Be-
standteile der (Stadt-) Landschaft gehdren
ebenfalls dazu. Eine Veranderung der Ge-
stalt ist in der Regel jede erkennbare Abwei-
chung, die durch das Vorhaben entstehen
kann und ohne dieses nicht eintreten wiirde.
Die Nutzung von Grundflachen kennzeich-
net die tatsdchlich ausgelibte aktuelle Nut-
zung (Realnutzung). Kiinftige oder historische
Nutzungen fallen nicht unter diese Definition.
Auch eine Verdanderung des Grundwasser-
spiegels, der mit der belebten Bodenschicht
in Verbindung steht, stellt einen Eingriff dar.

Der Begriff des Naturhaushalts wird durch

§ 10 Abs. 1 Nr. T BNatSchG naher bestimmt.
Danach gehdren zum Naturhaushalt die
Bestandteile Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere
und Pflanzen sowie ausdriicklich auch das
Wirkungsgefiige zwischen ihnen, das mit dem
Begriff der Leistungs- und Funktionsfahig-
keit naher bezeichnet wird. Die einzelnen
Elemente des Naturhaushalts (auch:,Schutz-
gliter') werden im Anhang 4.1 naher erldutert,
ebenso der Begriff des Landschaftsbilds.

,Beeintrachtigungen sind erkenn- bzw. pro-
gnostizierbare Verdnderungen der Leistungs-
und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts
und Veranderungen des Landschaftsbilds,
welche einen bestehenden Zustand, eine
bestimmte Auspragung bzw. Qualitdt negativ
verandern” (LANA 2002).

Beim Begriff der Erheblichkeit handelt es
sich um einen rechtlich unbestimmten
Begriff: Die Beurteilung ist von den Zielen
und Grundsdtzen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege, von fachspezifischen
Normen und Darstellungen bzw. Festsetz-
ungen in der Landschaftsplanung abhéngig.
Es sind nicht nur die besonderen Auspra-
gungen von Schutzgiitern oder Funktionen
z.B.rechtlich geschiitzte Tier- und Pflanzen-
arten, von Bedeutung, sondern auch durch-
schnittliche Ausprdgungen wie haufig vor-
kommende Arten, Béden etc. Die Frage nach
der Erheblichkeit hebt insbesondere auf die
Qualitdt bzw. Intensitdt der Beeintrachti-
gungen ab.

Verdanderungen der Gestalt oder Nutzung
von Grundflachen durch die ordnungsge-
maBe land-, forst- und fischereiwirtschaft-
liche Bodennutzung unterliegen nicht der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung

(§ 14 Abs. 2 NatSchGBIn und § 18 Abs. 2
BNatSchG). Damit eine Handlung als,ord-
nungsgemale land-, forst- und fischereiwirt-
schaftliche Bodennutzung'anerkannt wird,
muss sie allerdings den Anforderungen der
im Naturschutzgesetz definierten,guten
fachlichen Praxis’ entsprechen (§ 5 Abs. 4,5
BNatSchG, § 14 Abs. 2 NatSchGBIn).

Umweltpriifungen Berliner Leitfaden fir die Stadt- und Landschaftsplanung
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Abb. 4: Priifschritte der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
Eingriffspriifung

Anderung der Gestalt oder Nutzung von
Grundflachen oder des mit der belebten
Bodenschicht in Verbindung stehenden
Grundwasserspiegels

Ja Nein

Erhebliche Beeintrachtigung

Ja Nein

Vermeidung

Erhebliche Beeintrachtigungen
werden vermieden

Erhebliche Beeintrachtigungen
werden ausgeglichen

ErsatzmaBBnahmen

Alle nicht ausgleichbaren Beeintrachti-
gungen werden in sonstiger Weise
kompensiert

Die Belange von Natur und Landschaft
gehen in der Abwagung vor

Ersatzzahlung

1.4 Verfahrensschritte und Zustandig-
keiten

Die Durchfiihrung der Eingriffsregelung ist
in das jeweilige Verfahren integriert, in dem
tiber das Vorhaben entschieden wird. Die Ver-
antwortung fir das Verfahren liegt somit bei
der Behérde, die fiir die Zulassung des Vor-
habens zustandig ist; d. h. grundsatzlich nicht
bei der Naturschutzbehorde. Allerdings wer-
den die Entscheidungen, die im Zusammen-
hang mit der Eingriffsregelung stehen, mit
den fiir Naturschutz und Landschaftspflege
zustandigen Behdrden getroffen.

Fir naturschutzrechtliche Genehmigungen
oder Befreiungen, die z. B. bei der Zerstorung
von Biotopen der streng geschiitzten Arten
oder einer Betroffenheit von Schutzgebieten
erforderlich sind, ist nicht die verfahrens-
fuhrende Behorde, sondern die Naturschutz-
behorde zustandig. Den Sonderfall, bei dem
fiir einen tatsachlichen Eingriff nach anderen
als den naturschutzrechtlichen Vorschriften
keine behordliche Entscheidung vorgesehen
ist,regelt § 15 Abs. 2 NatSchGBIn. Danach
sind solche Verfahren der zustandigen Natur-
schutzbehdrde anzuzeigen, die die erforderli-
che Entscheidung in eigener Kompetenz trifft.

Die Beteiligung der Behdrden, sonstigen
Stellen sowie der Offentlichkeit fir das jewei-
lige Zulassungsverfahren regeln die geltenden
Fachgesetze (z. B.Wassergesetz). Sofern fiir
das Vorhaben auch eine Umweltvertraglich-
keitsprifung erforderlich ist, muss das Ver-
fahren auch den Anforderungen des UVPG
genugen.
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Ist mit einem Vorhaben ein Eingriff in Natur

und Landschaft verbunden, sind nach dem

Berliner Naturschutzgesetz folgende Prif-

schritte erforderlich:

1. Vermeidbare Beeintrachtigungen der
Schutzgter sind zu unterlassen. Dieses
Vermeidungsgebot schlie8t auch die
Minimierung von Beeintrachtigungen ein.

2. Unvermeidbare Beeintrachtigungen sind
durch geeignete MaBnahmen vorrangig
auszugleichen (Ausgleichsma8nahmen)
oder durch MaBnahmen, die der Verwirkli-
chung der Ziele und Grundsatze des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege dienen,

zu kompensieren (ErsatzmaBnahmen).

3. Kénnen die Beeintrdchtigungen nicht oder
nur teilweise vermieden, nicht in angemes-
sener Frist ausgeglichen oder in sonstiger
Weise kompensiert werden, erfolgt eine
Abwdgung zwischen den Belangen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege
und den anderen, diesen Eingriff erfordern-
den Belangen der Allgemeinheit. Gehen die
Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege den anderen Belangen im
Rang vor, darf der Eingriff nicht durchge-

flihrt werden. Zu priifen ist auch, ob Biotope

streng geschitzter Arten zerstort werden.
Ist dies der Fall, ist abzuwdgen, ob der Ein-
griff trotzdem aus zwingenden Griinden
des iiberwiegenden &ffentlichen Interesse
zuldssig ist (s.Kap. 1.5.7).

4. Fur nicht ausgleichbare oder nicht in son-
stiger Weise kompensierbare Beeintrachti-
gungen ist eine Ersatzzahlung vorgese-
hen. Zur Operationalisierung stehen in
Berlin Bewertungsmethoden zur Verfiigung
(SENSTADT 2004a).
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1.5 Landschaftspflegerischer Begleitplan/

Eingriffsgutachten

Im Landschaftspflegerischen Begleitplan

(LBP) bzw. in einem Eingriffsgutachten

werden folgende Schritte bearbeitet:

- Bestandserfassung und Bewertung des
Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes
(bei Fachplanungen ggf. aufbauend auf den
Ergebnissen einer Umweltvertraglichkeits-
studie — siehe Kap.3.3.6.1),

+ Ermittlung der zu erwartenden Beeintrach-
tigungen des Naturhaushaltes und des
Landschaftsbildes (Konfliktanalyse),

+ Ableitung von MalBnahmen zu Vermeidung,
Minderung, Ausgleich und Ersatz sowie
ggf. einer Ersatzzahlung.

Die Ergebnisse werden in Text und Karten
aufbereitet (z. B. Musterkarten des BMV 19982
s.a.HOAI -Honorarordnung fiir Architekten
und Ingenieure). Sie sind Bestandteil der je-
weiligen Zulassung (Genehmigung, Planfest-
stellung). Diese Integration in das jeweilige
Zulassungsverfahren hat zur Folge, dass die
Entscheidungen Gber Vermeidungs- und
KompensationsmalSnahmen mit dem fiir das
jeweilige Verfahren geltenden Beschluss
rechtswirksam werden.

Abb. 5: Vermeidungs-
maBinahme am

Potsdamer Platz:
Erhalt des Naturdenkmals
Alte Potsdamer Straf3e

2 gine Aktualisierung der

Musterkarten’ist z. Zt.
in Bearbeitung
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Abb. 6: Amphibienleitein-
richtung Pankgrafen-

straBe in Berlin, Pankow

1.5.1 Bestandserfassung und -bewertung
Alle fiir die Beurteilung von Beeintrachtigun-
gen bedeutenden Elemente des Naturhaus-
haltes und des Landschaftsbildes sowie der
Erholung werden erfasst und in Text und
Karte dargestellt, soweit sie von den Projekt-
auswirkungen betroffen sein kénnen. Eine
zielgerichtete Bestandsaufnahme wird von
den Wirkfaktoren des Projekts und damit
dessen moglichen Auswirkungen abgeleitet.
Eine Beschreibung des Vorhabens und seiner
Wirkfaktoren ist einer bereits erfolgten Um-
weltvertraglichkeitsstudie (UVS) bzw.dem
Umweltbericht zu entnehmen (Kap. 3.3.6.2).
Wenn keine UVS bzw. kein Umweltbericht
vorliegt, werden die anlage-, bau- und be-
triebsbezogenen Wirkfaktoren im Rahmen
des Landschaftspflegerischen Begleitplans
identifiziert.

Der Untersuchungsraum wird dem Vorhaben
entsprechend abgegrenzt. Er umfasst in der
Regel die Grundflache des Vorhabens, den Ein-
griffsraum, den Wirkraum potenzieller Beein-
trachtigungen sowie den Kompensationsraum
(SENSTADT 2004a, S.16).

Bei der Bestandsaufnahme kann in Berlin
haufig auf vorhandene Daten zuriickgegrif-
fen werden (Anhang 4.1); auch Daten aus vor-
gelagerten Verfahren kdnnen ggf. genutzt
werden. Je nach Datenlage, deren Aktualitdt
und den spezifischen Wirkungen des Vorha-
bens sind erganzende Bestandsaufnahmen
bei den voraussichtlich betroffenen Schutz-
glitern notwendig. Vorhandene Datengrund-
lagen konnen in der Regel in einem Zeit-
rahmen von etwa fiinf Jahren verwendet
werden, sofern keine Verdnderungen offen-
sichtlich sind. Liegen jedoch Hinweise auf
Verdanderungen vor, ist grundsatzlich eine
Aktualisierung der Datenbasis erforderlich.
Wenn es Hinweise auf die Betroffenheit von
besonders und streng geschiitzten Arten
gibt, ist ihrer Berlicksichtigung das entspre-
chende Gewicht beizumessen (Kap. 1.5.7).

Die verwendeten Erfassungskriterien sind
im Einzelfall mit der zustandigen Naturschutz-
behérde abzustimmen und im Eingriffsgut-
achten bzw. Landschaftspflegerischen Begleit-
plan nachvollziehbar zu begriinden. Bei der
Bestimmung der Betrachtungsinhalte und
-tiefe ist die VerhaltnismaBigkeit zu beriick-
sichtigen, d. h. der Aufwand der Bestandsauf-
nahme muss in einem angemessenen Verhalt-
nis zur Schwere der zu erwartenden Beein-
trachtigungen stehen.Verschiedene Elemente
von Naturhaushalt und Landschaftsbild be-
drfen nicht immer einer Erfassung, da sie
sich zum Teil aufgrund 6kologischer Zusam-
menhdnge voneinander ableiten lassen.
Spezifische Gegebenheiten des Ortes und
eventuelle Vorbelastungen sind zu beriick-
sichtigen.
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In einer fachlichen Bewertung wird die be-
stehende Leistungs- und Funktionsfahigkeit
des Naturhaushaltes und die Landschaftsbild-
qualitdt vor dem Hintergrund der Gberortli-
chen und ortlichen Ziele von Naturschutz und
Landschaftspflege beurteilt (aus dem Land-
schaftsprogramm, aus Landschaftsplanen,
Pflege- und Entwicklungsplanen von Schutz-
gebieten usw.). In die Bewertung flieBen
sowohl der Wert und die Empfindlichkeit des
Schutzgutes (z. B. Seltenheit und Gefdhrdung
von Biotopen) als auch dessen 6kologische
Funktionen ein (z. B. die Filterfunktion des
Bodens fiir das Grundwasser).

1.5.2 Analyse der Beeintréchtigungen
Durch eine Uberlagerung der Wirkfaktoren des
Vorhabens mit den Werten und Empfindlich-
keiten der Schutzgiter konnen die entschei-
dungserheblichen Beeintrachtigungen pro-
gnostiziert und rdumlich zugeordnet werden.
Die Beeintrachtigungen werden beschrieben
und kartografisch dargestellt.

1.5.3 Vermeidung und Minderung

Ein Grundprinzip der Eingriffsregelung ist
es, Beeintrachtigungen von Natur und Land-
schaft so weit als moglich zu vermeiden und
zu mindern. Gegenstand der Vermeidung ist
dabei nicht das den Eingriff verursachende
Vorhaben, sondern die von ihm ausgehenden
Beeintrachtigungen der Schutzgiiter. MaB3-
nahmen der Vermeidung oder Minderung
sollten schutzgutbezogen und entsprechend
der Phasen des Vorhabens (Bau, Anlage, Be-
trieb) geplant werden. Eine Vermeidungs-
malinahme in der Bauphase kann z.B. die
Errichtung von Baumschutzzaunen sein.

Es ist gesondert darzulegen, wenn sich Ver-
meidungsmalnahmen auf die Beeintrachti-
gung oder Zerstérung besonders oder streng
geschiitzter Arten oder deren Biotope bezie-
hen (Kap.1.5.7).
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1.5.4 Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen
Unvermeidbare Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft missen durch geeignete
MafBnahmen kompensiert werden. Wenn also
alle Méglichkeiten der Vermeidung und Min-
derung ausgeschopft sind, wird im ndchsten
Schritt der verbleibende Kompensations-
bedarf nach Art und Umfang bestimmt
(SENSTADT 2004a).

Ist der Umfang des Kompensationsbedarfs
ermittelt, wird gepriift, ob bzw. bis zu wel-
chem Anteil und durch welche MaBnahmen
die Eingriffe ausgeglichen werden konnen.
Grundlage fiir die Auswahl von geeigneten
MafBnahmen sind die tibergeordneten und
flichendeckenden Zielvorstellungen aus dem
Landschafts- und Artenschutzprogramm
von Berlin (LaPro) mit seinen einzelnen Pro-
grammpldnen sowie ggf. vorliegende Land-
schaftsplane.

Um als Ausgleichsmalnahme zu gelten, mis-
sen Anforderungen an den funktionalen und
raumlichen Bezug zum Eingriff erfillt sein.
Ausgeglichen sind Beeintrachtigungen, wenn
und sobald die betroffenen Funktionen des
Naturhaushalts und das Landschaftsbild wie-
der hergestellt sind bzw. das Landschaftsbild
landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 14a
Abs. 1 NatSchGBIn). Neben dieser funktionalen
Gleichartigkeit ist es erforderlich, dass die
Ausgleichsflache in raumlicher Nahe zum
Eingriffsort liegt. Eine AusgleichsmaBBnahme
fur die Versiegelung durch den Bau einer
Stral8e ist z. B. die Entsiegelung und Renatu-
rierung nahegelegener Flachen.

Abb. 7: Ausgleichs-
mafBnahmen

am Autobahnkreuz
in Berlin, Neukolln
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Abb. 8: Gesamtstadtische
Ausgleichskonzeption

Soweit ein Ausgleich nicht méglich ist, sind
die verbleibenden erheblichen Beeintrachti-
gungen durch ErsatzmaBBnahmen zu kom-
pensieren. ErsatzmalSnahmen kdnnen gerin-
geren Anforderungen im Hinblick auf den
rdumlichen Bezug zum Eingriff genligen. Die
beeintrachtigten Funktionen des Naturhaus-
halts sind jedoch in gleichwertiger Weise

zu ersetzen und/oder das Landschaftsbild ist
landschaftsgerecht neu zu gestalten (§ 14a
Abs. 1 NatSchGBIn). ErsatzmalSnahmen sind
nicht auf den Ort beschrankt, auf den sich der
Eingriff unmittelbar auswirkt, sondern kénnen
auch an an-derer Stelle erfolgen.

Bei der Suche nach Flachen, insbesondere
flr ErsatzmalBnahmen, sind vorrangig die im
LaPro dargestellten Suchrdume und Flachen
der Gesamtstadtischen Ausgleichskonzep-
tion zu nutzen. Die Bedeutung der Flachen
wird daran gemessen, inwieweit sie in der

Lage sind, das Natur- und Freiraumsystem,
das Leitbild des landschaftsplanerischen
Handelns in der Stadt zu stiitzen bzw.zu
erganzen (SENSTADT 2004, S. 10). Flachen
erster Prioritdt sind Griin- und Freifldchen im
Ausgleichssuchraum Innenstadt. Ausgleichs-
flachen der zweiten Prioritat sind Flachen

des Griin- und Freiraumsystems innerhalb
des Naherholungsgebietes Berliner Barnim.
Neben diesen beiden Ausgleichssuchrdumen
sind die Grundelemente ,griines Achsenkreuz’
sowie der ,innere’und ,dulBere’ Parkring zu
entwickeln und zu ergénzen, in denen sich die
Ausgleichsflachen dritter Prioritat befinden.
Sowohl bei Ausgleichs- als auch bei Ersatz-
mafBnahmen ist darauf zu achten, dass die

fur die Kompensation gewdhlten Flachen
ausreichend Aufwertungspotential hinsicht-
lich der Aufwertungsziele besitzen.
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Werden Biotope wild lebender Tiere und wild
wachsender Pflanzen der streng geschiitzten
Arten zerstort, sind entsprechende Mafinah-
men in die Kompensation zu integrieren
(Kap.1.5.7).

Sind die Beeintrachtigungen vollstandig
kompensierbar und sind keine Verbote des
besonderen Artenschutzrechts beriihrt, ist das
Vorhaben mit den entsprechenden Auflagen
zur Durchfiihrung der Kompensationsma@-
nahmen zuldssig. Kdnnen die Beeintrdchti-
gungen nicht oder nur teilweise vermieden,
nicht in angemessener Frist ausgeglichen
oder in sonstiger Weise kompensiert werden,
ist der Eingriff unzuldssig (§ 14a Abs. 2
NatSchGBlIn).

Zugelassen werden darf ein solcher Eingriff
nur dann, wenn {ibergeordnete andere Be-
lange der Allgemeinheit den Eingriff fordern.
Die Abwagung ist von der fiir die Zulassung
des jeweiligen Vorhabens zustdndigen Stelle
vorzunehmen.Werden als Folge des Eingriffs
Biotope zerstort, die fiir dort wild lebende
Tiere und wild wachsende Pflanzen der streng
geschiitzten Arten nicht ersetzbar sind, ist der
Eingriff nur zuldssig, wenn er aus zwingenden
Griinden des iiberwiegenden 6ffentlichen
Interesses gerechtfertigt ist.

Die KompensationsmaSnahmen sind inner-

halb einer in der Zulassungsentscheidung

festzulegenden Frist zu realisieren (§ 14a

Abs. 1 NatSchGBIn). Fir alle Kompensations-

malnahmen und -flachen gilt, dass sie aus-

reichend und langfristig zu sichern sind

(§ 18 Abs. 5 BNatSchG). Als Sicherungsma@-

nahmen kommen in Betracht:

+ Realisierung auf Fldchen des Vorhaben-
tragers, ggf. nach Erwerb der Flachen,

+ Verwirklichung auf landeseigenen Fldchen

+ Zuordnung von Ausgleichsflachen zu
Bebauungsplanen (LANA 2002, S. 19f),

« Eintragung dinglicher Rechte in das Grund-
buch, ggf. auch zusatzlich zu den vorge-
nannten Manahmen.
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MaBnahmen bzw. Flachen sind sichergestellt,
wenn ihre Entwicklung gewdhrleistet wird.
Nach Fertigstellung der MaBnahmen schlief3t
in der Regel eine Entwicklungspflege an,
damit die MaBnahmen ihre Funktionen er-
fullen.Um diese dauerhaft zu erhalten, kann
eine fortdauernde Pflege (Erhaltungspflege)
erforderlich sein.Vorschldge fiir die Dauer der
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege
wurden vom Arbeitskreis Landschaftsplanung
der Konferenz der Gartenamtsleiter beim
Deutschen Stddtetag herausgegeben
(BOHME et al. 2005).

Eine,6kologische Bauliberwachung” wird
bei komplexen Vorhaben bzw.Vorhaben in
sensiblen Bereichen notwendig.

Ausgefiihrte KompensationsmaSnahmen
sind zu (iberpriifen. Die gesamtstadtisch
bedeutsamen Ausgleichs- und Ersatzmaf-
nahmen werden im Berliner Kompensations-
flichenkataster (das von der Senatsverwal-
tung fur Stadtentwicklung gefiihrt wird)
dokumentiert.

1.5.5 Ersatzzahlung und Okokonto

Sind Beeintrdchtigungen von Natur und
Landschaft nicht oder nicht vollstdndig aus-
gleichbar oder in sonstiger Weise kompen-
sierbar und ist der Eingriff zuldssig, hat der
Vorhabentrdger eine Ersatzzahlung zu ent-
richten (§ 14a Abs. 3 NatSchGBIn). Eine Er-
satzzahlung soll auch geleistet werden, wenn
damit eine Aufwertung des Naturhaushalts
oder des Landschaftsbilds mit gleichen Auf-
wendungen besser verwirklicht werden kann.
Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
dadurch grofflachige Aufwertungsmafnah-
men im Rahmen von Flachenpools verwirk-
licht werden konnen, die naturschutzfachlich
sinnvoller sind als einzelne isolierte Kompen-
sationsmaflSnahmen. Die so aufkommenden
Mittel werden zweckgebunden fiir MaBnah-
men des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege verwendet.
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Abb. 9: Okokonto:

MaBnahmenblatt

Die Hohe der Ersatzzahlung richtet sich i.d.R.
nach den fiktiven Wiederherstellungskosten.
Dazu gehoren ferner die Kosten fiir deren
Planung, die Fldchenbereitstellung und die
Entwicklungspflege einschlieBlich der Kon-
trolle. Beim Okokonto handelt es sich um ein
Instrument der vorsorgenden Bevorratung
von Flachen und MaBnahmen zum Ausgleich
von Beeintrachtigungen in Natur und Land-
schaft (BRUNS et al. 2005, BOHME et al. 2005).
Im Rahmen eines Okokontos kénnen friih-
zeitig an geeigneter Stelle Flachen gesichert
und bereits vor der Planung oder Durchfiih-
rung von Bauvorhaben Ausgleichs- und Er-
satzmaBnahmen durchgefiihrt sowie im Oko-
konto gutgeschrieben werden.Von einem
solchen,Guthaben” kénnen dann spater,
wenn durch Bebauungs- oder Planfeststel-
lungsvorhaben Eingriffe vorbereitet werden,
MaBnahmen (mit Fldchen),abgebucht” wer-
den. Ein Vorhabentrdger kann dadurch auf
MafBnahmen zuriickgreifen, die zuvor reali-
siert wurden.

Mit der Etablierung von Okokonten soll Vor-
habentragern und/oder Grundeigentiimern
die Maglichkeit gegeben werden, vorsorglich
MaBnahmen zur Verbesserung des Natur-
haushalts oder des Landschaftsbilds zu ergrei-
fen. Sie werden in ein Okokonto eingebucht,
um sie zu einem spdteren Zeitpunkt nutzen zu
konnen. Der Anspruch auf Anrechnung kann
spater auf Andere (Eingriffsverursacher) tiber-
tragen werden (§ 14 b Abs. 2 NatSchGBIn).
Alle im Folgenden aufgefiihrten Voraussetz-
ungen fiir die Aufnahme einer MalSnahme

in ein Okokonto sind zu erfiillen:

- Darstellungen oder Festsetzungen der
Bauleit- bzw. der Landschaftsplanung zur
Zweckbestimmung von Fldchen stehen
nicht entgegen,

+ es besteht keine anderweitige dffentlich-
rechtliche Verpflichtung zur Durchfiihrung
der MaBnahmen,

« naturschutzfachliche Anforderungen wer-
den gewahrt,

+ von den beabsichtigten MalSnahmen sind
dauerhaft giinstige Wirkungen auf die
weitere Entwicklung von Natur und Land-
schaft zu erwarten,

- die jeweiligen Flachen, auf denen Mal3nah-
men durchgefiihrt werden, sind dauerhaft
rechtlich und tatsachlich fir MaBnahmen
des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege gesichert (§ 14b NatSchGBIn).

MaBnahmen, die zeitlich vor dem Eingriff
durchgefiihrt werden (vorgezogene Mal3-
nahmen), sind in Art, Umfang, Kosten sowie
mit Beginn und Abschluss zu dokumentieren.
Die in das Okokonto aufgenommenen Maf3-
nahmen werden bei Eingriffen von der zu-
standigen Behdrde auf eine Kompensations-
verpflichtung angerechnet, soweit die oben
genannten Voraussetzungen weiterhin vor-
liegen.

1.5.6 Methoden

Als methodische Hilfe fiir die Anwendung
der Eingriffsregelung steht in Berlin der
Leitfaden ,Verfahren zur Bewertung und
Bilanzierung von Eingriffen im Land Berlin”
(SENSTADT 2004a) zur Verfligung. Zwei
Methoden werden dort erldutert:

Das Verfahren zur Bewertung und Bilan-
zierung von Eingriffen wird von der Senats-
verwaltung fiir Stadtentwicklung fiir die
Anwendung der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung u.a.in Planfeststellungsver-
fahren und fiir groBere Vorhaben im Rahmen
der Bauleitplanung empfohlen. Mit diesem
Verfahren werden die wesentlichen Arbeits-
und Entscheidungsschritte der Eingriffsrege-
lung qualifiziert. Das Bewertungsverfahren ist
aus den Entwicklungszielen und MaBnahmen
des Berliner Landschafts- und Artenschutz-
programms abgeleitet. Die Mal3stabe werden
iber eine Auswahl von 21 Werttragern ope-
rationalisiert, mit denen die Leistungs- und
Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts sowie
das Landschaftsbild und die Erholungsfunk-
tion abgebildet werden.
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Mit Anwendung des Verfahrens kdnnen:

+ die mit einem Eingriff in Natur und Land-
schaft verbundenen, erheblichen Beein-
trachtigungen der Leistungsfahigkeit
des Naturhaushalts und des Landschafts-
bilds bewertet,

+ Maglichkeiten der Vermeidung ermittelt,

+ Maoglichkeiten der Kompensation von
erheblichen Beeintrachtigungen durch
Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen be-
wertet,

+ in einer Bilanz festgestellt werden, ob die
moglichen Beeintrachtigungen durch die
Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen aus-
geglichen sind und

- ggf.notwendige Ersatzzahlungen berechnet
werden.

Das Verfahren ist auch an die in Berlin vor-
handenen Informationsgrundlagen angepasst
und vereinfacht die Sachverhaltsermittlung.
Weitere Vorteile sind die separate Bewertung
und Berechnung der einzelnen Faktoren auf
der Grundlage einer ordinalen Skalierung
(z.B.,sehr gering’ bis,sehr hoch’) und die Még-
lichkeit, den Umfang von ErsatzmalBnahmen
durch eine schutzgutiibergreifende Saldie-
rung der Wertpunkte zu bestimmen.

Fur kleinrdumige, innerstddtische Vorhaben
im Rahmen der Bauleitplanung wird das
Verfahren zur Ermittlung von Kostenaqui-
valenten angeboten. Das Verfahren ermittelt
den Umfang der Beeintrdchtigungen iber den
Ansatz der fiktiven Wiederherstellungskosten.
Stellvertretend fiir den Boden-, Wasser- und
Klimahaushalt wird zudem mit einem Entsie-
gelungskostenansatz gearbeitet.

Fiir bestimmte Vorhabentypen gibt es weiter-
flihrende spezifische Arbeitshilfen.

3 FuGH-Urteil vom 10.1.2006
in der Rechtssache
Rs C-98/03,in dem Deutsch-
land wegen unzureichender
Umsetzung der FFH-Richt-

1.5.7 Beriicksichtigung besonders und
streng geschiitzter Arten

Zu beachten sind regelméBig die artenschutz-
rechtlichen Anforderungen innerhalb der Ein-
griffsregelung. In Zulassungsverfahren fir Vor-
haben ist zu priifen, ob durch das Vorhaben
besonders oder streng geschiitzte Arten oder
ihre Lebensraume beeintrachtigt werden kon-
nen. Das Naturschutzrecht sieht vor, dass im
Rahmen der Eingriffsregelung gepriift wird, ob
Biotope streng geschitzter Arten zerstort
werden. Empfohlen wird, die Anforderungen
des besonderen Artenschutzes in engem
Zusammenhang mit der Eingriffsregelung

zu bearbeiten.

linie verurteilt wurde.

Ist ein Vorhaben mit einem Eingriff verbun-
den, wird festgestellt, ob als Folge Biotope
zerstort werden, die fiir dort vorkommende
Tiere und Pflanzen der streng geschiitzten
Arten nicht ersetzbar sind. Der Eingriff ist

in einem solchen Fall nur dann zuldssig,
wenn er aus zwingenden Griinden des tber-
wiegenden offentlichen Interesses gerecht-
fertigt ist (§ 19 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG und
§ 14a Abs. 2 NatSchGBIn). Dabei sind die Ver-
bote nach § 42 BNatSchG zu beachten.

Die Verbote umfassen u.a.auch die Beschd-
digungen von Nist-, Brut-, Wohn- und Zu-
fluchtsstatten. Welche Arten zu den beson-
ders und streng geschiitzten Arten zahlen,
istin § 10 Abs. 1 Nr. 10 und 11 BNatSchG
geregelt. Das Bundesamt fiir Naturschutz
stellt in einer Artenschutzdatenbank
(www.wisia.de) Informationen zu allen in
Deutschland geschiitzten Arten und zu ihrem
Schutzstatus bereit.

Vor dem Hintergrund eines Urteils des Euro-
paischen Gerichtshofs® empfiehlt die LANA
(LANDERARBEITSGEMEINSCHAFT FUR NATUR-
SCHUTZ, LANDSCHAFTSPFLEGE UND ERHO-
LUNG 2006), die Legalausnahmen des § 43
Abs. 4 BNatSchG fiir die Behandlung des
besonderen Artenschutzrechts in Planverfah-
ren bis auf weiteres nicht mehr anzuwenden.
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Abb. 10: Besonderes Artenschutzrecht

Besonders geschiitzte Arten + EG-ArtenschutzV Nr.338/97 Anhang A+B
§10 Abs.1 Nr.10 BNatSchG + FFH-RL Anhang IV(92/43/EWG)
+ VogelSchRL (79/409/EWG)
- BundesartenschutzV(BArtSchV) Anlage 1 Spalte 2

Streng geschiitzte Arten + EG-ArtenschutzV Nr.338/97 Anhang A

§10 Abs.1 Nr.11 BNatSchG + FFH-RL Anhang IV (92/43/EWG)

(Alle streng geschiitzten Arten sind + BundesartenschutzV(BArtSchV) Anlage 1 Spalte 3
gleichzeitig besonders geschiitzt.)

Befreiungen
§62 BNatSchG
(ggf.i.V.m.§19 Abs.3 S.2 BNatSchG)

in Verbindung mit
VogelSchRL Art.9 bzw. FFH-RL Art. 16

Daher ist in den entsprechenden Fillen da-
von auszugehen, dass eine Befreiung nach
§ 62 BNatSchG durch die oberste Natur-
schutzbehorde erforderlich ist. Eine friih-
zeitige Berlicksichtigung des Artenschutzes
ist zu empfehlen. Abbildung 10 stellt dar,
welche Anforderungen aus dem besonderen
Artenschutz mit einem Landschaftspflegeri-
schen Begleitplan verbunden sein konnen.
Aus Griinden der Effektivitat ist es ratsam,
ein MaBnahmenkonzept zu entwickeln, das
sowohl den Anforderungen der Eingriffs-
regelung als auch denen des Artenschutzes
genugt.

Wenn es Hinweise auf die Betroffenheit von
besonders und streng geschiitzten Arten gibt,
wird das Vorkommen dieser Arten im Rahmen
der Bestandsermittlung der Eingriffsrege-
lung erfasst.

Darauf zu achten ist allerdings, dass eine sach-

angemessene Priifung nicht auf die besonders

und streng geschiitzten Arten beschrankt ist,

sondern regemalig zu ermitteln ist, ob vom

Eingriff auch sonstige geschiitzte Arten

betroffen sind. Zielfihrend ist es dann, die

,planungsrelevanten’ Arten auszuwdhlen und

deren Bearbeitungstiefe tiber die folgenden

Kriterien zu differenzieren:

+ in Deutschland heimische Art nach § 10
Abs. 2 Nr. 5 BNatSchg,

+ Vorkommen bzw.Verbreitung der Art im
Bezugsraum,

- potenzielles Vorkommen der Art in den
Lebensrdaumen des Planungsraums,

- ihre Empfindlichkeit in Bezug auf das Vor-
haben und seine Wirkfaktoren.
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Im Einzelfall kann zusdtzlich von Relevanz

sein:

« naturschutzfachliche Bedeutung im Funk-
tionsgeflige des Bezugsraums,

+ Gefahrdungsgrad der Art nach Roten Listen
(Bund, Land),

+ begrenzte Population/Unterart,

« Allerweltsart” bei moglicher Gefahrdung
isolierter, lokaler Population (LANA 2006).

Je geféhrdeter oder empfindlicher die zu er-
fassende Art ist, desto eher sind die notwen-
digen Daten populationsbezogen zu erheben.
Hochste Prioritat und entsprechende Bear-
beitungstiefe ist dem Vorkommen streng
geschitzter Arten und ihrer Lebensraume
beizumessen. Bei den besonders geschiitzten
Arten sollte vor allem das Vorkommen von
Vogelarten des Anhangs | der Vogelschutz-
Richtlinie und von Arten erhoben werden,
die auf den Roten Listen Berlins als geféhr-
det verzeichnet sind. Der Fokus bei den be-
sonders geschiitzten Tierarten ist auf deren
Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstatten zu
legen. Bei weit verbreiteten und eurydken
Arten (,Allerweltsarten’), die zu den besonders
geschiitzten Arten zahlen, jedoch nichtin
ihrem Bestand gefdhrdet sind, bedarf es im
Regelfall keiner vertiefenden Auseinander-
setzung. Hilfreich ist eine Zuordnung der
Arten zu Lebensraumkomplexen oder Kon-
fliktbereichen. Die Intensitdt moglicher Be-
eintrachtigungen kann nachvollziehbar ein-
geschdtzt und bewertet werden, indem in
den Planungsunterlagen fiir jede moglicher-
weise betroffene Art Angaben zu ihrem Vor-
kommen, ihrer Betroffenheit, ihrem Schutz-
status, ihrer Gefdhrdung und ggf.ihrem
Erhaltungszustand gemacht werden.

Abb. 11: Gemeinsame Arbeitsschritte Eingriffsregelung — besonderer Artenschutz im

Landschaftspflegerischen Begleitplan*
Eingriffsregelung besonderer Artenschutz

Abstimmung des Untersuchungsrahmens und des zu untersuchenden Artenspektrums
(relevante Arten bzw. Artengruppen)

Erfassung und Bewertung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts und des
Landschaftshilds einschlieBlich artenschutzrechtlich relevanter Arten

Konzipierung von VermeidungsmaBnahmen (ggf. einschlieBlich Priifung anderweitig
zufriedenstellender Losungen im Sinne Art. 16 FFH-RL Art. 9 VogelSchRL)

MaBnahmenkonzept des Naturschutzes und der Landschaftspflege:
AusgleichsmalBnahmen und sonstige Kompensation im Sinne des § 19 Abs. 2 BNatSchG

Ersatz fiir zerstorte Biotope streng geschiitzter Arten im Sinne des § 19 Abs. 3 BNatSchG
MafBnahmen zur Bewahrung eines giinstigen Erhaltungszustands im Sinne Art. 16 FFH-RL

* (RUNGE 2005, verandert)
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Abb. 12: Temporére

Lebensstétte fiir
Zauneidechsen in der
Naturschutzstation

Malchow

Werden Biotope wild lebender Tiere oder wild
wachsender Pflanzen der streng geschiitzten
Arten zerstért, sind entsprechende MalSnah-
men zu planen. Als,zerstort’ gilt ein Biotop
auch dann, wenn er Gber kurz oder lang seine
bisherige Funktion nicht mehr erfiillen kann,
also nicht mehr die bisherigen Lebensmég-
lichkeiten bietet (FISCHER-HUFTLE 2003,

§ 19 Rn 116). Zundchst ist nach Mdglichkeiten
fir entsprechende VermeidungsmaBnah-
men zu suchen. Sind Arten des Anhangs IV
der FFH-Richtlinie (nach BNatSchG streng
geschiitzt) betroffen, wird die Priifung von
Alternativlosungen fiir das Vorhaben ent-
sprechend der Vorschriften des FFH-Rechts
erforderlich. Besteht eine alternative Losungs-
moglichkeit, die auch zumutbar ist und die
Art weniger beeintrdchtigt, ist diese Alter-
native zu wahlen (MULLER 2005, S. 161,
Kap.2.8). Andernfalls ist der Eingriff nur zu-
|dssig, wenn er aus zwingenden Griinden

des iiberwiegenden 6ffentlichen Interesses
gerechtfertig ist (§ 14 Abs. 2 NatSchGBIn).
Sind Arten der Vogelschutzrichtlinie betroffen
(nach BNatSchG besonders geschiitzt in § 10
Abs. 2 Nr. 10b, bb), gelten die Ausnahme-
griinde des Art. 9 dieser Richtlinie.

Es ist zu empfehlen, im Rahmen der Planung
von Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen zum
Vollzug der Eingriffsregelung ggf. auch die
Jkompensatorischen"Manahmen fiir betrof-
fene besonders und streng geschiitzte Arten
zu erarbeiten. In Frage kommen nur solche
MaBnahmen, die eine kontinuierliche Funk-
tionalitdt der betroffenen Lebensstatten bzw.
Habitate gewahrleisten (LANA 2006). Insoweit
sind sie auf jeden Fall von ErsatzmaBnahmen
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
nach § 19 BNatSchG zu unterscheiden (ebd.).
Solche vorgezogenen (,Ausgleichs-') MaSnah-
men sind vor der Zulassung des Vorhabens
verbindlich festzusetzen und noch vor Eintritt
der Schadigung umzusetzen; sie sollen zum
Zeitpunkt der Beeintrachtigung bereits ohne
Jtimelag’ wirksam sein (ebd.). Beispielsweise
darf ein Laichgewdsser des Kammmolches nur
verfllt werden, wenn ein Ausweichgewadsser
angelegt und auch bereits vom Kammmolch
besiedelt wurde (GELLERMANN 2003 und
FISCHER-HUFTLE 2003).

Artenschutzrechtlich begriindete MalBnahmen
stellen in der Regel zugleich ausgleichende
MaBnahmen im Sinne der Eingriffsregelung
dar und kénnen in das Gesamtkonzept der
KompensationsmaBnahmen integriert wer-
den. Ebenso kdénnen Ausgleichs- oder Ersatz-
mafBnahmen nach Eingriffsregelung als arten-
schutzrechtliche Ersatzmafnahme dienen,
soweit sie artspezifisch wirksam sind. m
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2. FFH-Vertraglichkeitspriifung

2.1 Hintergrund, Ziele und rechtliche
Grundlagen

Mit der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie’ (Richt-
linie 92/43/EWG des Rates, FFH-RL) von 1992
verfolgt die Europdische Union das Ziel, die

Erhaltung der biologischen Vielfalt zu férdern.

Dies soll u.a.durch ein europaweites Netz
von Schutzgebieten erreicht werden.Im
Fokus stehen bestimmte Lebensraume
und bestimmte Arten, die von europdischer
Bedeutung sind. Zu dem ,NATURA 2000-Netz’
gehdren sowohl die Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung nach der FFH-Richt-
linie als auch die Europdischen Vogelschutz-
gebiete im Sinne der Vogelschutzrichtlinie

(§ 10 Abs. T Nr.5 und 6 BNatSchG). Das Netz
soll europaweit, kohdrent’ sein (Art.3 FFH-
RL). Das Bundesnaturschutzgesetz spricht
anstelle von Kohdrenz auch von,Zusammen-
halt’und,Zusammenhang; das Berliner
Naturschutzgesetz von,Netzzusammenhang'
Neben einer raumlich-funktionalen Vernet-
zung ist dafiir zu sorgen, dass die NATURA
2000-Lebensrdume und -Arten reprdsentativ
vertreten sind.

Die jeweiligen Erhaltungsziele sind zu defi-
nieren, um den giinstigen Erhaltungszustand
eines Gebiets zu schiitzen bzw. wiederherzu-
stellen. Alle Vorhaben, MaBnahmen, Verdande-
rungen oder Stérungen, die zu erheblichen
Beeintrachtigungen des Gebiets in seinen fiir
die Erhaltungsziele malgeblichen Bestand-
teilen flhren konnen, sind verboten (Ver-
schlechterungsverbot, § 22b Abs.5 und § 16
Abs. 2 NatSchGBIn, Art.6 Abs.2 FFH-RL). Mit
der Prifung auf Vertraglichkeit, auch FFH-
Vertraglichkeitspriifung (FFH-VP) genannt,
soll gewahrleistet werden, dass die Schutz-
Ziele dieser Gebiete durch Plane und Projekte
nicht beeintrachtigt werden.

In Deutschland sind die europdischen Richt-
linien 1998 durch das Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) in nationales Recht und in
Berlin 2003 durch das Berliner Naturschutz-
gesetz in Landesrecht umgesetzt worden.
Eine tabellarische Ubersicht tiber die Rechts-
grundlagen enthdlt Anhang 4.3.Berlin hat

15 NATURA 2000-Gebiete gemeldet, die ins-
gesamt gut 7% der Landesflache einnehmen.

2.2 Anwendungsbereich

Einer FFH-Vertraglichkeitspriifung bedarf

es, wenn ein Projekt zugelassen oder ein
Plan aufgestellt werden soll, bei dem ein
NATURA 2000-Gebiet in seinen Erhaltungs-
zielen erheblich beeintrachtigt werden
konnte. Gefordert ist eine Vertrdglichkeitsprii-
fung auch dann, wenn solche Beeintrachti-
gungen erst durch das Zusammenwirken
des entsprechenden Projekts oder Plans mit
anderen Vorhaben, MaBnahmen oder Planen
hervorgerufen werden konnen (§ 16 Abs. 2
NatSchGBIn). Der Anwendungsbereich ist
iber die Definition der Begriffe Projekte und
Pldne im Bundesnaturschutzgesetz (§ 10
Abs. 1 Nr.11 und 12 BNatSchG) und § 35
BNatSchG bestimmt (siehe Kap.2.4).Um zu
kldren, ob es sich um ein Projekt oder einen
Plan in diesem Sinne handelt, mit dem mdg-
licherweise erhebliche Beeintrachtigungen
verbunden sein konnen, wird zundchst eine
FFH-Vorpriifung notwendig.
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4 Der Europdische Gerichtshof
hat mit dem Urteil von
10.Januar 2006 entschie-
den, dass der Anwendungs-
bereich der FFH-Priifpflicht
nicht ausreichend im
BNatSchG umgesetzt ist.

2.3 Verfahrensablauf und Beteiligungen
Bei FFH-Vertraglichkeitspriifungen zu Pro-
jekten richten sich die Verfahrensschritte und
damit auch die Beteiligung von anderen Be-
horden, sonstigen Tragern 6ffentlicher Be-
lange und der Offentlichkeit nach dem jewei-
ligen,Trdgerverfahren; z. B. einem eisenbahn-
rechtlichen Planfeststellungsverfahren.

Bei Planen und Programmen nach § 35 Satz 1
Nr.2 BNatSchG zieht eine FFH-Vertrdglich-
keitsprifung die Durchfiihrung einer Strate-
gischen Umweltprifung nach sich (§ 14c
UVPG). Diese Regelung verfolgt den Zweck,
die FFH-Vertraglichkeitspriifung an die Ver-
fahrensstandards der Strategischen Umwelt-
prifung anzupassen (SANGENSTEDT 2001).

Die Behorde, die (iber die Zulassung eines
Projekts oder eines Plans zu entscheiden hat,
ist zundchst verpflichtet, die oberste Behdrde
flr Naturschutz und Landschaftspflege um-
gehend dartiber zu unterrichten (§ 17 Abs. 1
NatSchGBIn). Letztere flihrt die FFH-Vorpri-
fung durch und trifft die Entscheidung, ob
eine FFH-Vertraglichkeitspriifung notwendig
ist. Die Durchfiihrung des weiteren Verfahrens
der FFH-Vertrdglichkeitspriifung liegt weitge-
hend in der Verantwortung der Behérde, die
das jeweilige Aufstellungs- oder Genehmi-
gungsverfahren leitet.

Die in Berlin anerkannten Naturschutzver-
bande erhalten Gelegenheit zur Einsicht-
und Stellungnahme (§ 39a NatSchGBIn). In
bestimmten Fallen ist die Europdische Kom-
mission zu beteiligen bzw.zu informieren
(siehe Kapitel 2.8 und 2.9).

2.4 FFH-Vorpriifung

Zu Beginn eines Verfahrens gilt es anhand

folgender Fragen zu kldren, ob eine FFH-

Vertraglichkeitspriifung erforderlich ist

(Vorprifung' oder,Screening):

1. Handelt es sich um einen Plan oder ein
Projekt im Sinne des § 10 BNatSchG?

2. Sind Wirkungsbeziehungen moglich, die
zu erheblicher Beeintrachtigung eines
Schutzgegenstandes bzw. Erhaltungszieles
in einem NATURA 2000-Gebiet fiihren
kénnten? (Kap. 2.6).

Der Begriff des Projekts wird in § 10 Bundes-
naturschutzgesetz allgemein definiert;
Projekte sind danach:

a) Vorhaben und MaBnahmen innerhalb
eines Gebiets von gemeinschaftlicher
Bedeutung oder eines Europdischen Vogel-
schutzgebiets, sofern sie einer behordli-
chen Entscheidung oder einer Anzeige
an eine Behorde bedirfen oder von einer
Behorde durchgefiihrt werden,

b) Eingriffe in Natur und Landschaft im
Sinne des § 18 BNatSchg, sofern sie einer
behordlichen Entscheidung oder einer
Anzeige an eine Behorde beddirfen oder
von einer Behorde durchgefiihrt werden
und

¢) nach dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz genehmigungsbediirftige Anlagen
sowie Gewdsserbenutzungen, die nach
dem Wasserhaushaltsgesetz einer Erlaubnis
oder Bewilligung bediirfen,

soweit sie, einzeln oder im Zusammenwirken

mit anderen Projekten oder Pldnen, geeignet

sind, ein Gebiet von gemeinschaftlicher

Bedeutung oder ein Europdisches Vogel-

schutzgebiet erheblich zu beeintrdchtigen

(§ 10 Abs. 1 Nr. 11 BNatSchG)*.
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Der Begriff,Plane’ umfasst im Sinne des
Bundesnaturschutzgesetzes:

Plane und Entscheidungen in vorgelagerten
Verfahren, die bei behordlichen Entschei-
dungen zu beachten oder zu beriicksichti-
gen sind, soweit sie, einzeln oder im Zusam-
menwirken mit anderen Planen oder Projek-
ten, geeignet sind, ein Gebiet von gemein-
schaftlicher Bedeutung oder ein Europdisches
Vogelschutzgebiet erheblich zu beeintrach-
tigen (§ 10 Abs. T Nr. 12 BNatSchG).

Von der Priifpflicht erfasst sind z.B.:

1. Linienbestimmungen von Bundesfern-
straBen und Bundeswasserstral3en sowie

2. Raumordnungs- u. Regionalplane
fur das Landesgebiet. Dazu gehdren das
Berlin-Brandenburger Landesentwick-
lungsprogramm und die Landesent-
wicklungsplane (Kap.3.4).

3. Flachennutzungsplan und Bebauungs-
plane (Kap.3.4).

Eine Vertrdglichkeitspriifung ist nicht erfor-

derllch
wenn es sich um einen Plan oder ein Pro-
jekt zur Umsetzung der Ziele der FFH- oder
VogelSchRL handelt (vgl.§ 16 NatSchGBIn
und § 10 BNatSchG).

« bei Bauvorhaben in Gebieten mit Bebau-
ungspldnen nach § 30 BauGB und wahrend
der Planaufstellung nach § 33 BauGB (§ 37
Abs. 1 BNatSchG).

Abb. 14: Verfahrensschritte der FFH-VP nach § 34 und § 35 BNatSchG

1.

*

—

FFH-Vorpriifung

Kriterien:

Plan oder Projekt gem.§ 10 Abs. 1 BNatSchG
Zusammenwirken mit anderen Vorhaben

erhebliche Beeintrachtigung eines Natura 2000-Gebietes
in seinen Schutzzwecken oder fiir die Erhaltungsziele maf-
geblichen Bestandteilen maglich

Frage:

Sind die Tatbestande erfiillt, die eine FFH-Vertraglichkeits-
priifung (FFH-VP) erforderlich machen?

2. FFH- Vertraglichkeitspriifung

Kriterien:

relevante Wirkungen des Projektes oder Plans

Erheblichkeit der zu erwartenden Veranderungen

Frage:

Kann das Projekt oder der Plan zu erheblichen Beeintrachti-
gungen der Erhaltungsziele eines NATURA 2000-Gebietes
in seinen mafRgeblichen Bestandteilen fiihren?

3. Priifung der Ausnahmebestimmungen

Kriterien:

keine zumutbaren, vertraglicheren Alternativen
zwingende Griinde liberwiegenden offentlichen Interesses
MafRnahmen zur Koharenzsicherung maglich

Bei erheblicher Beeintrachtigung von prioritdren
Lebensraumen/Arten:

eingeschrankte Ausnahmegriinde nach § 16 Abs.4 NatSchGBIn
ggf. Stellungnahme der Kommission

Frage:

Sind die fiir eine ausnahmsweise Zulassung erforderlichen
Tatbestande gegeben?
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Abb. 15: Neubau eines
Radweges im NATURA
2000-Gebiet (FFH-Gebiet
Miiggelspree, Miiggelsee)

Als Ergebnis der FFH-
Vorpriifung konnten
mit einer vertréaglichen
Streckenfiihrung und
einem angepassten
Wegeaufbau erhebliche
Beeintrachtigungen

ausgeschlossen werden

30

Fallt der Plan oder das Programm grundsatz-
lich in den Anwendungsbereich der FFH-
Vertrdglichkeitspriifung, ist zu kldren, ob im
Einzelfall Wirkungsbeziehungen bestehen,
die zu einer erheblichen Beeintrdchtigung
eines NATURA 2000-Gebietes fiihren konnen
(Priifung der Erheblichkeit). Die Wirkungs-
beziehungen werden bei der Vorpriifung
lediglich grob eingeschatzt. Je konkreter das
beabsichtigte Projekt bzw. der beabsichtigte
Plan (und damit seine Wirkfaktoren) bereits
der obersten Naturschutzbehérde bekannt
ist, desto einfacher kann sie die Frage der
Erheblichkeit beantworten. Daher sollten im
Interesse einer ziigigen Entscheidung die
Ziele und Festlegungen des Plans bzw. die
Ziele und die technische Ausgestaltung des
Vorhabens durch den Vorhabentrdger (bzw.
Planungsbiiro/Gutachter) so konkret und klar
wie mdglich beschrieben werden. Empfeh-
lenswert ist es, gemeinsam mit der obersten
Naturschutzbehorde nach Moglichkeiten zu
suchen, wie das Projekt oder der Plan bereits
in diesem Planungsstadium modifiziert wer-
den kann, so dass erhebliche Beeintrachti-
gungen von NATURA 2000-Gebieten ausge-
schlossen werden konnen (Abbildung 15).
Gelingt dies, kann die Vorpriifung mit dem
Ergebnis abgeschlossen werden, dass keine
weiteren Schritte der FFH-Vertraglichkeits-
priifung erforderlich sind.

Wenn erhebliche Beeintrachtigungen nicht
ausgeschlossen werden konnen, ist eine FFH-
Vertrdglichkeitspriifung erforderlich. Das
Ergebnis der Vorpriifung ist nachvollziehbar
zu dokumentieren.

2.5 Festlegung des Untersuchungs-

rahmens

Im Hinblick auf die Untersuchungsinhalte

der FFH-Vertraglichkeitsstudie sollte geklart

werden (ggf.in einem Scoping-Termin),
+ welche Wirkungsfaktoren des Projekts
oder Plans relevant sind,

- welche anderen Plane und Projekte wegen
moglicher kumulativer Wirkungen einbe-
zogen werden missen (§ 16 Abs.2
NatSchGBIn),

+ welche Lebensraumtypen sowie Arten
und deren Habitate betroffen sein kdnnen
und welche Beeintrachtigungen, gemessen
an den Erhaltungszielen, in NATURA 2000-
Gebieten auftreten konnen,

+ wie das Untersuchungsgebiet abzugrenzen
ist (einschlieBlich Beriicksichtigung von
Flachen fiir voraussichtlich erforderliche
KohdrenzsicherungsmalBnahmen),

+ ob zusdtzliche Untersuchungen erforderlich
sind und spezialisierte Fachgutachter hin-
zugezogen werden sollen,

+ welche Untersuchungsmethoden ange-
wendet werden.

AuBerdem sollte abgeschatzt werden, ob
voraussichtlich eine Alternativenpriifung
erforderlich wird. In diesem Fall empfiehlt es
sich, die zu untersuchenden Alternativen
bereits so weit wie mdglich mit einzubeziehen.

Die Festlegung des Untersuchungsrahmens
erfolgt in Absprache mit der obersten Natur-
schutzbehorde und gegebenenfalls weiteren
Beteiligten. Falls bei einem Projekt oder Plan
auch eine Umweltvertraglichkeitspriifung
bzw. Strategische Umweltpriifung erforderlich
wird, ist ein gemeinsamer Scoping-Termin
und eine Dokumentation der getroffenen
Vereinbarungen anzuraten (Kap. 1)
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2.6 FFH-Vertraglichkeitsstudie

Die FFH-Vertraglichkeitsstudie ist die fachliche
Grundlage der FFH-Vertraglichkeitsprifung.
Die Gliederung der FFH-Vertraglichkeitsstudie
kann sich an vorhandenen Mustern orientie-
ren (z. B. EISENBAHNBUNDESAMT 2005, An-
hang IV-1; KOPPEL et al. 2004, 320). Bei der
Erstellung der Karten der FFH-VP fiir Projekte
bieten die fiir den BundesfernstraSenbau
entwickelten Musterkarten Anhaltspunkte
(BMVBW 2004).

2.6.1 Beschreibung des betroffenen
Gebietes

Gegenstand der FFH-Vertraglichkeitspriifung
sind die formlich festgelegten NATURA 2000-
Gebiete mit den darin vorkommenden, in der
FFH-Richtlinie genannten Lebensraumtypen
(Anhang I), den Habitaten der dort genannten
Tier- und Pflanzenarten (Anhang Il) und den
Lebensrdumen der in der Vogelschutzrichtlinie
aufgelisteten Vogelarten sowie die darauf
abgestimmten Erhaltungsziele.

Angestrebt wird die Erhaltung (oder Wieder-
herstellung) des,giinstigen Erhaltungszu-
stands’ der betroffenen Lebensraumtypen
oder Arten. Uber den aktuellen Erhaltungs-
zustand der jeweiligen Fldche kann die ober-
ste Naturschutzbehérde Auskunft geben.

In Schutzgebietsverordnungen wird der
Schutzzweck entsprechend der jeweiligen
Erhaltungsziele konkretisiert. Da viele der
Berliner NATURA 2000-Gebiete bereits den
Status eines Natur- oder Landschaftsschutz-
gebietes haben, liegen in diesen Fdllen
Schutzgebietsverordnungen und teilweise
auch Pflege- und Entwicklungsplane vor.

Die darin verankerten Schutzzwecke geniigen
jedoch hédufig nicht den Anforderungen an
die Erhaltungsziele gemaR den NATURA 2000-
Regelungen, so dass die Schutzgebietsver-
ordnungen entsprechend anzupassen sind.
Die allgemeinen Erhaltungsziele sind in der
Bekanntmachung,NATURA 2000-Gebiete”
vom 26.08.2005 und im Amtsblatt fiir Berlin
Nr.48 vom 29.09.2005, Seite 3717ff. genannt.

Einzelflachenscharfe Bewertungen und Erhal-
tungsziele enthdlt bei Vorliegen der Manage-
mentplan. Die oberste Naturschutzbehorde
kann hierzu Rat und Auskunft geben.

Der giinstige Erhaltungszustand ist der
Zustand, der notwendig ist, um die Lebens-
raumtypen und Arten der FFH-Richtlinie

und der Vogelschutzrichtlinie europaweit

nachhaltig zu sichern. Der Erhaltungszu-

stand eines natiirlichen Lebensraums

gllt als glinstig, wenn
sein nattrliches Verbreitungsgebiet sowie
die Flachen, die er in diesem Gebiet ein-
nimmt, bestandig sind oder sich ausdeh-
nen,

+ die fiir seinen langfristigen Fortbestand
notwendige Struktur und spezifischen
Funktionen bestehen und in absehbarer
Zukunft wahrscheinlich weiterbestehen
werden und

« der Erhaltungszustand der fiir ihn charakte-
ristischen Arten giinstig ist (Art.| e FFH-RL).

Der Erhaltungszustand einer Art wird als

gunstlg betrachtet, wenn
- aufgrund der Daten Uber die Populations-
dynamik der Art anzunehmen ist, dass
diese Art einen lebensféhigen Bestandteil
des natiirlichen Lebensraums, dem sie
angehdrt, bildet und langfristig weiterhin
bilden wird,

- das natlirliche Verbreitungsgebiet dieser Art
weder abnimmt noch in absehbarer Zeit
vermutlich abnehmen wird und

+ ein genligend gro8er Lebensraum vorhan-
den ist und wahrscheinlich weiterhin vor-
handen sein wird, um langfristig ein Uberle-
ben der Populationen dieser Art zu sichern
(Art.1i FFH-RL).

Der giinstige Erhaltungszustand, der nicht
verschlechtert werden darf, stellt als
Erhaltungsziel zugleich den MaBstab fiir
die Beurteilung der Vertraglichkeit von
Planen und Projekten dar.
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Abb. 16: FlieBwiese Ruhleben
(Berlin, Charlottenburg)

Dieser Lebensraum des
Kammmolchs (Anhang Il

der FFH-RL) konnte erhalten
werden, da im Rahmen der
FFH-Vertraglichkeitspriifung
zum Ausbau der Spree das

mogliche Trockenfallen dieser

FlieBwiese erkannt wurde
. R "

In der FFH-Vertraglichkeitsstudie ist eine
Beschreibung und Bewertung des Gebie-
tes bzw. der betroffenen Teile notwendig,
die die Erhaltungsziele beriicksichtigt und
die Situation der mafgeblichen Bestandteile
und der prioritdren Arten oder Lebensraumty-
pen umfasst. MaBgebliche Bestandteile
eines Gebietes sind die darin vorkommenden
Lebensraumtypen der FFH- und der Vogel-
schutzrichtlinie und die Arten dieser Richtli-
nien (vgl.§ 16 Abs. 2 NatSchGBIn). Sind be-
stimmte Arten und Lebensrdume, die nicht in
den Richtlinien aufgefthrt sind, fur den giin-
stigen Erhaltungszustand eines Gebiets rele-
vant, konnen sie — insbesondere die ,charak-
teristischen’ Arten des jeweiligen Lebens-
raums — zu den mafgeblichen Bestandteilen
gehoren (SSYMANK et al. 1998).

Das gleiche gilt fiir abiotische Teile von Natur
und Landschaft und auch fiir Strukturmerk-
male, wie z. B. der Unzerschnittenheit des
Gebietes (s. EISENBAHNBUNDESAMT 2005,
Teil IV und KOPPEL et al. 2004). Gegebenen-
falls ist es erforderlich, die mal3geblichen
Bestandeteile in der Vertraglichkeitsuntersu-
chung zu identifizieren. Prioritdre’ Schutzge-
genstande unterliegen einer besonderen
Gefahrdung und daher einem besonderen
Schutz der Europadischen Gemeinschaft.
Prioritére Lebensraumtypen sind in An-
hang |, prioritare Arten in Anhang Il der
FFH-Richtlinie aufgelistet und gekennzeich-
net. Informationen zu NATURA 2000-Gebieten
in Berlin enthélt ein Faltblatt der Senatsver-
waltung fir Stadtentwicklung (SENSTADT
2005).

Um prognostizieren zu konnen, inwieweit das
Projekt oder der Plan zu erheblichen Beein-
trachtigungen eines NATURA 2000-Gebiets
fuhren kann, ist eine Beurteilung der spezifi-
schen Empfindlichkeiten gegeniiber den
Wirkfaktoren des Plans oder Projekts er-
forderlich. Bei den FFH-Lebensraumtypen
bedarf es dazu auch der Kenntnis tiber deren
charakteristische Arten. Deren Zuordnung

zu Lebensraumtypen findet sich z.B.im
,Handbuch zum europdischen Schutzgebiets-
system NATURA 2000’ des Bundesamtes fiir
Naturschutz (SSYMANK et al. 1998) und im
JInterpretation Manual of European Habitats'
(EUROPAISCHE KOMMISSION 1999).

2.6.2 Beschreibung des Projekts oder
Plans

Das Projekt oder der Plan bzw. deren Wir-
kungsfaktoren, die fiir das NATURA 2000-
Gebiet von Bedeutung sein kénnen, werden
vom Vorhabentrdger so konkret beschrieben,
dass eine Bewertung der Vertraglichkeit
maglich ist. Wirkungsbeziehungen konnen
auch Uber gréBere raumliche Entfernungen
bestehen, deshalb kann die Untersuchung
nicht allein auf das Plan- bzw. Projektgebiet
beschrankt werden.
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Da das Wirkungsgeflige ausgehend von dem
betroffenen NATURA 2000-Gebiet und seinen
spezifischen Erhaltungszielen betrachtet wird,
sind auch andere Plane und Projekte, durch
die kumulative Wirkungen mit dem beab-
sichtigten Plan oder Projekt auftreten konnen,
in die Untersuchungen einzubeziehen

(BfN 2004; EUROPAISCHE KOMMISSION 2000,
Nr.4.4.3).

Falls absehbar ist, dass ein Projekt oder ein
Plan wegen seiner erheblichen Auswirkungen
unzuldssig ist und ein Ausnahmeverfahren
(Kap. 2.8) angestrebt wird, ist es dringend
anzuraten, bereits von Beginn an auch nach
zumutbaren Alternativen zu suchen und
deren Merkmale und Wirkfaktoren zu be-
schreiben.Um in einem Ausnahmeverfahren
beurteilen zu kdnnen, ob fiir das Vorhaben
Ausnahmegriinde geltend gemacht werden
konnen, ist es ebenfalls sinnvoll, in die Be-
griindung des Vorhabens die Formulierun-
gen fiir die Ausnahmetatbestande — wie
,6ffentlich’,zwingend’ usw. aufzunehmen.

2.6.3 Beurteilung der Beeintrachtigungen
und ihrer Erheblichkeit
(Wirkungsprognose)

Aus einer Gegenliberstellung der Wirkfaktoren
des Vorhabens und den Empfindlichkeiten
der Arten und Lebensraumtypen im Gebiet
kdnnen die voraussichtlichen Beeintrachti-
gungen prognostiziert werden. Ziel ist es, die
spezifischen Auswirkungen auf einzelne Teil-
bereiche des NATURA 2000-Gebietes aufzu-
zeigen. Die Betrachtung darf sich jedoch nicht
nur auf diese Einzelteile beschranken. Viel-
mehr gilt es zu beurteilen, inwiefern das
NATURA 2000-Gebiet in seiner Gesamtheit
beeintrachtigt wird. Dazu kénnen auch Ver-
anderungen abiotischer Faktoren zdhlen,
sofern sie mal3gebliche Bestandteile fir die
Erhaltungsziele darstellen.

Die entscheidende Frage ist dabei die Erheb-
lichkeit der zu erwartenden Auswirkungen.
Die Beurteilung erfolgt immer fiir den Einzel-
fall. Es reicht aus, wenn erhebliche negative
Auswirkungen in Folge des Vorhabens auftre-
ten konnten, ohne dass dies sicher oder nach-
weisbar sein muss. Berticksichtigt werden

u.a. Dauer, Intensitdt und Umfang der Beein-
trachtigung. MaRstab fiir die Beurteilung der
Erheblichkeit sind die Erhaltungsziele des
Gebietes und damit in der Regel der jeweils
angestrebte — zu erhaltende oder wiederher-
zustellende — giinstige Erhaltungszustand.
Das Verschlechterungsverbot bezieht sich auf
den glinstigen Erhaltungszustand. Ist der Er-
haltungszustand glnstig, darf er nicht durch
ein Vorhaben verschlechtert werden, ist er ein-
geschrankt, darf seine Verbesserung nicht
behindert werden.

Bei der Bestimmung der Erheblichkeit ist

die Bedeutung des FFH-Gebiets innerhalb
des Netzes NATURA 2000 zu beriicksichtigen
(Kriterien in Anhang Ill FFH-RL). Bei der
Beurteilung des Ausmal3es einer Beeintrach-
tigung wirken die geplanten Vermeidungs-
mafBnahmen mindernd. Wenn Schutzgebiets-
verordnungen mit sonstigen Regelungen
vorhan-den sind, miissen diese beachtet
werden (§ 17 Abs.4 NatSchGBIn).

Das Berliner Naturschutzgesetz besagt, dass
ein Gebiet insbesondere dann erheblich
beeintrachtigt ist,

+ wenn es in seinen fiir die Erhaltungsziele
oder den Schutzzweck maf3geblichen
Lebensraumen verschlechtert wird oder

- wenn die Arten, firr die das Gebiet ausge-
wiesen worden ist, erheblich gestért wer-
den oder

+ wenn MaBBnahmen zur Erhaltung oder
Wiederherstellung eines giinstigen Erhal-
tungszustands erheblich beeintrachtigt
werden (§ 16 Abs. 2 Satz 2 NatSchGBIn).
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Abb. 17: FFH-Gebiet
SchloBpark Buch

Erhebliche Beeintrachti-
gungen des Lebensraums
konnten im Rahmen
einer FFH-Vorpriifung
zur Umgestaltung des
Grabensystems vermie-

den werden
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2.6.4 Vermeidungs- und Minderungsmag-
nahmen

In der FFH-Vertraglichkeitsstudie werden

im Anschluss an die Wirkungsprognose Ver-
meidungs- und Minderungsmanahmen
(MaBnahmen zur Schadensbegrenzung')
konzipiert. Werden negative Auswirkungen
auf die Erhaltungsziele des Schutzgebietes
vermieden oder entscheidend begrenzt,
konnen sie bewirken, dass die Beeintrachti-
gungen unter die Erheblichkeitsschwelle
fallen.Klar davon zu unterscheiden sind die
KoharenzsicherungsmafBnahmen (FISCHER-
HUFTLE 2003; Kap. 2.9).

Méglichkeiten zur Vermeidung und Minde-
rung liegen u.a.in Anderungen der Dimensio-
nierung von Bauwerken, in der Optimierung
des Zeitplans von BaumalBnahmen (z.B.
auBerhalb der Brutzeiten von Vogelarten),
dem Einsatz von schonenden Bauverfahren
oder auch von Vorrichtungen zur Reduzierung
von Beeintrachtigungen (z. B. Immissions-
schutzpflanzungen, Querungshilfen).

2.7 Ergebnis der Untersuchung

Die verfahrensfiihrende Behorde formuliert
im Einvernehmen mit der obersten Natur-
schutzbehorde das Ergebnis der Untersu-
chung und stellt darin fest, ob der Plan oder
das Projekt vertrdglich und damit zuldssig
oder unvertrdglich und damit unzuldssig ist.
Bei Planfeststellungsverfahren und Geneh-
migungen mit Konzentrationswirkung reicht
das Benehmen aus.

Ein Projekt oder ein Plan ist insbesondere
dann unzuldssig, wenn ein Projekt oder ein
Plan ein NATURA 2000-Gebiet in seinen fir
die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck
mafgeblichen Bestandteilen erheblich beein-
trachtigen kann — allein oder durch Zusam-
menwirken mit anderen Projekten oder Pla-
nen (§ 16 Abs. 2 NatSchGBIn)

2.8 Priifung von Ausnahmetatbestianden
Hat die Vertrdglichkeitspriifung ergeben,

dass das Projekt oder der Plan unvertréglich
und daher unzuldssig ist, kann in einer an-
schlieBenden Ausnahmepriifung noch gepriift
werden, ob dennoch die Mdglichkeit einer
Zulassung des Projekts bzw. Aufstellung des
Plans besteht. Dazu werden zwei Schritte
notwendig:

1. Priifung, ob es zumutbare Alternativen gibt,
2. Priifung der Ausnahmegriinde.
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Nachdem die zu priifenden Alternativen aus-
gewdhlt wurden (ggf.schon bei der Festle-
gung des Untersuchungsrahmens), werden

in der Alternativenpriifung die Beeintrachti-
gungen ermittelt, bewertet und mit der ur-
spriinglichen Losung verglichen. Die Alterna-
tivenprifung schlieft mit der Feststellung,

ob zumutbare, vertrdgliche Alternativen vor-
handen sind oder fehlen.Nur wenn der Nach-
weis erbracht werden kann, dass durch andere
zumutbare Varianten keine geringeren Beein-
trachtigungen von NATURA 2000-Gebieten

zu erwarten sind, wird als weiterer Schritt

die Priifung von Ausnahmegriinden mdglich.
Der Nachweis dieser Griinde ist vom Vorha-
bentrager bzw. der planaufstellenden Behérde
zu fiithren.

Flr eine ausnahmsweise Zuldssigkeit muss:

« ein offentliches Interesse an dem Vor-
haben bestehen,

- das zwingend ist

+ und das gegeniiber den betroffenen
Belangen von NATURA 2000 iiberwiegt
(§ 16 Abs. 3 Satz 1 NatSchGBIn).

Wenn in dem betroffenen Gebiet prioritare
Arten oder prioritdre Lebensraumtypen
erheblich beeintrdchtigt werden kénnen,
darf das Projekt bzw. der Plan nur dann weiter
verfolgt bzw. zugelassen werden, wenn

die zwingenden Griinde, die dafiir geltend

gemacht werden, zusatzlich folgende

Kriterien erfllen:

+ Sie stehen im Zusammenhang mit der
Gesundheit des Menschen, der 6ffent-
lichen Sicherheit, einschlie(Slich der
Landesverteidigung und des Schutzes der
Zivilbevolkerung oder

+ das Projekt bzw. der Plan hat (zusétzlich)
mafgeblich giinstige Auswirkungen auf
die Umwelt (§ 16 Abs. 4 NatSchGBIn).

Falls bei einem Projekt mit erheblichen Aus-
wirkungen auf ein Gebiet mit prioritdren
Lebensraumtypen oder Arten die strengeren
Ausnahmetatbestdnde nicht vorliegen und es
trotzdem weiterverfolgt werden soll, ist eine
Stellungnahme der Europdischen Kommis-
sion einzuholen. Dies geschieht durch die
verfahrensfithrende Behorde tiber das Bun-
desministerium fiir Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit. Die Kommission hat ein
Formblatt herausgegeben, aus dem hervor-
geht, welche Angaben in diesem Fall vorzule-
gen sind (EUROPAISCHE KOMMISSION 2000,
Anhang IV). Die Stellungnahme der Kommis-
sion ist zu berticksichtigen.

Abb. 18: Eremit,
prioritdre Art aus
Anhang Il der FFH-RL

2.9 Konzeption von Kohdrenzsicherungs-
maBnahmen

Wenn ein Plan oder Projekt zugelassen wer-
den soll, obwohl dadurch erhebliche Beein-
trachtigungen eines NATURA 2000-Gebietes
verursacht werden, missen alle notwen-
digen MalBnahmen ergriffen werden, um die
Koharenz des Netzes NATURA 2000 dennoch
sicherzustellen.Wenn diese nicht moglich
sind, fihrt dies zur Unzuldssigkeit des Vor-
habens.
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Abb. 19: Zitronenfalter

auf Karthéduser-Nelke

Die KohdrenzsicherungsmafBnahmen werden
durch den Vorhabentrager bzw. die plan-
aufstellende Behorde in der FFH-Vertraglich-
keitsstudie konzipiert, von der verfahrens-
flihrenden Behorde unter Einvernehmen bzw.
Benehmen mit der obersten Naturschutz-
behorde geprift und festgesetzt. Die Durch-
flihrung der Malnahmen erfolgt durch den
Vorhabentrager (§ 16 Abs. 5 NatSchGBIn).

Diese MaBBnahmen beziehen sich in Art und
Umfang auf die beeintrachtigten Lebens-
rdume/Arten innerhalb der gleichen biogeo-
graphischen Region. Notwendig ist ein voll-
standiger Funktionsausgleich. Die Ma3nah-
men sind vor der Zulassung des Vorhabens
verbindlich festzusetzen und in der Regel
noch vor Eintritt der Schddigung umzusetzen,
da zu jedem Zeitpunkt der Zustand insgesamt
gewahrt bleiben soll.

Beispiele fir MalSnahmen sind:

+ MaBnahmen innerhalb des betroffenen
Gebietes, die nicht ohnehin im Sinne der
jeweiligen Erhaltungsziele konzipiert
waren,

+ raumliche Erweiterung eines Gebietes,

+ Schaffung neuen Lebensraums in einem
anderen NATURA 2000-Gebiet oder dessen
Erweiterung.

In Ausnahmefillen gilt auch die Beantragung
der Neuaufnahme eines fiir die Kompensation
geeigneten Gebietes in das Netz NATURA
2000 mit Durchfiihrung zusatzlicher aufwer-
tender MaBnahmen als Kohérenzsicherungs-
mafnahme.Wenn MaBnahmen auf Flachen
durchgefiihrt werden, die bisher nicht zum
NATURA 2000-Netz gehdren, so ist eine
(Nach-) Meldung dieser Fldchen als Bestand-
teil des Netzes erforderlich.

In vielen Fallen ist ein Vorhaben, fir das eine
Ausnahmepriifung nach FFH-Recht durchge-
fuhrt wird, auch mit Eingriffen in Natur und
Landschaft verbunden. Die Kohdrenzsiche-
rungsmafBnahmen sowie die Ausgleichs-

und ErsatzmafBnahmen im Sinne der Eingriffs-
regelung sind dann moglichst deckungsgleich
zu gestalten (§ 16 Abs. 6 NatSchGBIn); die
Anforderungen an die Kohérenzsicherungs-
mafBnahmen sind zu erfiillen. Moglicherweise
kénnen auch MaBnahmen des Biotopver-
bunds die Kohdrenz des NATURA 2000-Netzes
untersttitzen.

SchlieBlich ist die Europdische Kommission
auf dem Weg iiber das Bundesministerium
fur Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit Uber die getroffenen MaBnahmen zu
unterrichten (§ 16 Abs. 5 NatSchGBIn). Auch
dafir kann eine Vorlage der Europdischen
Kommission genutzt werden.m
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3. Umweltpriifungen nach Umwelt-
vertraglichkeitspriifungsgesetz und
Baugesetzbuch



Abb. 20: Geltungsbereiche umwelt-
gesetzlicher Regelungen

+ Richtlinie des Rates der EU
iiber die Umweltvertraglichkeit
bei bestimmten 6ffentlichen
und privaten Projekten

+ Gesetz iiber die Umweltvertrag-
lichkeitspriifung (UVPG)

+ Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zur Umweltvertréglichkeitspriifung
(UVP-VwV)

* Berliner Gesetz iiber die Umwelt-
vertraglichkeitspriifung (UVPG-BIn)

3. Umweltpriifungen nach Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetz

und Baugesetzbuch

3.1 Begriffsklarung

Die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP)
istim Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeits-
prifung (UVPG) verankert. Sie wird in der
Regel in dem Verfahren durchgefiihrt, das die
abschlieBende Entscheidung tber die Zulas-
sung des Vorhabens zum Ergebnis hat. Vor Be-
ginn des Zulassungsverfahrens sind oftmals
Vorentscheidungen zu treffen, Programme
aufzustellen und Plane zu verabschieden, die
z.B.den Standort des Projekts eingrenzen.
Auf dieser Ebene setzen die Strategische
Umweltpriifung (SUP) und die Umwelt-
priifung in der Bauleitplanung (UP) an.
Die SUP ist ebenfalls im UVPG, die UP im Bau-
gesetzbuch (BauGB) geregelt. Die Priifgegen-
stande auf dieser Ebene sind noch relativ
offen fur Anderungen, weniger konkret und
weisen meist einen groferen rdumlichen
Bezug auf. Der Begriff Strategische Umwelt-
prifung wird bei der Priifung von Planen

und Programmen der Fachplanungen, der
Begriff Umweltpriifung bei denen der Raum-
ordnung und der Bauleitplanung verwendet.
In diesem Leitfaden wird Umweltpriifung’
auch in einem erweiterten Sinne als Oberbe-
griff fir die anderen Prifinstrumente ver-
wandt.

Der Begriff der Priifung (z. B. UVP, SUP) um-
fasst alle erforderlichen Verfahrensschritte.
Dazu gehdren z.B. Beteiligungen von Behor-
den und Offentlichkeit. Die Verfahrensschritte
der Umweltpriifungen werden in das jeweils
nach Fachrecht vorgeschriebene Zulassungs-
oder Aufstellungsverfahren (z. B. Planfeststel-
lungsverfahren) integriert, das als Tragerver-
fahren dient. Die Priifung der Zuldssigkeit
des Plans oder Projekts erfolgt durch die
jeweils zustandige Zulassungsbehdrde.

Umweltvertraglichkeitsstudie (UVS) oder
Umweltvertraglichkeitsuntersuchung
(UVU) werden die fachlich-inhaltlichen
Beitrdge der Umweltvertréglichkeitspriifung
in Form von Text und Karten genannt.

Diese Fachgutachten dienen der Information
und unterstiitzen die Entscheidungsfindung.
Bei der Strategischen Umweltpriifung und
der Umweltpriifung in der Raumordnung und
Bauleitplanung werden die Ergebnisse der
Priifung in einem Umweltbericht dargelegt.

3.2 Hintergrund, Ziele und rechtliche
Grundlagen

1985 wurde die Europdische Richtlinie Giber
die Umweltvertréglichkeitspriifung bei
bestimmten offentlichen und privaten Pro-
jekten (UVP-RL) verabschiedet. 1990 wurde
diese Richtlinie in Deutschland durch das
Gesetz Uiber die Umweltvertraglichkeitspri-
fung (UVPG) implementiert. Das UVPG wurde
bundesweit durch die Allgemeine Verwal-
tungsvorschrift zur Ausfiihrung des Gesetzes
iber die Umweltvertraglichkeitspriifung
(UVPVwV), durch Regelungen in den Fachge-
setzen und in Berlin durch ein Landesgesetz
(UVPG-BIn) ergéanzt.Im Jahr 2001 hat die
Europdische Union durch eine weitere Richt-
linie den Anwendungsbereich der Priifung
auf Plane und Programme ausgedehnt (Richt-
linie Uber die Prifung der Umweltauswirkun-
gen bestimmter Plane und Programme —
SUP-RL - s0g. Strategische Umweltpriifung).
Fir Fachplanungen wurde sie auf Bundes-
ebene durch das novellierte UVPG (2005) und
die entsprechenden Fachgesetze umgesetzt.
Fir die Raumordnung und die Bauleitplanung
wurde die SUP-RL tiber das Europarechts-
anpassungsgesetz Bau (2004) in das Raum-
ordnungsgesetz (ROG) und das Baugesetz-
buch (BauGB) integriert. Die landesrechtliche
Anpassung der Fachgesetze an die Vorgaben
des novellierten UVPG wird derzeit vorgenom-
men.
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UVP und SUP zielen auf eine wirksame
Umweltvorsorge. In diesem Sinne sollen
die Auswirkungen bestimmter Plane, Pro-
gramme und Vorhaben friihzeitig und
umfassend ermittelt, beschrieben und
bewertet werden und die Ergebnisse

der Umweltpriifungen bei Entscheidungen
tiber die Zuldssigkeit von Vorhaben bzw.
bei Aufstellung oder Anderung von Pldnen
und Programmen so friih wie moglich be-
riicksichtigt werden.

3.3 Umweltpriifungen nach Umwelt-
vertraglichkeitspriifungsgesetz

(SUP und UVP)

In diesem Kapitel werden die Umweltvertrag-
lichkeitspriifung (UVP) und die Strategische
Umweltpriifung (SUP) erldutert. Anhang 4.3
enthalt Tabellen mit den Vorschriften, die
bei der UVP bzw. SUP in Fachplanungen zu
beachten sind. Die Umweltpriifung in der
Bauleitplanung wird in Kap. 3.4 vorgestellt.
Neben vielen Gemeinsamkeiten weisen UVP
und SUP auch einige Unterschiede auf.

Tab. 2: Unterschiede zwischen SUP und UVP (Auswahl)

Strategische Umweltpriifung

Plan- und Programmebene

Umweltvertraglichkeitspriifung

Projektebene

i.d.R.groRerer Untersuchungsraum, gerin-

gerer Detaillierungsgrad

i.d.R. kleinerer Untersuchungsraum, groR3e-
rer Detaillierungsgrad

Bezug v.a. auf Ziele und Umweltvorsorge

Vermeidung und Verminderung von
konkreten Auswirkungen

Priifung von Alternativen

Priifung von anderweitigen Losungsmog-
lichkeiten

Gesamte Priifung durch Behorden

Umweltvertraglichkeitsuntersuchung durch
den Trdger des Vorhabens

Bekanntgabe des Plans oder Programms,

der Monitoring-MaBnahmen und einer
zusammenfassenden Erklarung
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Abb. 21: Anwendungsbereich

Landeswaldgesetz

3.3.1 Anwendungsbereich

Die Erforderlichkeit einer Umweltvertrag-
lichkeitspriifung oder Strategischen Um-
weltpriifung ist grundsatzlich im Gesetz iiber
die Umweltvertrdglichkeitspriifung geregelt
(8§ 2,3, 14a-0 UVPG und Anlagen).Um zu
kldren, ob eine Prifpflicht vorliegt, ist die Liste
SUP-pflichtiger Plane und Programme (Anlage
3 zum UVPG) sowie die Liste UVP-pflichtiger
Projekte (Anlage 1 zum UVPG) heranzuziehen.
Dariiber hinaus sind die entsprechenden
Fachgesetze (z.B. Bundesimmissionsschutzge-
setz) mafgeblich. In Berlin ist die Priifpflicht
in Landesfachgesetzen wie z.B.dem Berliner
Straen- und Landeswaldgesetz geregelt.

Tabelle 3 beinhaltet einen Ausschnitt aus der
Anlage 1 zum UVPG und veranschaulicht die
Systematik, wonach zu unterscheiden ist, ob
es sich bei dem geplanten Vorhaben um ein
generell UVP-pflichtiges Projekt handelt
oder ob zundchst eine Vorpriifung des Ein-
zelfalls, auch Screening genannt, erforderlich
ist. Es wird unterschieden zwischen der all-
gemeinen Vorpriifung und der standortbe-
zogenen Vorpriifung. Ein ,l'in Spalte 2 ver-
weist darauf, dass die UVP-Pflicht nach Maf3-
gabe des Landesrechts zu entscheiden ist.
Auch Anderungen und Erweiterungen

von UVP-pflichtigen Vorhaben bediirfen einer
UVP.Die UVP-Pflicht wird durch die Erweite-
rung einer Anlage ausgeldst, wenn durch
diese Erweiterung der fiir den Vorhabentyp
relevante Schwellenwert tiberschritten wird.
Die Priifpflicht wird auch ausgeldst, wenn

das Vorhaben, bzw. seine Anderung oder Er-
weiterung zusammen mit anderen Projekten
den Schwellenwert erreicht oder iberschreitet
(,kumulierende Vorhaben’).

Zur Ermittlung der SUP-Pflicht ist bei einigen
Planen und Programmen lediglich die Anlage
3 Nr.1 zum UVPG heranzuziehen. Dort sind
die Plane und Programme aufgelistet, die
generell (obligatorisch) einer SUP zu unter-
ziehen sind. Eine SUP-Pflicht besteht auch
dann, wenn fir den jeweiligen Plan oder das
Programm eine FFH-Vertraglichkeitsprii-
fung durchzufihren ist (§ 14c UVPG). Damit
soll vor allem erreicht werden, dass FFH-Ver-
traglichkeitspriifungen an die weiter reichen-
den Verfahrensanforderungen der Strategi-
schen Umweltpriifung, z.B.in Bezug auf die
Offentlichkeitsbeteiligung, angepasst werden.

Flr einige Plan- oder Programmarten ist

das Priiferfordernis durch eine Vorpriifung
(Screening) zu kldren (§ 14b UVPG, Kap.3.3.4).
In der Anlage 3 Nr.2 zum UVPG sind Pldne
und Programme aufgefiihrt, bei denen in
jedem Fall iber eine Vorpriifung zu ermitteln
ist, ob durch sie der Rahmen fiir die Zuldssig-
keit von nachfolgenden, UVP-pflichtigen
Vorhaben gesetzt wird. In diesem Fall besteht
die Pflicht zur Durchfiihrung einer Strategi-
schen Umweltpriifung.

Vorzuprifen sind ferner Plane oder Program-
me die nicht in Anlage 3 UVPG genannt sind,
jedoch fiir UVP-pflichtige Vorhaben den
Rahmen setzen. Weitere Anwendungsfalle
fur die Vorpriifung sind auch geringfiigige
Anderungen von Plinen oder Programmen
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Tab. 3: Vorhabenspezifische UVP-Priifpflichten (Beispiel aus der Anlage 1 zum UVPG)

Nr.

1.1

1.1.2

17.2

Vorhaben

Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Erzeugung
von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswarme oder
erhitztem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen
in einer Verbrennungseinrichtung (wie Kraftwerk,
Heizkraftwerk, Gasturbine, Verbrennungsmotoranlage,
sonstige Feuerungsanlage) einschlieBlich des jeweils
zugehorigen Dampfkessels, mit einer Feuerwarme-
leistung von

50 MW bis 200 MW

Rodung von Wald im Sinne des Bundeswaldgesetzes
zum Zwecke der Umwandlung in eine andere Nut-
zungsart mit

17.2.2 weniger als 10 ha Wald

oder wenn sie die Nutzung kleinerer Gebie-
te auf lokaler Ebene festlegen (§ 14d Abs. 1
UVPG, weitere Félle s. PETERS & BALLA 2006).
Teilweise ist auf Landesebene noch zu kldren,
unter welchen Voraussetzungen fiir bestimm-
te Plane und Programme eine SUP-Pflicht
besteht (SANGENSTEDT 2005).

Grundsétzlich sind auch Anderungen von
Planen und Programmen prifpflichtig (§ 2
Abs. 5 UVPG). Die Priifpflichtigkeit beschrankt
sich jedoch auf solche Plane und Programme?,
die von einer Behorde, einer Regierung oder
im Wege eines Gesetzgebungsverfahrens aus-
gearbeitet werden. Programme von Unterneh-
men oder Parteien fallen grundsétzlich nicht
unter die SUP-Pflicht (§ 2 Abs. 4,5 UVPG).

Nr. Nummer des Vorhabens
im UVPG

Vorhaben
Bezeichnung des Vor-
habens im UVPG

X (in Spalte 1)
Vorhaben ist UVP-
pflichtig

A (in Spalte 2)
Allgemeine Vorpriifung
d. Einzelfalls

S (in Spalte 2)
Standortbezogene
Vorprifung d. Einzelfalls

L (inSpalte 2)
UVP nach Mafgabe
des Landesrechts

Sim Folgenden wird zugun-
sten besserer Lesbarkeit
meist nur noch von Pléanen
gesprochen (anstelle von
,Planen und Programmen”).
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3.3.2 Uberblick iiber den Verfahrensablauf
Das Verfahren zur Durchfiihrung einer SUP
oder UVP wird von derjenigen Behorde gelei-
tet, die auch fiir die Zulassungsentscheidung
des Vorhabens oder die Aufstellung des Plans
zustandig ist. In Fdllen, in denen Zulassungen
durch mehrere Behorden erforderlich sind,
regelt das Berliner UVPG die federfiihrende
Zustandigkeit fiir die Verfahrensschritte der
UVP.Ein wichtiger Verfahrensbestandteil der
UVP sowie der SUP sind die Beteiligungen

Tab. 4: Verfahrensablauf (vereinfacht*) von Strategischer Umweltpriifung und

Umweltvertraglichkeitspriifung

Einleitung des Planungsverfahrens

Feststellung der SUP- bzw. UVP-Pflicht

Ggf. Einzelfallpriifung (Screening) anhand Anlage 1 bzw. 3 Nr.2 zum UVPG fiir bestimmte
Projekte bzw. Plane und Programme » s.Kap.3.3.3

{

Erstellung eines Plan-/Programm- respektive Projektentwurfs

Ggf. Festlegung des Untersuchungsrahmens (Scoping)

Bei UVP auf Antrag des Vorhabenstragers oder Entscheidung der Behorde, bei SUP
obligatorisch. » s.Kap.3.3.5

Erstellung des Umweltberichts bzw. der Umweltvertraglichkeitsstudie

v

Konsultationsphase
Konsultationen
Behorden- und Offentlichkeitsbeteiligung, grenziiberschreitende Beteiligung

{

Weiteres Verfahren
Beriicksichtigung des Umweltberichts (der Umweltvertréglichkeitsstudie) und der
Ergebnisse der durchgefiihrten Konsultationen bei der Entscheidungsfindung

Y

Bekanntgabe der Entscheidung und zuganglich machen relevanter Informationen
> s.Kap.3.3.8

{

Uberwachung (Monitoring; nur im Rahmen einer Strategischen Umweltpriifung)

*(BMU 2004, verandert)

von Behérden und der Offentlichkeit. Die Be-
teiligungen werden von der verfahrensfiihren-
den Behorde organisiert. Die nebenstehende
Tabelle zeigt die Verfahrensschritte zunachst
im Uberblick.

3.3.3 Tragerverfahren

Die Verfahren der Strategischen Umweltprii-
fung und der Umweltvertraglichkeitspriifung
sind in das jeweilige fachplanungsrechtliche
Verfahren fiir die Aufstellung eines Plans oder
die Zulassung eines Vorhabens integriert.

Das heif3t z.B., dass auch die Unterlagen zu
den Umweltuntersuchungen gemeinsam mit
den sonstigen Unterlagen zum Vorhaben
offentlich ausgelegt werden.

Die jeweilige Verfahrensart fiir die Zulassung
eines Vorhabens und weitere spezifische Ver-
fahrensanforderungen sind in den entspre-
chenden Fachgesetzen geregelt (eine Uber-
sicht enthalt Anhang 4.2).

Uber viele fachplanerische Projekte — z.B.
Strallen, Bahntrassen und Deponien — wird

in Planfeststellungsverfahren entschieden.
Der Planfeststellungsbeschluss hat konzentrie-
rende Wirkung, d. h. er umfasst alle 6ffentlich-
rechtlichen Genehmigungen, Zulassungen,
Bewilligungen und Erlaubnisse. Die Durch-
fuhrung eines Planfeststellungsverfahrens

ist im Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)
§§ 72-78 geregelt. Die Planfeststellungs-
behorde entscheidet im Planfeststellungs-
beschluss tiber die Zulassung des Vorhabens;
in den Nebenbestimmungen kann sie Auf-
lagen und Bedingungen regeln.

Wenn ber die Zuldssigkeit eines Vorhabens
—auch im Rahmen mehrerer Verfahren —
entschieden wird, sind die in diesen Verfahren
durchgefiihrten Teilpriifungen zu einer Ge-
samtbewertung aller Umweltauswirkungen
zusammenzufassen.
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3.3.4 Inhalt und Ablauf der Vorpriifung
(Screening)

Wenn ein Screening erforderlich ist (s. Kap.
3.3.1), findet es vor dem eigentlichen Verfah-
ren der UVP oder SUP statt. Die verfahrens-
fiihrende Behorde schatzt — ggf. unter Be-
teiligung anderer Behdrden — in einer iiber-
schldgigen Priifung ein, ob das Vorhaben er-
hebliche Umweltauswirkungen haben kann.
Die Vorpriifung soll sowohl hinsichtlich der
Untersuchungstiefe als auch des zeitlichen
Aufwands begrenzt bleiben und méglichst
rasch durchgefiihrt werden. Der Vorhaben-
trager macht Angaben zum jeweiligen Vor-
haben und gibt fiir die Abschatzung einer
UVP-Pflicht erforderliche Informationen an
die tiber die Priifpflicht entscheidende Be-
horde weiter.

Die Priifpflichtigkeit des Vorhabens oder Plans
wird im Screening unter Zuhilfenahme von
Kriterien gepriift, die in den Anlagen 2 und

4 zum UVPG fiir das UVP- und das SUP-Scree-
ning aufgelistet sind. Die Screening-Kriterien
der UVP beziehen sich auf die Merkmale

des Vorhabens, den Standort sowie die Merk-
male der mdglichen Auswirkungen. Bei der
allgemeinen Vorpriifung werden diese
Kriterien vollstdndig abgepriift. Bei der
standortbezogenen Vorpriifung miissen
dagegen nur die standortbezogenen Kriterien
herangezogen werden (Nr.2 der Anlage 2
zum UVPG). Die unter die standortbezogene
Regelung fallenden Vorhaben sind solche

mit geringer Grol3e oder Leistung, bei denen
nur dann erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen wahrscheinlich sind, wenn das
moglicherweise betroffene Gebiet besonders
empfindlich ist (§ 3¢ Abs. 1 UVPG). Empfind-
lichkeiten konnen aber immer nur in Bezug
auf spezifische Wirkungen angegeben wer-
den. Daher ist es in der Praxis unumganglich,
auch die Merkmale des Vorhabens bei der
standortbezogenen Vorpriifung zu beriick-
sichtigen, wobei auf die Erheblichkeit der Um-
weltveranderungen abzustellen ist (HARTLIK
et al.2001). Beim Screening muss auch
geprift werden, ob durch das Zusammen-
wirken (kumulierende Wirkung) mit anderen
Vorhaben erhebliche Umweltauswirkungen
entstehen und dadurch das in Frage stehende
Vorhaben UVP-pflichtig wird.

Zur Feststellung der SUP-Pflichtigkeit der
Plane wird eingeschdtzt, ob der Plan oder

das Programm erhebliche Umweltauswir-
kungen haben kann. Fiir diese Einschdtzung
enthélt das UVPG Kriterien in der Anlage 4.
Auswirkungen von Planen werden z.T. erst
indirekt wirksam, namlich erst mit der Kon-
kretisierung der Vorgaben des Plans auf nach-
folgenden Planungsebenen. Daher ist zu
priifen werden, ob der Plan fiir nachfolgende
UVP-pflichtige Vorhaben einen Rahmen setzt
(§ 14b Abs. 1 und 2 UVPG i.V.m. Anlage 3 zum
UVPG). Eine Priifpflicht kann vermieden wer-
den, wenn Vermeidungs- und Minderungs-
maflnahmen vorgesehen sind, die offensicht-
lich die negativen Umweltwirkungen aus-
schlieBen.

Das Ergebnis der Vorpriifung wird schriftlich
aufbereitet. Dabei werden die Uberpriifung
der Kriterien und die Griinde fiir das Gesamt-
urteil nachvollziehbar dargestellt. Das Ergeb-
nis wird auch der Offentlichkeit zuganglich
gemacht. Ergibt die Vorpriifung, dass die UVP/
SUP unterbleiben kann, ist dies bekannt zu
geben.

Abb. 22: Neubau der
Bundesautobahn
BAB A113 in Berlin,
Rudow-Altglienicke
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3.3.5 Festlegung des Untersuchungs-
rahmens (Scoping)

Ziel des Scopings ist die friihzeitige Kldrung
und Abstimmung des Umfangs, Detaillie-
rungsgrads und der Methoden der fiir die
Umweltpriifungen bendtigten Unterlagen.
Durch ein Scoping kann bereits zu einem
friihen Zeitpunkt darauf hingewirkt werden,
Mehrfachpriifungen bzw. Doppelarbeit zu
vermeiden. Dies ist besonders bei gestuften
Entscheidungen bedeutsam, d.h.wenn z.B.

Tab. 5: Abstimmung des Untersuchungsrahmens

Fragen zur Besprechung im Scoping
+ Was sind die zu untersuchenden Merk-
male und Wirkfaktoren des Vorhabens?

- Gibt es geplante oder bestehende Vor-
haben oder Teilzulassungen, Plane oder
Programme, die aufgrund maglicher
kumulierender Wirkungen in die Betrach-
tung einbezogen werden miissen?

+ Welche Alternativen und Varianten kom-
men in Frage und sollen gepriift werden?

- Wie ist der Untersuchungsraum abzu-
grenzen?

- Welche Schutzgiiter werden voraussicht-
lich betroffen sein?

+ Welche Daten und Informationen liegen
iiber den Zustand, die Empfindlichkeit
und die weitere Entwicklung der Schutz-
glter im Gebiet vor und wer kann sie
zur Verfiigung stellen; welche missen
erhoben werden?

+ Welche Untersuchungen sollen mit
welchem verhdltnismaBigen Aufwand
und mit welchen allgemein anerkannten
Priifungsmethoden durchgefiihrt wer-
den?

+ Welche Zeitrdume miissen bei den
Untersuchungen beachtet werden?

+ Welche Fachgesetze und Vorschriften
miissen im vorliegenden Fall beachtet
werden?
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+ Welche Bewertungskriterien sollen an-
gewandt werden?

+ Welche BewertungsmaR3stdbe sind her-
anzuziehen?

- Welche Anforderungen werden an die
Aufbereitung der Untersuchungsergeb-
nisse (kartographisch, textlich) gestellt?

+ Wie konnen Doppeluntersuchungen ver-
mieden werden bzw. Untersuchungen
aufeinander abgestimmt werden?

- Gab es bereits im Vorfeld Plane oder
Programme, in denen Umweltauswirkun-
gen auf tbergeordneter Ebene unter-
sucht wurden?

Bei gestuften Entscheidungen
- Inwieweit kann die UVP auf zusatzliche
oder andere erhebliche Umweltauswir-
kungen sowie Vertiefungen und Aktuali-
sierungen beschrankt werden?
(Abschichtung)

= Wenn es sich um einen Plan oder ein Pro-
gramm handelt: Welche UVP-pflichtigen
Zulassungsverfahren konkretisieren
dessen Inhalte?

+ Auf welcher Ebene kdnnen welche
Umweltauswirkungen am Besten schwer-
punktma@ig untersucht werden?

- Welche Fragestellungen sind auf der vor-
liegenden Ebene entscheidungsrelevant?

einer Zulassungsentscheidung mit UVP ein
SUP-pflichtiger Plan vorausgeht. Im Scoping
ist in diesem Fall auch zu beraten, welche
Umweltauswirkungen auf welcher Ebene
schwerpunktmaBig gepriift werden sollen
(sog. Abschichtung).Im Rahmen einer Um-
weltvertrdglichkeitspriifung wird ein Scoping
eingeleitet, wenn es der Vorhabentrager ver-
langt oder die zustdndige Behorde es fiir
sinnvoll erachtet (§ 5 UVPG). Bei einer Strate-
gischen Umweltpriifung wird dieser Verfah-
rensschritt immer durchgefiihrt, wie es sich im
Ubrigen auch fiir die UVP empfiehlt (Kap. 2).

Der Begriff Untersuchungsrahmen umfasst
den Raum, in dem Untersuchungen statt-
finden sollen (wo), als auch was und wie
untersucht werden soll. Welche Inhalte eine
Umweltvertraglichkeitsstudie oder ein Um-
weltbericht enthalten muss, ist allgemein im
UVPG geregelt (8§ 6 bzw. 14g UVPG, Kap.
3.3.6).Fiir den jeweiligen Einzelfall sind Inhalt
und Umfang der Umweltvertréaglichkeits-
studie bzw. des Umweltberichts zu konkre-
tisieren. Bei der Abgrenzung des Untersu-
chungsraumes ist anzustreben, dass dieser
auch den Bereich alternativer Standorte

und potenzieller KompensationsmafBnahmen
mit einschlieRt. Zu berticksichtigen ist dabei
auch, dass Auswirkungen auf verschiedene
Schutzgiiter eine unterschiedliche rdumliche
Reichweite haben.

Die zustandige Behorde organisiert den
Scoping-Termin.Teilnehmer sind neben
der verfahrensfiihrenden Behérde und dem
Trager des Vorhabens die Behérden, deren
umwelt- und gesundheitsbezogener Auf-
gabenbereich durch das Vorhaben berihrt
ist (§ 14f Abs.4 UVPG). AuBerdem kénnen
das im Regelfall beauftragte Planungshiiro,
weitere Sachverstandige und Vertreter der
anerkannten Natur und Umweltschutzver-
bande eingeladen werden (vgl. UVP-VwV).
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Als Vorbereitung des Scoping-Termins erar-
beitet der Vorhabentrdger (im Fall der UVP)
oder die planende Behorde (im Fall der SUP)
einen Entwurf fiir den voraussichtlichen Un-
tersuchungsrahmen. Die beteiligten Behor-
denvertreter haben die Aufgabe und Pflicht,
vorhandene Daten und Informationsquellen
bereitzustellen, die fiir die Untersuchung
genutzt werden konnen. Dank der umfang-
reichen Planungsgrundlagen in Berlin stehen
bereits eine Vielfalt von Informationen und
Daten zur Verfiigung, die nicht noch einmal
erhoben werden missen (z. B. Umweltatlas
Berlin, Landschafts- und Artenschutzpro-
gramm Berlin, Anhang 4.1), hdufig lassen
sich auch Untersuchungsergebnisse aus ande-
ren Planungsverfahren nutzen.

Bei der Abstimmung des Untersuchungs-
rahmens bietet Tabelle 5 eine Orientierung.
Die Ergebnisse des Scopings miinden in der
UVP in die,Unterrichtung des Vorhaben-
trdgers iiber den voraussichtlichen Unter-
suchungsrahmen’ durch die zustdndige Be-
horde. Bei der SUP endet das Scoping mit der
Festlegung des Untersuchungsrahmens
einschlieBlich des Umfangs und Detaillie-
rungsgrades der in den Umweltbericht
aufzunehmenden Angaben. Einzelne Verdn-
derungen des Untersuchungsrahmens —
z.B.bei der Abgrenzung des Untersuchungs-
gebietes — sollten im weiteren Verfahrens-
verlauf maglich bleiben.

Die Unterrichtung durch die Behdrde tiber
die beizubringenden Unterlagen schlief3t das
Scoping-Verfahren ab.
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3.3.6 Ermittlung, Bewertung und Darstel-
lung der Umweltauswirkungen in der
Umweltvertraglichkeitsstudie bzw. dem
Umweltbericht

Bei einer Umweltvertraglichkeitspriifung
ist der Vorhabentrager verpflichtet, die
durch sein Vorhaben entstehenden Umwelt-
auswirkungen zu ermitteln und in einer
Umweltvertraglichkeitsstudie (UVS) darzu-
stellen. Die UVS ist dann zusammen mit den
anderen Antragsunterlagen bei der verfah-
rensfiihrenden Behorde vorzulegen.

Bei der Strategischen Umweltpriifung ist
es die zustandige Behorde, die die Umwelt-
auswirkungen ihres Plans ermittelt und
bewertet. Die Darstellung erfolgt in einem
Umweltbericht.

Abb. 23: Fiir den Straen-
ausbau GroB-Berliner
Damm (Berlin, Treptow-
Kopenick) wurde die Grenze
des Untersuchungsgebietes

in Abhéngigkeit zur Bau-
struktur festgelegt.



Abb. 24: Auch beim Neubau

der Schleuse Charlottenburg
— als Teil des Verkehrspro-
jektes,,Deutsche Einheit”
Nr. 17 — war die Umweltver-
traglichkeitsuntersuchung
Bestandeteil des Planfest-

stellungsverfahrens

3.3.6.1 Anforderungen an die Inhalte
einer Umweltvertraglichkeitsstudie und
eines Umweltberichts

Das UVPG enthélt Anforderungen an die
Unterlagen, die der Trager eines UVP- bzw.
SUP-pflichtigen Projekts vorzulegen hat.
Die Unterlagen konnen aus mehreren Gutach-
ten bestehen; diese sollten jedoch in einem
Dokument (Umweltvertrdglichkeitsstudie
bzw. Umweltbericht) zusammengefiihrt
werden.Tabelle 6 enthdlt eine Gegeniiber-
stellung der gesetzlichen Anforderungen

an die Inhalte einer Umweltvertraglichkeits-

studie und eines Umweltberichts. Im Folgen-
den wird auf deren fachliche Umsetzung bzw.
auf weitere fachliche Anforderungen einge-
gangen.

Im Rahmen der Priifungen werden die Aus-
wirkungen bestimmt, die von einem Projekt
bzw.Plan ausgehen kdnnen (welche projekt-,
bzw. plan- oder programm-immanenten Ein-
flussgroBen fiihren zu welchen Auswirkun-
gen?). Das Prifprogramm kann variieren, da
die Prifung spezifisch an den jeweiligen Fall
anzupassen ist — hierzu dient das Scoping.

Wenn offensichtlich ist oder durch ein, Anpri-
fen"ersichtlich wird, dass z. B. voraussichtlich
keine Auswirkungen auf Kulturgiter zu be-
flrchten sind, muss in der UVS bzw.im Um-
weltbericht nicht weiter darauf eingegangen
werden. Auch ein derartiger Verzicht sollte
jedoch dokumentiert werden. Die Priifung
kann sich auch auf solche Umweltauswirkun-
gen konzentrieren, die bei vorherigen Priifun-
gen nicht oder fir die aktuelle Planungs-
ebene nicht ausreichend konkret untersucht
wurden.Wenn eine Umweltvertrdglichkeits-
priifung durchgefiihrt wird, weil ein Vorhaben
durch seine Erweiterung in die UVP-Pflicht
Jhineingewachsen’ist, missen nicht nur die
Auswirkungen der Erweiterung, sondern auch
die der bestehenden Anlage beriicksichtigt
werden (§ 3b Abs.3 und § 3e UVPG).

Bei den Untersuchungen ist vom allgemei-
nen Kenntnisstand auszugehen und es sind
die allgemein anerkannten Priifungsme-
thoden anzuwenden. Die Art des Vorgehens,
die verwendeten Methoden (,technische
Verfahren’) und aufgetretene Schwierigkeiten
sind anzugeben.
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Tab. 6: Rechtliche Anforderungen an die Inhalte einer Umweltvertraglichkeitsstudie und eines Umweltberichts gemaR

Umweltvertraglichkeitspriifung

Beschreibung
des Vorhabens
bzw. des Plans/
Programms

Beschreibung
der Umwelt

Darstellung der
Auswirkungen

Darstellung der
MaBnahmen

Darstellung der
Alternativen

allgemein ver-
standliche

Zusammenfassung

Hinweise auf
Methodik und
aufgetretene
Schwierigkeiten

Beschreibung des Vorhabens mit Angaben tber Stand-
ort, Art und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden.
(Beschreibung von Art und Umfang zu erwartender
Emissionen, der Abfille, des Anfalls von Abwasser, der
Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und
Landschaft sowie Angaben zu sonstigen Folgen des
Vorhabens, die zu erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen fiihren kdnnen)*

Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile im
Einwirkungsbereich des Vorhabens unter Beriicksichti-
gung des allgemeinen Kenntnisstandes und der allge-
mein anerkannten Priifungsmethoden sowie Angaben
zur Bevolkerung in diesem Bereich, soweit die Beschrei-
bung und die Angaben zur Feststellung und Bewertung
erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen des Vor-
habens erforderlich sind und ihre Beibringung fiir den
Trager des Vorhabens zumutbar ist.

Beschreibung der zu erwartenden erheblichen nachteili-
gen Umweltauswirkungen des Vorhabens unter Beriick-
sichtigung des allgemeinen Kenntnisstandes und der
allgemein anerkannten Priifungsmethoden.

Beschreibung der MaBnahmen, mit denen erhebliche
nachteilige Umweltauswirkungen des Vorhabens vermie-

den, vermindert oder, soweit mdglich, ausgeglichen werden,

sowie maglicher ErsatzmafBnahmen bei nicht ausgleich-
baren, aber vorrangigen Eingriffen in Natur und Landschaft,
Grobbilanzierung von Eingriff und Kompensation

Ubersicht iiber die wichtigsten, vom Trager des Vorhabens
gepriften anderweitigen Losungsmoglichkeiten und
Angabe der wesentlichen Auswahlgriinde im Hinblick auf
die Umweltauswirkungen des Vorhabens.

nichttechnische Zusammenfassung

(Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten

technischen Verfahren [bei der Priifung])*

(Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstel-
lung der Angaben aufgetreten sind, z. B. technische Liicken
oder fehlende Kenntnisse)*

Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele
des Plans oder Programms sowie der Beziehung zu
anderen relevanten Planen und Programmen.

Darstellung der fiir den Plan oder das Programm gelten-
den Ziele des Umweltschutzes sowie der Art, wie diese
Ziele und sonstige Umwelterwdgungen bei der Ausar-
beitung des Plans oder des Programms beriicksichtigt
wurden.

Darstellung der Merkmale der Umwelt, des derzeitigen
Umweltzustands sowie dessen voraussichtliche Ent-
wicklung bei Nichtdurchfiihrung des Plans oder des
Programms.

Angabe der derzeitigen fiir den Plan oder das Programm
bedeutsamen Umweltprobleme, insbesondere der
Probleme, die sich auf 6kologisch empfindliche Gebiete
nach Nummer 2.6 der UVPG-Anlage 4 beziehen.

Beschreibung der voraussichtlichen erheblichen Aus-
wirkungen auf die Umwelt.

Darstellung der MaBnahmen, die geplant sind, um er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen aufgrund
der Durchfiihrung des Plans oder des Programms zu
verhindern, zu verringern und soweit wie maglich
auszugleichen.

Darstellung der geplanten UberwachungsmafBnahmen.

Kurzdarstellung der Griinde fiir die Wahl der gepriiften
Alternativen sowie eine Beschreibung, wie diese Prii-
fung durchgefiihrt wurde.

nichttechnische Zusammenfassung

Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammen-
stellung der Angaben aufgetreten sind, z. B. technische
Liicken oder fehlende Kenntnisse

*(Die Angaben in Klammern sind nur zu machen, soweit sie nach der Art des Vorhabens erforderlich sind.)
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3.3.6.2 Beschreibung des Vorhabens bzw.
des Plans oder Programms

Grundsatzlich sollten diejenigen Merkmale
des Vorhabens oder Plans beschrieben wer-
den, die als Wirkfaktoren auf die Schutzgiiter
des UVPG Einfluss nehmen konnen.

Handelt es sich um ein Vorhaben, sind An-
gaben zu Art und zu Umfang, zu seinem
Standort und zum Bedarf von Grund und
Boden zu machen. Es ist zu differenzieren,
ob Wirkungen von dem Bau des Vorhabens,
von seiner (baulichen) Anlage, von dem
Betrieb und ggf.von der Stillegung der
Anlage ausgehen. Auch zeitliche Aspekte
von Wirkfaktoren spielen eine Rolle. In
Betracht kommende Alternativen werden
in vergleichbarer Weise beschrieben.

Zu den erforderlichen Informationen gehdren

z.B.:

+ Flachenbedarf, Fldchenversiegelung,
Bodenabtrag, Abgrabung, Aufschiittung,
Zerschneidung,

- Produktionsverfahren,

« Ressourcenbedarf (Wasser, Luft, Energie
Usw.),

+ Emissionen (z.B.Ldrm, Abwasser, Abgase,
Erschitterungen, elektromagnetische
Felder),

+ Gewadsserquerung, Gewdsserausbau,
Gewasserverlegung, Gewdsserverrohrung,
Uferverdnderungen und -mauern,

+ Grundwasserbeeintrdchtigungen
(Grundwasserabsenkung, -stau,
Zerstorung stauen-der Schichten),

« Verkehrsaufkommen.

Handelt es sich um einen Plan, werden des-
sen Inhalt und seine wichtigsten Ziele dar-
gestellt. AuBerdem werden die Beziehungen
zu anderen relevanten Planen und Program-
men dargelegt. SUP-relevant sind vor allem
Festlegungen, die entweder direkt durch
den Plan Wirkung entfalten oder den
Rahmen fiir die nachfolgende Planungs-
und Zulassungsebene setzen.

3.3.6.3 Beschreibung der Umwelt

Die Umwelt bzw. die Schutzgiiter im Unter-
suchungsraum werden dargestellt und ihr
Zustand wird bewertet (zur Untersuchung
der Schutzgiiter vgl. z. B. GASSNER, WINKEL-
BRANDT 2005).

Schutzgiiter der Umweltpriifungen

+ Menschen, einschlieBlich der
menschlichen Gesundheit,

+ Tiere, Pflanzen und die biologische
Vielfalt,

- Boden,

- Wasser,

 Luft und Klima,

- Landschaft,

+ Kulturgiiter und sonstige Sachgiiter,

« einschlieBlich der Wechselwirkung
zwischen den vorgenannten
Schutzgiitern.

In Anhang 4.1 finden sich konkretisierende
Erlduterungen zu diesen Schutzgiitern

und Hinweise auf Informationsquellen.
Bezogen auf diese Schutzgiiter wird der
derzeitige Umweltzustand erhoben, be-
schrieben und bewertet. Die Untersuchung
soll sich problemadaquat auf die wahr-
scheinlich betroffenen Schutzgiiter und
Wirkpfade konzentrieren.

Im Anschluss an die Ermittlung des Sachver-
haltes erfolgt eine fachliche Zustandshewer-
tung. Grundlage sind die jeweiligen Fachge-
setze und fachlichen Vorschriften sowie ge-
gebenenfalls die entsprechenden ortlichen
Ziele (z.B.aus dem Landschaftsprogramm).
Bei der Nutzung von Informationen aus dem
Umweltatlas sollte beriicksichtigt werden,
dass diese haufig bereits Wertungen enthal-
ten und im Hinblick auf ihre Aktualitat und
den jeweiligen Fall zu Gberprifen sind.
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Bestehende Umweltprobleme im Gebiet
sind ebenfalls zu beschreiben. Ein Umwelt-
problem liegt z. B. vor, wenn im Gebiet festge-
legte Umweltqualitdtsnormen bereits Giber-
schritten werden. Der Gesetzgeber betont
explizit bei der Strategischen Umweltpriifung,
dass bei der Darstellung von Umweltproble-
men solchen in Zusammenhang mit Gebieten
von hohem 6kologischem Wert — wie NATURA
2000-Gebieten — besondere Beachtung ge-
schenkt werden sollte.

Neben der Erfassung und Darstellung des
aktuellen Zustands wird auch die voraus-
sichtliche Entwicklung der Umwelt bei
Nichtdurchfiihrung des Projekts oder Plans
prognostiziert. Diese Prognose ist bei der
SUP ausdriicklich vorgeschrieben, als fachlich
notwendiger Mal3stab fiir die Bewertung von
Veranderungen durch das jeweilige Vorhaben.

3.3.6.4 Umweltschutzziele

In einem weiteren Arbeitsschritt werden die
relevanten Umweltschutzziele ermittelt

und dargestellt, die allgemein und speziell

fir den jeweiligen Untersuchungsraum fest-
gelegt wurden. Allgemeine Ziele sind u.a.im
Berliner Naturschutzgesetz oder Bundesim-
missionsschutzgesetz enthalten, spezielle
Ziele z.B.im Berliner Landschafts- und Arten-
schutzprogramm, in festgesetzten Land-
schaftsplanen, umweltbezogenen Ausweisun-
gen in Fachplanen des Wasser-, Abfall- und
Immissionsschutzrechts sowie in Erhaltungs-
zielen und Schutzzwecken von Schutzgebiets-
ausweisungen (Anhang 4.1).

Auch wenn dies rechtlich nur fir die Strate-
gische Umweltpriifung weiter ausgefiihrt
ist, ergibt sich dieser Schritt auch bei einer
Umweltvertrdglichkeitsstudie, da értliche
Umweltziele bei der Bewertung der Auswir-
kungen als Mal3stab heranzuziehen sind.

3.3.6.5 Auswirkungen

Aus der Gegeniiberstellung von Wirkfaktoren
des Vorhabens bzw. des Plans mit der Aus-
pragung und den spezifischen Empfindlich-
keiten der Schutzgiter werden die Auswir-
kungen schutzgutspezifisch prognostiziert.
Anzustreben ist, dass auch Nicht-Fachleute auf
dieser Grundlage beurteilen kénnen, ob und
in welchem Umfang sie von den Umweltaus-
wirkungen betroffen werden konnen.

Die UVS hat zu verdeutlichen, welcher Art,
welchen Umfangs, welcher Haufigkeit und
Dauer die erwarteten erheblichen nachtei-
ligen Auswirkungen sind.

Baubedingte Auswirkungen entstehen vor
und wahrend der Bauzeit durch vorbereitende
MafBnahmen, ErschlieBungsarbeiten sowie
Einrichtung und Betrieb der Baustelle (Bau-
stellenzufahrt, Aufbau der Anlage, Bauldrm
USW.).

Anlagebedingte Auswirkungen sind mit der
baulichen Anlage verkniipft, irreversibel und
langfristig (z.B. Uberbauung und Versiegelung
mit volligem Verlust aller Schutzgutfunktio-
nen, ferner fir das Umfeld verursachte Ent-
wertungen wie die Zerschneidung von tier-
okologischen Funktionsraumen oder von
Sichtachsen).

Betriebsbedingte Auswirkungen resultieren
aus dem Anlagenbetrieb, durch Ver- und Ent-
sorgung, Wasser- und Energieverbrauch, Emis-
sionen im Regelbetrieb und im Stérungsfall.

Stilllegungsbedingte Auswirkungen kénnen
durch Demontage- und Rekultivierungsarbei-
ten auftreten und betreffen z.B.den Verbleib
von Reststoffen. Auch Auswirkungen durch
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgi-
tern und durch Zusammenwirken mehrerer
Wirkfaktoren des Vorhabens oder Plans sind
zu beriicksichtigen.

Abb. 25: Umbau des
Nordkreuzes fiir Fern-
und S-Bahn (Berlin,
Mitte und Pankow)
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Abb. 26: Trassenvarianten aus der

UVS zur Ost-West Trasse (Berlin, Képenick)
S50 Abgrenzung Untersuchungsraum UVS
== Trassenvarianten

-=n= empfohlener Untersuchungskorridor

Bei der Bewertung liefern Fachgesetze
(z.B.Bodenschutzgesetz, Naturschutzgesetz,
Wasserhaushaltsgesetz), fachgesetzliche
Normen (z.B. Grenzwerte der Bundesimmis-
sionsschutzverordnungen) und untergesetz-
liche Umweltstandards (u.a.TA Larm, TA Luft,
TA Abfall, DIN- und VDI-Vorschriften) wichtige
zu beriicksichtigende MaBstabe. Die Bewer-
tung der Umweltauswirkungen im Rahmen
der Umweltvertraglichkeitsstudie (bzw. ggf.
von Gutachten zum Umweltbericht) ist noch
vorlaufig. Eine abschlieBende Bewertung
durch die verfahrensfiihrende Behorde be-
ricksichtigt auch die Erkenntnisse, die durch
die Beteiligungen gewonnen wurden.

Bei der Strategischen Umweltpriifung
kann eine solche Auswirkungsprognose und -
bewertung nicht gleichermalSen detailliert
ausfallen. Hier wird vor allem auf die Eingren-
zung von Standort- oder Trassenalternativen,
auf Eckwerte von Dimensionierungen u. .
abgestellt. Neben den direkten Wirkungen
eines Plans auf die Schutzgiiter soll auch
deutlich werden, inwiefern sich die Entschei-
dungen auf die nachfolgenden Ebenen
auswirken kdnnen (Rahmensetzung).

Auch planungsbedingte Wirkungen, die erst
durch das Zusammenwirken mit anderen Pla-
nungen, Projekten oder verwirklichten Vorha-
ben entstehen, spielen eine Rolle. Beurteilt
wird auch, ob bestehende Umweltprobleme
durch den Plan verscharft oder verringert
werden und inwieweit sie die Gegenstande
des Plans beeinflussen (EUROPAISCHE KOM-
MISSION 2003, Rn 3.55, 5.24). Beispielweise
kénnen durch einen Luftreinhalteplan beste-
hende Luftbelastungen verringert werden.

3.3.6.6 Alternativenpriifung

Sowohl bei der UVP als auch der SUP ist die
Priifung von Alternativen zum beabsichtigten
Projekt oder Plan/Programm gefordert. Es
wird auch von ,anderweitigen Ldsungsmdg-
lichkeiten"und,Varianten’ gesprochen, wobei
mit,Alternativen’ eher grundsatzlich andere
Lésungen, mit,Variante’ eher verschiedene
Lésungsmaglichkeiten fiir einzelne Parameter
eines Vorhabens bezeichnet werden. Ziel ist
es, den Plan bzw. das Projekt derart zu opti-
mieren, dass maglichst wenig Umweltbeein-
trachtigungen auftreten. Es gilt diejenige
Alternative bzw. Variante herauszufiltern, bei
deren Umsetzung maglichst geringe Auswir-
kungen entstehen.

Im Rahmen der Umweltvertraglichkeits-
priifung werden Alternativen bzw.Varianten
gepriift, die sich auf andere Standorte,
andere technische Losungen oder andere
Dimensionierungen beziehen. So kénnen
beispielsweise bei der Planung einer Bahn-
stromleitung verschiedene Trassenvarianten
untersucht werden. Am Umweltvertraglich-
sten ist bei solchen linienhaften Vorhaben
haufig eine Variante, die die geplante mit
bereits bestehenden Infrastrukturtrassen
bindelt.

Besondere Bedeutung kommt der Alterna-
tivenpriifung in der Strategischen Umwelt-
priifung zu, da die Planungen auf der Ebene
von Planen noch ergebnisoffener sind als auf
der Projektebene und einen groBeren Raum
betreffen. Bei der SUP sind neben technischen
und Standortalternativen ggf. auch Alternati-
ven zu Grundsatzentscheidungen (System-
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Alternativen) in Betracht zu ziehen, sofern sie
sich im Rahmen seiner Zielsetzungen bewe-
gen (STEIN 2005, 38). Grundsatzfragen in der
Abfallwirtschaft, iber die im Rahmen eines
Abfallbewirtschaftungskonzeptes entschieden
wird, sind z. B.:Werden neue Abfallbehand-
lungsanlagen bendtigt? Welcher Anlagentyp
ist fur die spezifische Situation am geeignet-
sten (z.B. Millverbrennungsanlage, mecha-
nisch-biologische Abfallbehandlungsanlage)?
Uber welche Behandlungskapazititen sollte
die neue Anlage verfligen? (ARBTER 2004)

In der Strategischen Umweltpriifung ist auch
die voraussichtliche Entwicklung des Um-
weltzustands bei Nichtdurchfiihrung des
Plans zu prognostizieren (§ 14g Abs.2 Nr.3
UVPG, Status-Quo-Prognose’ oder,Nullvari-
ante’). Bei Umweltvertrdglichkeitspriifungen
wird ebenfalls die Darstellung einer sog.
Nullvariante empfohlen. Die verschiedenen
Alternativen werden gegeniiber gestellt und
fir jedes Schutzgut verglichen und bewertet.
Das Ergebnis stellt ihre Vor- und Nachteile
dar und bringt sie in eine Rangfolge beziiglich
der Umweltvertraglichkeit.

3.3.6.7 MaBBnahmen

Hier geht es um die Konzeption von MaB-
nahmen zur Vermeidung, Minderung und
zur Kompensation nachteiliger Umweltaus-
wirkungen. Bei den in einer Umweltvertrdg-
lichkeitsstudie oder einem Umweltbericht
enthaltenen MaBnahmen handelt es sich um
fachliche Empfehlungen fiir die Bewaltigung
der Umweltfolgen des Vorhabens oder Plans.
Verbindlich werden die MaBnahmen erst,
wenn sie in die Entscheidung aufgenommen
werden, z.B.in einem Planfeststellungsbe-
schluss, der die MalSnahmen des Landschafts-
pflegerischen Begleitplans (LBP) einbezieht.
Daher sollten die Manahmen in der Um-
weltvertraglichkeitsstudie bereits mog-
lichst konkret ausformuliert sein. Auch der
abgeschatzte Umfang der Kompensation
von Eingriffen kann ggf. dargestellt werden.
Zu beachten ist, dass die Schutzgiiter des

UVPG iiber die der Eingriffsregelung hinaus-
gehen und ggf. MaBnahmen iiber den Land-
schaftspflegerischen Begleitplan (Kap. 1)
hinaus erforderlich sind — wie haufig zum
Larmschutz.

,AusgleichsmalBnahmen’im Rahmen der
Strategischen Umweltpriifung besitzen
aufgrund der strategischen und damit noch
wenig konkreten Ausrichtung des Plans nur
vorbereitenden Charakter. Allerdings ist nach-
zuweisen, dass grundsatzlich die Moglichkeit
der Kompensation besteht. Die gesamtstadti-
sche Ausgleichskonzeption des Landschafts-
und Artenschutzprogramms stellt hierfir in
Berlin eine wichtige Grundlage dar.Im Rah-
men einer SUP sind auBerdem Vorschldge
fiir ein Monitoring bzw. Uberwachungs-
mafBnahmen zu unterbreiten (Kap. 3.3.9).

3.3.7 Beteiligung von Behdrden und

Offentlichkeit

Im Verfahren zur Zulassung oder Planauf-

stellung sind mehrere Akteure beteiligt:

+ die planaufstellende Behorde bei
der SUP bzw. der Vorhabentréger bei
der UVP,

- die flr das Verfahren zustdndige und in
der Regel genehmigende Behorde (UVP),

- andere Behdrden, deren Belange und
Aufgabenbereiche beriihrt werden,

- sowie sonstige Stellen (z. B. Feuerwehr,
Stromversorgungsunternehmen etc.) und

- die Offentlichkeit einschlieBlich der aner-
kannten Naturschutzverbdnde.”

Bei der Strategischen Umweltpriifung ist die
Beteiligung der Behdrden, deren umwelt-
und gesundheitsbezogener Aufgabenbereich
beriihrt wird, schon bei der Vorpriifung des
Einzelfalls (Screening) vorgeschrieben

(§ 14b Abs.4i.V.m.§14h UVPG).Wenn eine
Vorpriifung stattgefunden hat, wird das Er-
gebnis der Offentlichkeit zugdnglich gemacht
(8§ 3a und 14a Abs. 2 UVPG,§ 10 Um-
weltinformationsgesetz).

6 Bei einigen Planungsver-
fahren ist auch der Begriff
Trager offentlicher Belange’
(TOB) gebrauchlich, er
umfasst sowohl Behorden
als auch bestimmte Private,
die offentliche Aufgaben
wahrnehmen.

7 Die anerkannten Natur-
schutzverbande werden
meist auf die gleiche Weise
beteiligt wie Dritte bzw.
TOBs (Ubermittlung von
Unterlagen etc.).
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Abb. 27: Erorterungs-

termin im Rahmen eines

Planfeststellungsver-
fahrens

Beim Scoping sind ebenfalls die vorgenann-
ten Behdrden zu beteiligen, Sachverstandige
und Dritte kdnnen hinzugezogen werden

(§ 5,§ 14f Abs. 4 UVPG). Die Behérden sollen
Informationen zur Verfliigung stellen und
Anforderungen formulieren, die die UVS oder
den Umweltbericht betreffen.

Im Rahmen der Beteiligung anderer Be-

horden, auf Grundlage der Umweltvertrag-

lichkeitsstudie bzw. des Entwurfes zum Um-
weltbericht, werden innerhalb einer ange-
messenen Frist Stellungnahmen abgegeben

(87,8 14h UVPG).

Zu beurteilen ist:

+ ob die Angaben in der Umweltvertraglich-
keitsstudie bzw. dem Umweltbericht eine
ausreichende Grundlage fiir die Entschei-
dung iiber das Vorhaben oder den Plan
darstellen,

+ ob und inwieweit die voraussichtlichen
Umweltauswirkungen der Zulassung bzw.
Planaufstellung im Wege stehen,

+ ob und gegebenenfalls welche Auflagen
und Bedingungen bei der Entscheidung
tiber das Vorhaben oder den Plan festgelegt
werden sollen (STORM, BUNGE 1988ff,
§7Rn 17).

Der Offentlichkeit werden die Unterlagen im
Rahmen einer 6ffentlichen Auslegung zu-
ganglich gemacht. Dies wird zuvor ortsiiblich
bekannt gegeben (Berliner Amtsblatt und
Tagespresse). Die Betroffenen haben innerhalb
einer festgelegten Frist die Moglichkeit, sich
schriftlich zu dulBern. Gegebenenfalls kénnen
in einem Erdrterungstermin die Betroffenen
ihre Belange erldutern.Im Rahmen der SUP

ist ein solcher Erdrterungstermin nur dann
verpflichtend, wenn Rechtsvorschriften des
Bundes dies fiir bestimmte Plédne vorsehen

(§ 14i UVPG). Um aufwdndige Priifungen der
jeweiligen Betroffenheit zu vermeiden und im
Sinne transparenter, biirgernaher Verfahren
kann die Behorde auch eine allgemeine — d.h.
nicht eingeschrankte — Beteiligung zulassen
(SANGENSTEDT 2005, S. 15f).

Die zustandige Behdrde gibt die Entschei-

dung einschlieBlich Begriindung iiber die

Zuldssigkeit des Projektes offentlich bekannt

(§ 9, 141 UVPG). Bei UVP-Verfahren wird der

Bescheid mit Begriindung zur Einsicht ausge-

legt und diese Auslegung zuvor angekiindigt

(8 9 Abs. 2 UVPG). Bei SUP-Verfahren werden

nach vorheriger Ankiindigung folgende

Dokumente ausgelegt:

1. der angenommene Plan oder das ange-
nommene Programm,

2. die zusammenfassende Erklarung

3. die Aufstellung der UberwachungsmaR-
nahmen (§ 141 UVPG; Kap. 3.3.9).

Bei Ablehnung eines Plans oder Programms
ist es der planaufstellenden Behorde freige-
stellt, ob sie hieriiber die Offentlichkeit unter-
richtet. Auch Ergebnisse des SUP-Monitorings
werden den Behorden und der Offentlichkeit
zugdnglich gemacht (§14m Abs. 4 UVPG).

3.3.8 Zusammenfassung und Bewertung
durch die Behorde und Beriicksichtigung
bei der Entscheidung

Nach der Erdrterung erarbeitet die zustdndige
Behorde im Rahmen der Umweltvertraglich-
keitspriifung von Vorhaben eine zusam-
menfassende Darstellung der Umweltaus-
wirkungen sowie der MalSnahmen, mit denen
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen
vermieden oder kompensiert werden sollen
(§ 11 UVPG). Grundlagen hierfiir sind die UVS,
die vom Vorhabentrdger vorgelegt wurde,

die Stellungnahmen der Behdrden und die
AuBerungen der betroffenen Offentlichkeit
sowie ggf. Ergebnisse eigener Ermittlungen.
In einem weiteren Schritt nimmt die Behorde
die abschlieBende Bewertung der Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens vor (§ 12 UVPG).
Die Bewertung soll im Hinblick auf eine wirk-
same Umweltvorsorge geschehen. Die zu-
sammenfassende Darstellung und die Bewer-
tung kénnen in die Begriindung der Entschei-
dung tiber die Zulassigkeit des Vorhabens
integriert werden.
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Im Rahmen einer Strategischen Umweltprii-
fung (iberarbeitet die Behorde auf Grundlage
der Ergebnisse aus den Beteiligungen (§ 14k
UVPG) die Darstellungen und Bewertungen
im Umweltbericht (abschlieBende Bewer-
tung). AuBerdem erstellt sie fiir die Bekannt-
machung eine zusammenfassende Erkla-
rung. Aus ihr geht hervor, wie die Umweltbe-
lange in den Plan einbezogen und wie der
Umweltbericht sowie die Stellungnahmen
und AuBerungen beriicksichtigt wurden.
Darzulegen ist auch, aus welchen Grinden
der angenommene Plan nach Abwdgung mit
den gepriften Alternativen gewdhlt wurde.

3.3.9 Monitoring (Uberwachung der
erheblichen Auswirkungen) bei Planen
und Programmen

Die erheblichen Umweltauswirkungen, die
sich aus der Durchfiihrung des Plans ergeben,
sind zu Giberwachen (§ 14m UVPG).Verant-
wortlich fiir die Durchfiihrung der Uberwa-
chungs-/MonitoringmaBnahmen ist die
Behdorde, die auch fir die SUP zustdndig war.
Sie stellt zuvor die entsprechenden Maf3nah-
men im Umweltbericht dar und legt sie in
der Entscheidung tiber die Annahme des
Plans in Grundziigen fest. Die Fachbehérden
sind verpflichtet, einen Beitrag zum Monito-
ring zu leisten und so die zustdndige Behdrde
zu entlasten (vgl. SCHUBERT 2005, STUER,
SAILER 2004).

Ziele des Monitorings bestehen darin, friih-
zeitig die unvorhergesehenen und nachtei-
ligen Umweltauswirkungen zu ermitteln

(§ 14m Abs. 1 UVPG).Im Ergebnis kénnen
geeignete AbhilfemaBnahmen ergriffen und
kiinftige Planungen optimiert werden.

Das Monitoring-Konzept sollte

« die zu Giberwachenden Parameter,

+ den rdumlichen Umfang und

- den Zeitpunkt der ersten Uberwachung
bzw. die zeitlichen Intervalle bestimmen
(vgl. EUROPAISCHE KOMMISSION 2003,
Rn.8.4).

Vorhandene Materialien wie der Umweltat-
las, das Landschafts- und Artenschutzpro-
gramm oder das BLUME- Messnetz konnen
genutzt werden (§ 14m UVPG). Ein Verweis
auf den Umweltatlas allein waére jedoch nicht
ausreichend, da die spezifischen Umweltaus-
wirkungen des jeweiligen Plans erkennbar
sein sollen; es bedarf also ggf. spezifischer Ver-
kniipfungen und Verweise. Auch Verkniipfun-
gen des Monitorings mehrerer Plane sind
maglich, solange geniigend Informationen
uber die Auswirkungen der einzelnen Plane
auf die Umwelt gegeben und die rechtlichen
Verpflichtungen erfiillt werden (EUROPAISCHE
KOMMISSION 2003, Nr.8.10). In Zukunft kon-
nen auch Ergebnisse aus den Berichtspflichten
gemadl FFH-RL und Wasserrahmen-Richtlinie
herangezogen werden. Die gesamtstddtische
Landschaftsplanung in Berlin stellt einen
wichtigen Baustein eines SUP-Monitorings
dar, da sie den Zustand der Schutzgiiter
erfasst und bewertet und diese Bewertungen
fortschreibt. Die Anpassung der Landschafts-
planung an den Schutzgutkatalog des UVPG
wird durch § 19a UVPG erforderlich.

Durch das Monitoring sollen unvorherge-
sehene Auswirkungen von der im Umwelt-
bericht dokumentierten Umweltprognose des
jeweiligen Plans erkannt und offen gelegt
werden. Daher macht es Sinn, vor allem dort
anzusetzen, wo Unsicherheiten bei der Aus-
wirkungsprognose bestanden. Unvorhergese-
hene Folgen treten auch auf, wenn geplante
VermeidungsmafBinahmen nicht umgesetzt
werden (BUNZEL 2005; BARTH, FUDER 2002;
VON ZAHN 2004). Uberpriift werden soll
zudem, ob geplante positive Auswirkungen
tatsdchlich eintreten. Dies betrifft z. B. die
Umsetzung von MalBnahmen zum Schutz,

zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft, LarmschutzmalBnahmen

und auch Ausgleichs- und Ersatzmanahmen.
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Der Zeitpunkt des ersten Monitorings ist

nach sachlichen, dem Plan angepassten Krite-

rien zu wahlen. Dabei ist das Ziel der Uber-
wachung zu beriicksichtigen, friihzeitig Aus-
wirkungen zu erkennen und Abhilfemalnah-
men zu ergreifen. Zumindest bei Planen mit
ldngerer Geltungsdauer reicht daher kein
einmaliges Monitoring, sondern es muss wie-
derholt durchgefiihrt werden. Die Intervalle
sollen der Geltungsdauer, der Stellung im
Planungssystem und dem Inhalt des Plans
angemessen sein.In Tabelle 7 sind einige Fra-
gen im Uberblick aufgelistet, die zur Konzep-
tion des Monitorings herangezogen werden
konnen.

Tab. 7: Konzeption von Monitoring-MafBnahmen

Inhaltliche Fragestellungen

- Worauf sollte sich das Monitoring
vor allem konzentrieren?

+ Welche der Auswirkungen sind
erheblich?

+ In welchen Bereichen lassen sich
Auswirkungen vergleichsweise
eindeutig dem betrachteten Plan
oder Programm zuordnen?

- Bei welchen Auswirkungen bestehen
besondere Prognoseunsicherheiten?

+ In welchen Bereichen Idsst der Plan
bzw. das Programm Handlungsspiel-
raume offen, so dass aus einem
Monitoring vergleichsweise einfach
Konsequenzen gezogen werden
kénnen?

- Bei welchen umweltbezogenen
MalBnahmen gibt es keine ausreich-
ende Umsetzungskontrolle?

Zeitliche Fragestellungen

+ Welcher Zeitpunkt ist sinnvoll fir ein
erstmaliges Monitoring?

+ Sind weitere/spatere Uberpriifungen
notwendig?

< Wann bzw. in welchen Intervallen
sollten diese stattfinden?

Organisatorische Fragestellungen

+ Welche bestehenden Uberwachungs-
mechanismen und Berichtssysteme
kdnnen genutzt werden?

- Wie konnen effektive und effiziente
Abstimmungen organisiert werden
(z.B.Monitoring nach Wasserrahmen-
richtlinie, Umweltbeobachtung nach
§ 12 BNatSchG)?

Managementbezogene Fragestellungen
- Ist es sinnvoll, das Monitoring mit
dem Monitoring zu einem anderen
Plan, Programm oder auch Projekt(en)
zeitlich, organisatorisch oder sachlich
zu verkniipfen?

Als AbhilfemaBnahmen im engeren Sinne

sind denkbar:

+ qualitatvollere Umsetzung der im Plan ent-
haltenen umweltbezogenen MaBnahmen,

+ Initiierung von weiteren MaBnahmen,

* Anpassung des gepriiften Plans oder Pro-
grammes,

+ (Gegen-) Steuerung auf der Ebene nach-
folgender Zulassungsverfahren (BARTH,
FUDER 2002).

Die Ergebnisse der Uberwachung sind
Behérden und Offentlichkeit zuganglich zu
machen (Kap.3.3.7).

3.3.10 Strategische Umweltpriifung und
Landschaftsplanung
Der Inhalt der Landschaftsplanung soll einer-
seits zur Unterstiitzung bei Umweltpriifun-
gen anderer Plane herangezogen werden.
Andererseits ist die Landschaftsplanung
selbst einer Strategischen Umweltpriifung
zu unterziehen.
In Berlin unterteilt sich die Landschaftspla-
nung:
+ in das Landschaftsprogramm (LaPro)

fur die Landesebene und
+ in Landschaftsplane fiir Teilbereiche

des Stadtgebiets.

Bei Aufstellung oder Anderung des Land-
schaftsprogramms und der Landschaftsplane
werden kiinftig alle Schutzgiiter aus dem
UVPG gepriift (§ 19a), ndmlich:

1. Menschen, einschlieBlich der menschlichen
Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologi-
sche Vielfalt,

2. Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,

3. Kulturgtiter und sonstige Sachgiiter sowie

4. die Wechselwirkung zwischen den vorge-
nannten Schutzgitern.
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Bestandsaufnahmen aus Landschaftspla-
nungen sind in Umweltpriifungen heranzu-
ziehen. Die in Landschaftsprogramm und
Landschaftspléanen sachlich und rdumlich
konkretisierten und gebiindelten Ziele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege
stellen bewertungsrelevante MaBstibe
flir Umweltprifungen anderer Plane dar.

Das UVPG sieht sowohl fiir Landschaftspro-
gramm als auch Landschaftsplane eine obli-
gatorische SUP-Pflicht vor (Anlage 3 zum
UVPG). Beabsichtigt ist,im Landesrecht eine
Vorpriifung des Einzelfalls fir solche Falle
einzufiihren, in denen die Landschaftsplanung
nur geringfligig geandert wird oder nur die
Nutzung kleiner Gebiete auf lokaler Ebene
festlegt. Wenn sich daraus ergibt, dass da-
durch keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten sind, wird voraussichtlich
auf eine Umweltpriifung verzichtet werden
kdnnen.

Beim Landschaftsprogramm und den Land-
schaftsplanen werden die nach § 14g Abs.2
UVPG erforderlichen Angaben in die Begriin-
dung integriert, die damit auch die Funktion
des Umweltberichts Gbernimmt.

Sollen sich aus der Umsetzung der Land-
schaftsplanung erhebliche Umweltauswirkun-
gen ergeben, dann sind diese zu iiberwachen
(Monitoring).

3.4 Umweltpriifung nach Baugesetzbuch
Im Rahmen des Aufstellungs- oder Ande-
rungsverfahrens eines Bauleitplans ist in der
Regel eine Umweltpriifung durchzufihren.
Hier werden auch die Schritte der Eingriffs-
regelung und ggf. der FFH-Vertréglichkeit-
spriifung bearbeitet. Die Ergebnisse werden
in einem Umweltbericht, der Teil der Begriin-
dung ist, dargestellt.
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3.4.1 Rechtliche Grundlagen
Die Anforderungen an die Umweltfolgenab-
schdtzung und -bewaltigung in der Bauleit-
planung regelt das Baugesetzbuch (BauGB).
Die Eingriffsregelung wurde dort bereits in
den 1990er Jahren integriert, die Priifung der
Umweltauswirkungen von Projekten, Pldnen
und Programmen wurde mit dem,Europa-
rechtsanpassungsgesetz’ (EAGBau) aufgenom-
men. Bei der FFH-Vertraglichkeitspriifung im
Rahmen von Bauleitplanverfahren ist es not-
wendig, auch das Berliner Naturschutzgesetz

heranzuziehen. Eine Ubersicht tiber die Vor-
schriften enthdlt Tabelle 13 im Anhang.

Fir die Berliner Praxis hat die Senatsverwal-
tung fiir Stadtentwicklung Berliner Materia-
lien zum EAGBau herausgegeben. Fiir die
Ausgestaltung des Umweltberichts zu Ande-
rungen des Berliner Fldachennutzungsplans
wurde eine Expertise mit Fallbeispielen und
Mustern erarbeitet (FORSCHUNGSGRUPPE
STADT+DORF 2005).2

B hoch

Abb. 28: Leistungsfahigkeit der Boden*

in Bezug auf die natiirliche Bodenfunktion und die
Archivfunktion

Uberdurchschnittliche Leistungsfahigkeit
im Mittel der fiinf Bodenfunktionen
(Summe der Einzelbewertungen>10)
oder hohe Leistungsfahigkeit bei mehr
als einer Bodenfunktion

Mittlere Leistungsfahigkeit im Mittel

der fiinf Bodenfunktionen (Summe der

mittel

Einzelbewertungen 9-10) oder hohe
Leistungsfahigkeit bei nur einer Boden-
funktion
gering Geringe Leistungsfahigkeit im Mittel
der fiinf Bodenfunktionen (Summe der
Einzelbewertungen <9) und keine hohe
Leistungsfahigkeit bei einer der Boden-

funktionen

* Kartenausschnitt aus der Umweltatlaskarte 1.12.2006

8 Berlinspezifische Regelun-

gen fir die Bauleitplanung
sind auBerdem im Berliner
Gesetz zur Ausfiihrung des
Baugesetzbuchs (AGBauGB),
den Berliner Richtlinien

zum Darstellungsumfang

(Entwicklungsrahmen)
sowie zu Anderungen des
Flachennutzungsplans Berlin
(RL-FNP) und dem Berliner
Handbuch verbindliche
Bauleitplanung enthalten.
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Tab. 8: Unterschiede zwischen naturschutz- und baurechtlicher Eingriffsregelung

Eingriffsregelung nach Naturschutzrecht | Eingriffsregelung nach Baurecht

Anwendung im Zulassungsverfahren Anwendung in der Bauleitplanung

Beitrag des Naturschutzes zu anderen Beriicksichtigung der Belange von Natur-
Fachplanungen schutz und Landschaftspflege

Vermeidung und Ausgleich sind unmittel- Vermeidung und Ausgleich unterliegen
bare Rechtsfolgen bauleitplanerischer Abwagung

Darstellung der Ergebnisse im Landschafts- | Darstellung der Ergebnisse im Bauleitplan
pflegerischen Begleitplan

3.4.2 Anwendungsbereich
9 Neben der Umweltprifung ~ Das Baugesetzbuch schreibt fiir die Aufstel-
kann im vereinfachten Ver-  lung aller Bauleitplane, deren Verfahren nach
fahren auch auf den Um- dem 20.Juli 2004 eingeleitet oder nach dem
weltbericht, das Monitoring  20. Juli 2006 nicht abgeschlossen wurden,
und dadurch bedingt auf eine Umweltpriifung vor (§§ 2 Abs.4 und
eine zusammenfassende 244 Abs. 2 BauGB). Dies gilt auch fiir Ergan-
Erklarung verzichtet werden  zungen und Anderungen von Bauleitplanen.
(KRAUTZBERGER 2004,408).  Die Umweltpriifung nach Baugesetzbuch
erfiillt die Anforderungen der Strategischen
Umweltpriifung und der Umweltvertraglich-
keitspriifung (§ 17 UVPG). Damit ertibrigt

sich die Vorpriifung des Einzelfalls. Nur bei
vereinfachten Verfahren der Anderung oder
Aufstellung von Bauleitplanen ist keine Um-
weltpriifung notwendig. Welche Vorausset-
zungen fiir ein vereinfachtes Verfahren gege-
ben sein miissen, regelt § 13 BauGB; dazu
gehdrt, dass das Vorhaben nicht einer UVP-
Pflicht nach UVPG bzw. nach Landesrecht
unterliegt oder die Erhaltungsziele und den
Schutzzweck der NATURA 2000-Gebiete
beeintrachtigt.®

Die Eingriffsregelung ist bei jeder Anderung,
Erganzung oder Aufhebung eines Bauleit-
plans im Rahmen der Umweltpriifung abzu-
arbeiten; sie ist auch in vereinfachten Verfah-
ren nach §& 13 BauGB ohne Umweltpriifung
erforderlich. Grundlage fiir die Priifung, ob

ein Eingriffstatbestand vorliegt, ist das Berliner
Naturschutzgesetz. Besonderheiten bei der
Abarbeitung der Eingriffsregelung nach
BauGB bestehen u.a. darin: So wird der natur-
schutzfachliche Ersatz”im Baugesetzbuch
unter dem Begriff des Ausgleichs subsum-
miert. Ferner besteht im Rahmen der Bauleit-
planung die Mdglichkeit, Ausgleichsmalinah-
men an anderer Stelle als im Eingriffsbebau-
ungsplan festzusetzen. AuBerdem eréffnet
das Baurecht die Méglichkeit, dass durch vor-
gezogene Mainahmen ein Ausgleich fiir
Eingriffe, die erst spater erfolgen, vorweg-
genommen werden kdnnen (Okokonto).

Die ermittelten Kompensationsanforderungen
unterliegen im Rahmen der Bauleitplanung
der Abwdgung. Die wesentlichen Unter-
schiede zwischen naturschutzrechtlicher

und baurechtlicher Eingriffsregelung sind

in der Tabelle 8 enthalten.
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FFH-Vertraglichkeitspriifungen sind sowohl
bei der Aufstellung, Erganzung und Anderung
von Bebauungsplanen als auch des Flachen-
nutzungsplans durchzufiihren, sofern die fiir
die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck
malgeblichen Bestandteile eines FFH- oder
Vogelschutzgebiets erheblich beeintrachtigt
werden konnen (Kap. 2.4). Auch die besonde-
ren artenschutzrechtlichen Verbote sind
bereits im Verfahren der Planaufstellung zu
beachten (Kap.1.5.7).

3.4.3 Verfahrensablauf und Beteiligungen
Die Umweltpriifung ist ein Verfahrensbe-
standteil bei der Aufstellung, Anderung oder
Ergdnzung eines Bauleitplans. Die Priif-
schritte der Eingriffsregelung sind Bestand-
teil der Umweltpriifung. Eine verfahrensbe-
zogene Integration einer FFH-Vertrdglichkeits-
prifung in die Umweltpriifung ist jedoch
nicht mdglich, da deren Ergebnisse nicht in
gleichem MaRe in die Abwdgung eingestellt
werden diirfen wie die anderen Umweltbe-
lange (BUNZEL 2005). Die Ergebnisse der
Umweltpriifung, Eingriffsregelung und der
FFH-Vertraglichkeitspriifung kdnnen und
sollen gemeinsam im Umweltbericht dar-
gestellt werden.

Nachdem der Beschluss zur Aufstellung,
Fortschreibung oder Anderung des Flachen-
nutzungsplans oder eines Bebauungsplans
gefasst wurde, bedarf es der Festlegung, in
welchem Umfang und Detaillierungsgrad
die Ermittlung der Belange fiir die Abwégung
erforderlich sind. Dazu wird auch die vorge-
schriebene frithzeitige Behdrdenbeteili-
gung (§ 4 Abs. 1 BauGB) genutzt. Beteiligt
werden alle Behorden und Trager &ffentlicher
Belange (TOB), deren Aufgabenbereich durch
die jeweilige Planung beriihrt werden kann.
In einer von der Senatsverwaltung zusam-
mengestellten Liste sind die in Berlin regel-
méBig als TOB zu beteiligenden Institutionen
genannt. Fiir das Schreiben an die Behorden
enthalten die Berliner Materialien einen For-
mulierungsvorschlag.

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung
kann bereits gleichzeitig mit der friihzeitigen
Behordenbeteiligung durchgefiihrt werden
(§ 3 Abs. 1,5 4a Abs. 2 BauGB). Die Offent-
lichkeit wird tiber die allgemeinen Ziele und
Zwecke der Planung, iber in Betracht kom-
mende, sich wesentlich unterscheidende
Lésungen sowie (iber die voraussichtlichen
Auswirkungen der Planung informiert und
erhilt Gelegenheit zur AuBerung und Erérte-
rung.

Nach der Kldrung des Untersuchungsrahmens
wird der Bauleitplan inklusive Umweltbe-
richt zundchst im Entwurf erarbeitet. Dabei
werden die gegebenenfalls erforderlichen
Untersuchungen durchgefiihrt und MaB-
nahmen konzipiert.

Die zweite, formliche Beteiligung der
Behorden bezieht sich auf den Planentwurf.
Fir die Stellungnahmen der Behérden gilt im
Regelfall eine Frist von einem Monat. In ihnen
soll auch tiber beabsichtigte eigene Planun-
gen oder MaBnahmen im Gebiet und iiber
nutzbare Informationsquellen aus dem eige-
nen Aufgabenbereich fiir das Monitoring
informiert werden (BUNZEL 2005). Sofern eine
FFH-Vertraglichkeitspriifung durchgefihrt
wird, ist bei bestimmten Entscheidungen Ein-
vernehmen mit der obersten Naturschutz-
behorde herzustellen (Kap.2.4).

Bei der zweiten, formlichen Offentlichkeits-
beteiligung werden die Entwiirfe der Bau-
leitpldne mit Begriindung sowie die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezoge-
nen Stellungnahmen fiir die Dauer eines
Monats ausgelegt. Die Auslegung wird min-
destens eine Woche vorher ortsiiblich im
Amtsblatt sowie zusatzlich tiber die Berliner
Tagespresse bekannt gemacht. Dabei ist
anzugeben, welche umweltbezogenen Infor-
mationen verflighar sind und ausgelegt
werden (§ 3 Abs. 2 BauGB).
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Die planende Behorde setzt sich mit den Er-
gebnissen der Beteiligungsverfahren ausein-
ander. Kommt es zu neuen Erkenntnissen,

ist eine Erganzung zum Umweltbericht zu
fertigen. Am Verfahrensende umfasst dieser
alle relevanten Daten und Bewertungen.

Der Umweltbericht ist eine Grundlage fur die
Abwagung (BUSSE et al. 2005).

Der Beschluss wird offentlich bekannt
gegeben. Den Einwendern wird mitgeteilt,
inwieweit ihre Stellungnahmen beriicksichtigt
wurden.

Mit der Durchfiihrung der Bauleitplane wer-
den ihre erheblichen Umweltauswirkungen
iberwacht (auch ,Monitoring’ genannt).

3.4.4 Festlegung des Umfangs und Detail-
lierungsgrades der Umweltpriifung

Bei der Festlegung des erforderlichen Um-
fangs und Detaillierungsgrades der Unter-
suchungen gilt zu kldren, welche Umweltbe-
lange nach Gberschldgiger Prifung vom Bau-
leitplan in entscheidungsrelevantem Mal3
betroffen sein werden, welche Kenntnisse
tiber den Zustand und die voraussichtlichen
Umweltauswirkungen vorhanden oder zusdtz-
lich erforderlich sind. Empfehlenswert fiir die
planaufstellende Behdrde ist es, bereits zu die-
sem Zeitpunkt vorliegende Erkenntnisse Gber
die Umweltsituation und mogliche Umwelt-
auswirkungen der Planung zusammenzustel-
len (BUSSE et al.2005).

Wenn bereits in anderen Verfahren — z.B.
Landschaftspldnen — Bestandsaufnahmen
und Bewertungen erarbeitet wurden, sollten
auch diese in der Umweltpriifung genutzt
werden (§ 2 Abs. 4 Satz 6). Der rdumliche
Untersuchungsumfang darf nicht schematisch
auf den Geltungsbereich des Bauleitplans
beschrankt werden, da auch dariiber hinaus-
reichende Wirkungen (z. B. auf das Grundwas-
ser oder das Klima) zu beriicksichtigen sind
(GASSNER 2003).

Die friihzeitige Behdrdenbeteiligung (Kap.
3.4.3) sollte genutzt werden, um die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung, sich
wesentlich unterscheidende Losungen und
die voraussichtlichen Auswirkungen der
Planung zu erldutern und dazu Stellung zu
nehmen (KRAUTZBERGER 2004). Kann eine
FFH-Vertraglichkeitspriifung nicht ausge-
schlossen werden, empfiehlt es sich bereits
zu diesem Zeitpunkt zu beraten, ob voraus-
sichtlich eine Vorpriifung erforderlich ist.

So konnen ggf. bereits friihzeitig die erforder-
lichen Schritte vorbereitet werden (Kap. 2.8).
Stellungnahmen zum Inhalt der Planung
sind noch nicht erforderlich.

Wenn bereits in vorgelagerten Verfahren
(z.B.Flachennutzungsplanung) eine Umwelt-
priifung fiir das Plangebiet oder fiir Teile
davon durchgefiihrt wurde oder wird, ist bei
der Umweltpriifung im nachgelagerten Ver-
fahren (z.B.Bebauungsplanung) auf diese
Ergebnisse zurlickzugreifen und auf zusatzli-
che oder andere erhebliche Umweltauswir-
kungen abzustellen (§ 2 Abs.4 Satz 5 BauGB).
Voraussetzung fiir diese Abschichtung ist,
dass sich in der Zwischenzeit keine wesent-
lichen Veranderungen ergeben haben. Die
Abschichtung eréffnet die Mdglichkeit, die
Ermittlung bestimmter Umweltauswirkungen
der nachfolgenden Planungsebene zu iiber-
lassen, wenn die Priifung dieser Auswirkun-
gen dort aus fachlicher Sicht angemessener
erscheint (BUSSE 2004; KRAUTZBERGER &
STUER 2004). Dabei diirfen jedoch nicht un-
sachgemdlS Ermittlungen, beispielsweise

von rdumlich weitreichenden Auswirkungen,
auf die Ebene der Bebauungsplanung ver-
schoben werden. Die Abschichtungsregel gilt
auch zwischen Bebauungsplanung und nach-
folgenden Genehmigungsverfahren. Beispiels-
weise kdnnen einige immissionsschutzrecht-
liche Fragen nicht auf der Ebene der Bebau-
ungsplanung abschlieSend beantwortet
werden, sondern erst auf der Ebene des Zu-
lassungsverfahrens (BUNZEL 2005).
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3.4.5 Inhalt und Aufbau des Umwelt-
berichts

Die Anforderungen an die Untersuchungen
fir die bauleitplanerische Umweltpriifung
entsprechen im Grundsatz denen bei der
Prifung von Pldnen und Programmen nach
UVPG, da sie auf der gleichen europarechtli-
chen Grundlage basieren (Kap.3.3.6). Fiir

die Bauleitplanung ist die Darstellung der
Untersuchungsergebnisse und MaBnahmen-
vorschldge recht detailliert ausformuliert.
Die Anlage zum Baugesetzbuch enthdlt eine
Auflistung, welche Elemente ein Umweltbe-
richt enthalten muss (Anlage zu § 2 Abs. 4
und § 2a BauGB). Diese Anforderungen wer-
den im Folgenden wiedergegeben und erldu-
tert. Mit der Auflistung ist keine Vorgabe fiir
eine Darstellungs- und Erarbeitungs-Reihen-
folge verbunden.

Falls gesonderte Gutachten erarbeitet werden
(z.B.Eingriffsgutachten, FFH-Vertraglichkeits-
studie, Ldrmgutachten), sollen sie im Umwelt-
bericht benannt und ihre Ergebnisse eingear-
beitet werden.

1.a) Kurzdarstellung des Inhalts und der
wichtigsten Ziele des Bauleitplans, ein-
schlieBlich der Beschreibung der Festset-
zungen des Plans mit Angaben iiber Stand-
orte, Art und Umfang sowie Bedarf an
Grund und Boden der geplanten Vorhaben.

Diese Angaben sind fiir die Umweltpriifung
relevant, weil die Ziele und Festsetzungen

und die genannten Angaben als,Wirkfaktoren’
Auswirkungen auf die Umwelt hervorrufen
kénnen. Die Ziele bilden auBerdem den Rah-
men fiir anderweitige Planungsmaglichkeiten.
Darstellungen und Festsetzungen in Bauleit-
planen betreffen insbesondere die vorgese-
hene Art und das MaR der Bodennutzung.
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Bei vorhabenbezogenen Bebauungsplanen
und stadtebaulichen Vertragen sind detail-
liertere Angaben iiber das Vorhaben und
damit die Wirkfaktoren des Bauleitplans
maglich.

1.b) Darstellung der in einschlagigen Fachge-
setzen und Fachpldnen festgelegten Ziele des
Umweltschutzes, die fiir den Bauleitplan von
Bedeutung sind, und der Art, wie diese Ziele
und die Umweltbelange bei der Aufstellung
berlicksichtigt wurden.

Ziele des Umweltschutzes dienen als Maf3stab
zur Bewertung von Auswirkungen. Sie erge-
ben sich insbesondere aus dem Berliner
Naturschutzgesetz, dem Berliner Landschafts-
und Artenschutzprogramm oder den Land-
schaftsplanen. AuBerdem enthalten Fachge-
setze wie z. B.das Bundesbodenschutzgesetz,
das Immissionsschutzgesetz und auch Fach-
plane wie der Berliner Luftreinhalteplan ent-
sprechende umweltbezogene Ziele. Auch
Erhaltungsziele und Schutzzwecke von
Schutzgebietsausweisungen gehéren zu den
Zielen des Umweltschutzes (Kap.3.3.6.4).

Abb. 29: Entwicklungsplan

Berlin Adlershof,

SammelausgleichsmaB-

nahme B-Plan XV-68
Landschaftspark
Johannisthal-
Adlershof




2.a) Beschreibung und Bewertung der Um-
weltauswirkungen, die in der Umweltpriifung
nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB ermittelt wur-
den, mit Angaben der Bestandsaufnahme der
einschldgigen Aspekte des derzeitigen Um-
weltzustands, einschlieflich der Umwelt-
merkmale der Gebiete, die voraussichtlich
erheblich beeinflusst werden.

Welche Umweltmerkmale und Aspekte des
Umweltzustandes bzw. Belange des Umwelt-
schutzes zu berlicksichtigen sind, istin § 1
Baugesetzbuch aufgelistet. Dementsprechend
ist der derzeitige Zustand von Pflanzen, Tieren
und Landschaft, der Gebiete von NATURA
2000, von Boden, Wasser, Luft und Klima sowie
von Mensch / menschlicher Gesundheit und
Kultur- und Sachgiiter entsprechend der Be-
troffenheit zu erfassen.Im Rahmen der Ein-
griffsregelung ist auch in Gebieten mit beste-
henden Baurechten der Bestand von Natur
und Landschaft zu betrachten, um den Schritt
der Vermeidung von Beeintrdchtigungen
sachgerecht priifen zu kénnen. Méglichst
friihzeitig sollte gepriift werden, ob beson-
ders oder streng geschiitzte Arten auf der
zu beplanenden Flache vorkommen und

wie damit gegebenenfalls umzugehen ist.

Bei Hinweisen auf das Vorkommen solcher
Arten kénnen entsprechende Untersuchun-
gen erforderlich werden (Kap.1.5.7).

2.b) Beschreibung und Bewertung der
Umweltauswirkungen ... mit Angaben der...
Prognose (ber die Entwicklung des Um-
weltzustands bei Durchfiihrung der Planung
und bei Nichtdurchfiihrung der Planung.

Es handelt sich hierbei erstens um die Pro-
gnose der Auswirkungen der Planung auf
den Umweltzustand und zweitens um eine
Status-Quo-Prognose bzw. Darstellung der
Nullvariante. Die voraussichtlichen Auswirkun-
gen werden auf der Grundlage der Wirkfakto-
ren der Planung (Festsetzungen, Bedarf an
Grund und Boden usw.) und des derzeitigen
Umweltzustands beurteilt. Bei einigen Festset-
zungen, insbesondere bei vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanen, kann die Auswirkungs-
prognose dhnlich konkret sein wie bei

Umweltvertraglichkeitspriifungen. Beispiels-
weise ist davon auszugehen, dass von einer
offenen Sportanlage Licht und Ldrm ausgeht.
Dies kann erhebliche Auswirkungen auf
Wohnnutzungen oder auf bestimmte Tierar-
ten haben.

Die Prognose bei Nichtdurchfiihrung der
Planung dient u.a.als Vergleichsbasis fr

die Bewertung der voraussichtlichen Auswir-
kungen der Planung. Auf diese Weise werden
auch negative Entwicklungen aufgezeigt,

die unabhdngig von dem Plan erwartet wer-
den.Um eine Lésung mit maglichst geringen
nachteiligen Umweltauswirkungen zu finden,
werden vergleichend die Auswirkungen ggf.
anderweitiger Planungsmdglichkeiten unter-
sucht.

2.¢) Beschreibung und Bewertung der
Umweltauswirkungen ... mit Angaben der
geplanten MaBBnahmen zur Vermeidung,
Verringerung und zum Ausgleich der nach-
teiligen Auswirkungen.

Aus den Erkenntnissen iber die nachteiligen
Umweltauswirkungen werden MaBnahmen

zur Vermeidung, Verringerung und Kompen-
sation fiir die betroffenen Schutzgiter bzw.

Umweltbelange (§ 1 BauGB) abgeleitet.

Vermeidungen und Verringerungen nach-
teiliger Auswirkungen kénnen insbesondere
iiber die Reduzierung der Grundflache/Grund-
flichenzahl sowie die Anordnung der Bauten
und Freifldchen, aber auch tber die Geschoss-
flachenzahl erreicht werden. Eine Freihaltung
wertvoller Bereiche fiir Natur und Landschaft
von Bebauung kann durch eine lokal erwei-
terte Baukorperausweisung und die Auswei-
sung nicht iiberbaubarer Flachen erreicht
werden. Beeintrdchtigungen des Landschafts-
bildes kdnnen z.B. durch die Festlegung der
Hohe von baulichen Anlagen vermieden oder
verringert werden. Durch eine méglichst
geringe Versiegelung des Grundstiicks kann
das als Vorfluter genutzte Oberflachengewds-
ser entlastet werden. MalBnahmen kdnnen
sich auch auf den sachgerechten Umgang mit
Abféllen und Abwassern, die Nutzung erneu-
erbarer Energien sowie die sparsame und effi-
ziente Nutzung von Energie (§ 1 BauGB)
beziehen.
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Der Begriff, Ausgleich’im Baugesetzbuch
umfasst grundsatzlich auch die Kompensation
in Form der ErsatzmaflSnahmen’im Sinne der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung

(§ 200a BauGB). Dennoch ist bei der Herlei-
tung von MalBnahmen auch in der Bauleitpla-
nung die Stufenfolge der Eingriffsregelung
(Vermeidung vor Minderung vor Ausgleich vor
Ersatz) einzuhalten (KOPPEL et al. 2004).

Fir die Ermittlung des Kompensationsum-
fangs wurde fir Berlin bei kleinrdumigen,
innerstadtischen Vorhaben im Rahmen der
Bauleitplanung das,Verfahren zur Ermittlung
von Kostendquivalenten’ entwickelt (Kap.
1.5.6). Die Ausgleichspflichtigkeit bezieht sich
nur auf diejenigen Beeintrachtigungen von
Natur und Landschaft, die durch den Bauleit-
plan zusatzlich zum bestehenden Baurecht
ermoglicht werden (§ 1a Abs. 3 BauGB).

Ein unmittelbarer rdumlicher und zeitlicher
Zusammenhang zwischen Eingriff und Aus-
gleich ist in der Bauleitplanung nicht zwin-
gend, sofern andere geeignete MaBnahmen
mit einer geordneten stadtebaulichen Ent-
wicklung und den Zielen der Raumordnung
sowie des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege vereinbar sind. Diese Voraussetzungen
kénnen im Einzelfall unter Bezugnahme auf
die Darstellungen des FNP oder die Ziele und
MaBnahmen des LaPro gegeben sein. Die
rdumliche und zeitliche Flexibilisierung erwei-
tert die Mdglichkeiten, Eingriffe in Natur und
Landschaft vollstandig zu kompensieren.
Wenn eine vollstdndige Kompensation im Gel-
tungsbereich des Eingriffsbebauungsplans
nicht maglich oder sinnvoll ist, gilt es zu pri-
fen, ob entsprechende MalBnahmen an ande-
rer Stelle realisierbar sind. AusgleichsmafSnah-
men kdnnen und sollten dann dem jeweiligen
Eingriff(sbebauungsplan) zugeordnet werden
(GASSNER 2003, § 21 Rn 29). Die Ausgleichs-
flache muss tatsdchlich aufwertungsfahig
sein. AusgleichsmalBnahmen kénnen bereits
vor dem Eingriff durchgefiihrt und spéter
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ganz oder teilweise den Grundstiicken im
Bebauungsplan zugeordnet werden, auf
denen Eingriffe zu erwarten sind. Oft werden
in Berlin stddtebauliche Vertrage (§ 11 Abs.1
BauGB) fiir die Durchfiihrung und Finanzie-
rung des Ausgleichs herangezogen.

Befindet sich im Plangebiet ein Lebensraum
einer oder mehrerer geschiitzter Tier- und
Pflanzenarten oder ein Biotop gemaf § 26a
NatSchGBIn, ist zu priifen, ob das Vorhaben
auf eine Art und Weise geplant und umge-
setzt werden kann, die sicher stellt, dass die
Vorkommen dieser geschiitzten Art(en) nicht
beeintrachtigt, beschadigt oder zerstort wer-
den.In den Unterlagen zum Bebauungsplan
sind Aussagen dariiber zu treffen, ob bzw.
inwiefern Verbote des § 42 BNatSchG beriihrt
sind und ggf. Befreiungsvoraussetzungen vor-
liegen bzw. welche kompensatorischen MaR3-
nahmen fiir die betroffenen Arten durchge-
flihrt werden konnen (Kap. 1.5.7).

Alle MalBnahmen werden im Umweltbericht
beschrieben und damit Teil der Begriindung
zum Bauleitplan. Das Baugesetzbuch bietet
eine Reihe von geeigneten Darstellungs-
und Festsetzungsmaglichkeiten (§§ 5

und 9 BauGB). Ein Ausgleich kann bereits im
Flachennutzungsplan durch geeignete Dar-
stellungen von Flachen zum Ausgleich und
im Bebauungsplan durch Festsetzungen als
Flachen oder MaBnahmen zum Ausgleich
planerisch vorbereitet werden. Grundlage
hierfir ist in Berlin die Gesamtstddtische Aus-
gleichskonzeption des LaPro. Die darin darge-
stellten raumlichen Bereiche und konkreten
Flachen sind auf der Ebene der Bebauungs-
pldne vorrangig zu beriicksichtigen, insbeson-
dere wenn der Ausgleich nicht in raumlicher
Néhe zum Eingriff erfolgen kann. Ausfiihrliche
Beispiele fir mogliche Festsetzungen im
Bebauungsplan gibt GERHARDS (2002).

Abb. 30: Der Ufergriinzug
am Charlottenburger

Spreebogen wurde
abschnittweise u. a.aus
Kompensationspflichten
verschiedener Vorhaben

im Bezirk realisiert
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Abb. 31: Umweltbericht
(Auszug) FNP-Anderung
fiir Berlin, Mahlsdorf

Ausgleichsflachen bzw.-malBnahmen kénnen
nicht nur Gber die Darstellung im Flachen-
nutzungsplan und die Festsetzung im Bebau-
ungsplan gesichert werden, sondern auch
tiber stadtebauliche Vertrage oder durch die
Verwirklichung auf dffentlich bereitgestellten
Fldchen.Wird in Ergdnzung zu einem Bebau-
ungsplan ein stadtebaulicher Vertrag abge-
schlossen, so sind die moglichen MaBnahmen
nicht auf die im BauGB festgelegten Festset-
zungsmoglichkeiten beschrankt.

Soweit MaBnahmen zum Ausgleich an ande-
rer Stelle Eingriffen zugeordnet werden, kann
die Bezirks- bzw. Senatsverwaltung die MaR-
nahmen anstelle und auf Kosten der Investo-
ren bzw. Grundstiickseigentimer durchfiihren
sowie auch die hierfir erforderlichen Fldchen
zur Verfligung stellen (§ 135 a BauGB), sofern
die Herstellung der AusgleichsmalSnahmen
nicht auf andere Weise gesichert ist.

2.d) Beschreibung und Bewertung der
Umweltauswirkungen ...mit Angaben der...
in Betracht kommenden anderweitigen
Planungsmaéglichkeiten, wobei die Ziele
und der raumliche Geltungsbereich des
Bauleitplans zu beriicksichtigen sind.
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Diejenigen anderweitigen Planungsmaglich-
keiten (Alternativen) sind zu priifen, die bei
objektiver Betrachtungsweise verniinftig
erscheinen. Die gepriiften Alternativen sollten
sich im Rahmen der Ziele (z. B. Schaffung von
Wohnraum) und in der Regel im rdumlichen
Geltungsbereich des Bauleitplans bewegen.
Es sind auch solche Alternativen zu ber{ick-
sichtigen, die im Rahmen der Beteiligungs-
verfahren eingebracht werden. Die anderwei-
tigen Planungsmdglichkeiten sind entspre-
chend der ihnen zukommenden Bedeutung
mit der Vorzugsvariante/-planung verglei-
chend, hinsichtlich der Umwelt- und anderer
Belange, zu untersuchen (BUNZEL 2005).
Auch in Bezug auf die Eingriffe in Natur und
Landschaft ist unter dem Gesichtspunkt der
Vermeidung darzulegen, welche anderwei-
tigen Planungsmaglichkeiten betrachtet
wurden und weshalb die vorgesehene Losung
vorzuziehen ist.

Auf der Ebene der Flachennutzungsplanung
ist vor allem die Frage von Standortalter-
nativen innerhalb der Stadt relevant; auf

der Ebene der Bebauungsplane geht es inner-
halb des Planungsgebietes z. B.um die alter-
native Anordnung und Hohe der Gebaude,
die Lage von Griinflachen oder die Erschlie-
Bung.Wenn z.B.das Plangebiet in einer
Frischluftschneise liegt, kénnen verschiedene
Lésungen fiir die Anordnung und Lage von
Baufldchen die Frischluftzufuhr unterschied-
lich stark beeinflussen. Sofern der Fldchen-
nutzungsplan noch ohne Umweltpriifung
durchgefihrt wurde, sind auch auf Bebau-
ungsplanebene Standortvarianten in der
Abwdgung zu betrachten (BUSSE et al. 2005,
16, BUNZEL 2005).

Wenn im Rahmen der Umweltpriifung eine
FFH-Vertraglichkeitspriifung durchgefiihrt
wird, kommt der Alternativenprifung im
Rahmen der Ausnahmepriifung besonderes
Gewicht zu:

Geeignete Alternativen, die mit weniger
Beeintrdchtigungen fiir das NATURA 2000-
Gebiet verbunden sind, kdnnen nicht ver-
worfen werden (Kap. 2.8).
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Einfamilienhausteppich

3.a) folgende zuséatzliche Angaben:
Beschreibung der wichtigsten Merkmale der
verwendeten technischen Verfahren bei
der Umweltpriifung sowie Hinweise auf
Schwierigkeiten, die bei der Zusammen-
stellung der Angaben aufgetreten sind, zum
Beispiel technische Liicken oder fehlende
Kenntnisse.

Die Angabe der bei der Untersuchung und
Bewertung verwendeten Methoden bzw. der
Art des Vorgehens (,technische Verfahren’)
und der ggf. aufgetretenen Schwierigkeiten
im Umweltbericht dient der Nachvollziehbar-
keit der Ergebnisse.

3.b) Beschreibung der geplanten Ma8nah-
men zur Uberwachung der erheblichen
Auswirkungen der Durchfiihrung des Bauleit-
plans auf die Umwelt.

Eine Uberwachung (Monitoring) der erheb-
lichen Auswirkungen des Plans findet nach
Abschluss des Aufstellungsverfahrens statt
(Kap. 3.4.8). Deshalb werden bereits im
Umweltbericht Angaben dariiber gemacht,
auf welche Weise und in welchen Intervallen
ein Monitoring vorgesehen ist.

3.¢) allgemein verstandliche Zusammen-
fassung der erforderlichen Angaben.

Diese Zusammenfassung dient einem
schnellen Uberblick iiber die Ergebnisse der
Umweltpriifung, sie soll gerade auch von
Nicht-Fachleuten verstanden werden.

Lockere Einfamilienhaussiedlung

Reihenhaushebauung Stadtvillen in Randlage
3.4.6 Beriicksichtigung bei der Entschei-
dung

Der Umweltbericht, in den die Ergebnisse
der Beteiligungen eingeflossen sind, bildet
einen gesonderten Teil der Begriindung
zum Bauleitplan.

Abb. 32: Aus dem
Flachennutzungsplan
(Wohngebiet Typ W3)
entwickelbare, alternative
Bebauungsstrukturen
(SAUER 2005)

Bei der Entscheidung iiber den Bauleitplan
wird eine Abwagung der verschiedenen ein-
gebrachten Belange, darunter die in § 1a
BauGB genannten Umweltbelange, vorge-
nommen. Die Ergebnisse der Umweltpriifung
werden in die Abwdgung eingestellt. Dies

gilt auch fiir die Ergebnisse der Eingriffsrege-
lung, jedoch nicht fiir die der FFH-Vertrdglich-
keitspriifung und fur die artenschutzrecht-
lichen Belange.

Wird im Rahmen der Umweltpriifung festge-
stellt, dass NATURA 2000-Gebiete erheblich
beeintrachtigt werden und Alternativlésungen
maglich sind, so gibt es keinen Abwégungs-
spielraum, die Alternativiosung muss gewahlt
werden.Wenn keine Alternativlosung moglich
ist und die Belange des Schutzes der Gebiete
vorgehen, ist die Planung unzuldssig, sofern
keine Ausnahmegriinde — gegebenenfalls
unter Einbeziehung einer Stellungnahme der
Europdischen Kommission — geltend gemacht
werden konnen (Kap. 2.8). Bei Bedarf sind
dann KompensationsmalSnahmen zur Ko-
héarenzsicherung zu verwirklichen. Die Belange
des besonderen Artenschutzes sind nur dann
iberwindbar, wenn eine Befreiung — in der
Regel aus iberwiegenden Griinden des Wohls
der Allgemeinheit — in Aussicht gestellt wer-
den kann (Kap. 1.5.7).
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3.4.7 Zusammenfassende Erklarung

Nach der Beschlussfassung des Bauleitplans
ist diesem eine zusammenfassende Erklarung
beizufiigen (8§ 6 Abs. 5 Satz 3,10 Abs. 4
BauGB). Diese ist nicht identisch mit der all-
gemein verstandlichen Zusammenfassung
des Umweltberichts in der Begriindung des
Bauleitplans, sondern wird erst im Zusammen-
hang mit der abschlieBenden Abwégung

und Beschlussfassung Gber den Bauleitplan
erstellt (KRAUTZBERGER & STUER 2004). In
der Erkldrung wird kurz dargestellt, wie die
Umweltbelange beriicksichtigt, welche Pla-
nungsalternativen gepriift wurden und wie
die Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behér-
denbeteiligung eingeflossen sind (BUNZEL
2005, Berliner Materialien). Die zusammen-
fassende Erkldrung kann als Presseerklarung
abgefasst werden. Ihr Zweck ist es, auch nach
Abschluss des Verfahrens schnelle Informa-
tionen dber den Bauleitplan zu ermdglichen;
sie wird daher zur Einsicht bereit gehalten.

Nach Abschluss des formalen Verfahrens

besteht ein Bauleitplan also aus:

+ dem eigentlichen Plan,

- der Begriindung (mit gesondertem
Umweltbericht) und einer beigefiigten,

+ zusammenfassenden Erkldrung
(Berliner Materialien 2005).

3.4.8 Monitoring (Uberwachung der
erheblichen Auswirkungen)

Das Baugesetzbuch verpflichtet die Gemein-
den —in Berlin also den jeweiligen Bezirk
bzw. die Senatsverwaltung fir Stadtentwick-
lung — die erheblichen Umweltauswirkun-
gen zu itberwachen, die aufgrund der Durch-
flihrung von Bauleitplanen auftreten. Die
Uberwachung dient nicht einer umfassenden
Vollzugskontrolle des Plans. Soweit im Folgen-
den nicht anders dargestellt, gelten in der
Bauleitplanung die Ziele und Anforderungen,
die in Kap. 3.3.9 beschrieben sind.

Zu beachten sind die §§ 4¢, 4 Abs. 3 und die
Anlage zum BauGB. Rechtliche Konkretisie-
rungen gegeniiber den Anforderungen an
das Monitoring nach UVPG sind:

+ Wenn andere Behorden eigene Erkennt-
nisse tiber erhebliche, inshesondere unvor-
hergesehene nachteilige Auswirkungen auf
die Umwelt durch die Durchfiihrung des
Bauleitplans haben, verpflichtet sie § 4 Abs.
3 BauGB, diese an die planaufstellende
Behorde weiterzugeben.

+ Das Baugesetzbuch sieht keine Verpflich-
tung vor, die Ergebnisse des Monitorings
der Offentlichkeit zuganglich zu machen.
Ein Anspruch auf Einsicht in die entspre-
chenden Unterlagen besteht jedoch gemaf
Umweltinformationsgesetz (BUNZEL
2005) bzw. in Berlin nach dem Informa-
tionsfreiheitsgesetz (Kap.4.4).

Die Frage, ob erhebliche Umweltauswirkun-
gen vorliegen, Iasst sich nicht pauschal, son-
dern jeweils nur im Einzelfall entscheiden.
Auch die Wahl der Uberpriifungsroutine ist
der zustandigen Behdrde weitgehend freige-
stellt. Sie kann einen lokalen Bezug herstellen
(z.B.nach Lage oder Geltungsbereich des
Plans), einen sachlichen Bezug wdhlen (z.B.
unterschiedliche Intervalle je nach Nutzungs-
art bestimmen oder auf einen bestimmten
Grad der Verwirklichung abstellen) oder eine
zeitliche Regelhaftigkeit wahlen (z. B. erstmals
im Jahr x, dann alle y Jahre) (Berliner Materia-
lien 2005). Fir verschiedene Bauleitpldane
(z.B.fiir ein Wohn- oder ein Industriegebiet)
kénnen unterschiedliche Konzepte angemes-
sen sein. Das Baugesetzbuch ldsst die gemein-
same Uberwachung mehrerer Pléne und

die Nutzung bestehender Monitoringme-
chanismen zu (STUER, SAILER 2004).

Fr die Folgenbewaltigung (AbhilfemaB-
nahmen) gibt es zwei magliche Richtungen:
Einerseits gibt es die rlickwirkende Folgenbe-
waltigung Giber eine Anderung des Plans
bzw. iber die Neubewertung von Projekten,
z.B.hinsichtlich des zugrundegelegten Be-
darfs. Andererseits gibt es die in die Zukunft
gerichtete Folgenbewaltigung auf der jeweils
nachfolgenden Planungs- bzw. Zulassungse-
bene (HANUSCH et al. 2005, KRAUTZBERGER
& STUER 2004).m
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1 www.stadtentwicklung.

berlin.de/geoinformation/
fis-broker
M www.stadtentwicklung.
berlin.de/geoinformation/
fis-broker/

12 Das Gesetz iiber die Um-
weltvertrdglichkeitsprifung
widmet Gebieten mit
hoher Bevélkerungsdichte
besondere Aufmerksam-
keit; s.2.3.8 der Anlage 2
und 2.6 der Anlage 4 des
UVPG

4, Anhang

4.1 Die Schutzgiiter

,Schutzgiiter” wird hier als Uberbegriff fiir
alle Teilbereiche der Umwelt verstanden, die
durch die vorgestellten Instrumente vor Be-
eintrdchtigungen geschiitzt’ werden sollen
bzw. auf die sich die Folgenbewaltigung be-
zieht. Der Begriff wird vor allem im Zusam-
menhang mit den Umweltpriifungen nach
UVPG verwendet; die nachfolgende Gliede-
rung basiert auf der Gliederung der Schutz-
gliter im UVPG (§ 2 UVPG). Das Naturschutz-
recht, das Grundlage der Eingriffsregelung
und der FFH-Vertraglichkeitspriifung ist,
enthalt zwar den Begriff,Schutzgiiter' nicht;
sachlich sind,Teilbereiche von Natur und
Landschaft’jedoch weitgehend deckungs-
gleich mit den entsprechenden,Schutzgitern’
Eine verpflichtende Vorgabe fiir die
Gliederung in der Darstellung von Bestand
und Auswirkungen besteht nicht (z.B.ist auch
eine Gliederung nach Funktionen méglich).
Bei Zulassungs- bzw. Aufstellungsverfahren,
die mehrere Priifungen (z. B. FFH-Vertréglich-
keitspriifung und Umweltvertrdglichkeits-
prifung) umfassen, ist eine einheitliche Glie-
derung zu empfehlen. Dabei wird fiir jedes
Schutzgut zundchst tabellarisch dargestellt,
bei welchen Instrumenten bzw. Priifverfahren
eine Relevanz besteht (griin hinterlegte
Felder) und wie das Schutzgut in der jeweili-
gen Rechtsgrundlage benannt ist. Darauf folgt
eine Erlauterung sowie eine Auflistung von
jeweils bedeutsamen Rechtsgrundlagen und
in Berlin verfiigharen Quellen fir Informatio-
nen, Daten und Bewertungsmafstabe.

Neben den fiir jedes Schutzgut angegebenen
Quellen verfugbarer Informationsgrundlagen
finden sich tiber das Geoportal des FIS-Bro-
ker ein standig erweitertes Angebot zahlrei-
cher digitaler Geobasis- und Geofachdaten an
Planen, Karten und Sachdaten™. Fiir Verwal-
tungsmitarbeiterlnnen wird tber das verwal-
tungsinterne Intranet eine Version des FIS-
Broker mit erweiterten Funktionen (z.B. Uber-
lagerungsmaoglichkeiten) angeboten™.

Mensch

4.1.1 Menschen einschlieB3lich mensch-

licher Gesundheit

Relevanz des Schutzguts innerhalb
der Priifinstrumente

Eingriffsregelung

FFH-Vertréglich-
keitspriifung

Strategische
Umweltpriifung

Umweltvertrag-
lichkeitspriifung

Umweltpriifung
(Bauleitplanung)

Natur und Land-
schaft als Lebens-
grundlage des
Menschen

Menschen,
einschlieBlich
menschliche
Gesundheit

umweltbezogene
Auswirkungen auf
den Menschen und
seine Gesundheit
sowie die Bevolke-
rung insgesamt

Mit der Strategischen Umweltprifung, der
Umweltvertraglichkeitspriifung und der Um-
weltpriifung in der Bauleitplanung sollen
Leben, Gesundheit und Wohlbefinden des
Menschen geschiitzt werden. Die Eingriffsre-
gelung zielt dagegen nur indirekt auf den
Schutz des Menschen, indem ihre Anwendung
zum Schutz von Natur und Landschaft als
Lebensgrundlage des Menschen beitragt.
Dem Schutzgut Menschen einschlieBlich

der menschlichen Gesundheit kommt beson-
ders innerhalb der dicht besiedelten Innen-
stadtbereiche Berlins hohe Bedeutung zu."™
Menschen werden zum grofen Teil indirekt
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durch Belastungen anderer Schutzgiter wie
z.B.der Luft oder des Wassers beeintrachtigt.
In der Darstellung bieten sich daher Ver-
knlpfungen zu anderen Schutzgiitern an.
Hier stehen die Beeintrachtigungen der Men-
schen als Nutzer des entsprechenden Schutz-
gutes im Vordergrund. Hinzu kommen Beein-
trachtigungen von Leben, Gesundheit und
Wohlbefinden, die (iber andere Schutzgiiter
nicht erfasst werden kénnen.

Als relevante Wirkfaktoren kommen je nach
Plan oder Projekt in Frage: Unfallrisiken,
Schadstoffe, Larm, Erschiitterungen, Warme/
Schwiile, Gerliche, elektromagnetische Felder
und Licht- und Schattenwurf.

Schutzgut Menschen einschlieBlich

menschlicher Gesundheit — Rechtsgrund-

lagen und Informationsquellen (Auswahl)

+ Larm: Bundesimissionsschutzgesetz
(BImSchG), Landes-Immissionsschutzgesetz
Berlin (LImSchG BIn)™, TA Larm (Sechste
Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes — 6. BImSchV),
Verkehrslarmschutzverordnung
(16.BImSchV), Sportanlagenldarmschutz-
verordnung (18.BImSchV); 24.BImSchV;
Verordnung Gber die Larmkartierung
(34.BImSchV)™3; AVV Bauldarm
(Allgemeine Verwaltungsvorschrift gegen
Baularm); Broschiire Bauldrm der Senats-
verwaltung fiir Stadtentwicklung®
Berliner Umweltatlas Themenbereich 07
Verkehr/Larm; Larmminderungspldne?

+ Wohnfunktion: Baugesetzbuch (BauGB),
Baunutzungsverordnung (BNVO);
Flachennutzungsplan, Bebauungsplane

+ Erholungsfunktion (s.a. Schutzgut

Landschaft’): Berliner Naturschutzgesetz
(NatSchGBIn) und Bundesnaturschutzgesetz
(BNatsch@G); Landschafts- und Artenschutz-
programm Berlin, Landschaftsplane;
Verzeichnisse der offentlichen Griin- und
Erholungsanlagen, Griinflacheninforma-
tionssystem, Versorgung mit 6ffentlichen
Griinanlagen™®

Unfalle™: Storfall-Verordnung
(12.BImSchV), Verkehrssicherheitspro-
gramm Berlin 20102

Gesundheit: Gesundheitsberichterstattung
Berlin?', Sozialstrukturatlas Berlin?, Leit-
linien flr eine Gesunde Stadt BerlinZ,
Broschiire Gesunde Bezirke — Gesunde
Stadt Berlin

zu Belastungen durch Luftschadstoffe

s. Schutzgter Luft und Klima; zu Belas-
tungen iiber Boden und Pflanzen s. Schutz-
gut Boden

elektromagnetische Felder: Verordnung
tiber elektromagnetische Felder
(26.BImSchV), Verordnung Giber das Nach-
weisverfahren zur Begrenzung elektroma-
gnetischer Felder (BEMVF); Hinweise zur
Durchfiihrung der 26.Bundes-Immissions-
schutzverordnung in der Uberarbeiteten
Fassung gemal Beschluss des Landeraus-
schusses fir Immissionsschutz (2004);
s.a.Informationen der Senatsverwaltung
flr Stadtentwicklung?*; Berliner Umwelt-
atlas Karte Elektromagnetische Felder?
Geriiche: Technische Anleitung zur Rein-
haltung der Luft (Erste Allgemeine Verwal-
tungsvorschrift zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz — TA Luft); vom Landeraus-
schuss flir Immissionsschutz empfohlene
Geruchsimmissionen-Richtlinie (GIRL)
Bevolkerungsdichte:

Umweltatlas Karte Einwohnerdichte
06.06%

13 www.stadtentwicklung.berlin.

de/service/gesetzestexte

M www.bgbl.de

15 Bundesimmissionsschutz-
verordnungen auf
bundesrecht juris.de

16 \www.stadtentwicklung.

berlin.de/umwelt/laerm/

baulaerm

7 www.stadtentwicklung.

berlin.de/umwelt/laerm/

laermminderungsplanung/

index.shtml

18 www.stadtentwicklung.berlin.

de/umwelt/umweltatlas/

i605.htm

19je nach Vorhaben auch:
Chemikalienrecht, Arbeits-
schutzrecht, Technische Regeln
fiir Gefahrstoffe usw.

20 www.stadtentwicklung.

berlin.de/verkehr/

verkehrssicherheitsprogramm/

download/

verkehrssicherheitsprogramm.

pdf.

www.berlin.de/sen/gsv/

statistik/gesundheit/basis.html

21

2 www.berlin.de/sen/gsv/

statistik/gesundheit/

spezial_sbw.html
B www.gesunde-staedte-
netzwerk.de/aktuell_pdf/
leitlinien_gesunde_stadt.pdf
2 www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
umweltratgeber/de/emf/
index.shtml
% www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
umweltatlas/i805.htm
% www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/

umweltatlas/din_606.htm
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27

28

29

30

31

dabei ist auch das Wir-
kungsgefiige zwischen
Tieren, Pflanzen, Boden,
Wasser, Luft, Klima und Eingriffsregelung
biologischer Vielfalt zu

berticksichtigen

FFH-Vertraglich-

www.stadtentwicklung.

berlin.de/umwelt/ keitspriifung
naturschutz/de/karten/

index.shtml

Senatsverwaltung fir

Stadtentwicklung und Strategische
Landesbeauftragter fiir Umweltpriifung
Naturschutz und Land-

schaftspflege 2005: Umweltvertrag-
Biotopkartierung Berlin. Iichkeitspriifung
Grundlagen - Standards -

Bewertung. Version 2.1 Umweltpriifung
(Juni 2005). CD-ROM. (Bauleitplanung)

Berlin. Erhaltlich bei:
Senatsverwaltung fiir Stadt-
entwicklung Info-Center,
Telefon (030) 9025 12 45,
info-center@senstadt.

32

verwalt-berlin.de www.stadtentwicklung.

Der Landesbeauftragte fiir berlin.de/forsten

33

Naturschutz- und Land- www.stadtentwicklung.

schaftspflege und SenStadt berlin.de/umwelt/
2005: Rote Listen der

gefdhrdeten Pflanzen und

b_naturschutz/

oekogrube.shtml
347U Berlin & AG Biotop-

verbund Berlin 2005:

Biotopverbund gem.

§ 3 BNatSchG im Land

Berlin. Anwendung der

Tiere von Berlin. Version

1.2 - 07/2005. CD-ROM.
Berlin. Erhéltlich bei: Senats-
verwaltung fir Stadtent-
wicklung Info-Center, s.0.
www.stadtentwicklung. Standardkriterienliste.
berlin.de/umwelt/ Auswahl relevanter Ziel-
umweltatlas/dinh_05.htm arten fiir den Biotopver-
bund.|.A. der Senatsver-
waltung fiir Stadtent-

wicklung, Abt. | Ref. IE.

Pflanzen

Tier

4.1.2 Tiere, Pflanzen, die biologische
Vielfalt

Relevanz des Schutzguts innerhalb der Priifinstrumente

Tiere und Pflanzen als Teile des Naturhaus-
halts

Erhaltungsziele eines Gebiets von gemein-
schaftlicher Bedeutung oder eines Europa-
ischen Vogelschutzgebiets (NATURA 2000-
Gebiet)

Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt,
okologisch empfindliche Gebiete (u.a.
NATURA 2000-Gebiete, Naturschutzgebiete,
Landschaftsschutzgebiete, gesetzlich
geschiitzte Biotope)

Tiere, Pflanzen?’

die Erhaltungsziele und der Schutzzweck
der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung und der Europdischen Vogel-
schutzgebiete

Alle hier vorgestellten Umweltpriifverfahren
beziehen die biotischen Schutzgiiter mit ein.
Die FFH-Vertrdglichkeitspriifung zielt jeweils
auf bestimmte Lebensraumtypen, Tier- und
Pflanzenarten und deren Lebensraume. In der
Strategischen Umweltpriifung, der Umwelt-
vertraglichkeitsprifung und der Eingriffsrege-
lung werden Pflanzen und Tiere meist auf

der Ebene von Biotopen bzw.von Vegetations-

einheiten und Tierlebensraumen betrachtet.
Der Wert wie auch die Beeintrdchtigung kann
Uiber Seltenheit, Gefahrdung und Reprasenta-
tivitat bzw. den gesetzlichen Schutz, bei Bio-
topen auch ber ihre Funktionen als Lebens-
raum, fiir das Klima und den Biotopverbund
erfasst werden. Besondere Aufmerksamkeit
ist den NATURA 2000-Gebieten, Natur- und
Landschaftsschutzgebieten und den gesetz-
lich geschiitzten Biotopen zu widmen.

Die biologische Vielfalt (synonym: Biodiver-
sitat) umfasst die Vielfalt an Lebensraumen
und Lebensgemeinschaften, an Arten sowie
die genetische Vielfalt innerhalb der Arten

(§ 2 Abs. 1 Nr.8 BNatSchG).Wenn es Hinweise
auf das Vorkommen besonders und streng
geschiitzter Arten gibt, ist die Erfassung dieser
Arten mit ihren Lebensraumen unumganglich.
Informationen zu Erhebungsmethoden und -
zeitrdumen bei faunistischen Untersuchungen
werden z.B.im Handbuch fiir die Vergabe und
Ausfiihrung von freiberuflichen Leistungen der
Ingenieure und Landschaftsarchitekten im
Stralen- und Briickenbau (HVA F-StB) gegeben
(BMVBW 2004a).

Relevante Wirkfaktoren kénnen neben der
Zerstérung auch die Beeintrachtigung von
Lebensraumen durch Standortverdnderungen,
Zerschneidungs- und Isolationseffekte oder die
Beeintrachtigung von Tierarten durch Larm
und Licht sein.

Schutzgut Pflanzen und Tiere - Rechts-
grundlagen und Informationsquellen
(Auswahl)

+ Berliner Naturschutzgesetz (NatSchGBIn),
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG),
Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV),
Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-RL),
Vogelschutzrichtlinie (VogelSchRL)

« Ubersicht und grundstiicksgenaue Karten
zu den Schutzgebieten und Objekten nach
NatSchGBIn, Schutzgebietsverordnungen?®

+ Berliner Baumschutzverordnung

+ Biotoptypenliste Berlin?*

+ Rote Listen Berlin3®

+ Landschafts- und Artenschutzprogramm
Berlin, Artenhilfsprogramme, Landschafts-
pldne, Réhrichtschutzprogramm

+ Berliner Umweltatlas Themenbereich 05
Biotope (z.B.Karten Vegetation, Wertvolle
Fldchen fiir Flora und Fauna, Bilanzierung
des Brutvogelbestandes, Grundwasser-
abhangige Okosysteme)?!

+ Forstkarten, Standortkarten, Waldzustands-
bericht der Lander Brandenburg und Berlin3?

+ Dokumentation von umweltbezogenen
Untersuchungen in Berlin ,OKOGRUBE"
(0OKOlogische GRundlagen-Untersuchungen
BErlin®

« Zielarten fiir den Biotopverbund und deren
Verbreitung3*
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Boden

4.1.3 Boden

Relevanz des Schutzguts innerhalb
der Priifinstrumente

Boden als Teil des
Naturhaushalts

Eingriffsregelung

FFH-Vertraglich-
keitspriifung

Strategische Boden
Umweltpriifung

Umweltvertrag-
lichkeitspriifung
Umweltpriifung Boden
(Bauleitplanung)

Der Boden ist Schutzgut aller hier betrachte-
ten Umweltpriifverfahren; bei der FFH-Ver-
traglichkeitspriifung ist er mittelbar von
Bedeutung. Er ist als Lebensgrundlage und
Lebensraum fiir Menschen, Tiere, Pflanzen
und Bodenorganismen (biotische Lebens-
raumfunktion, natiirliche Ertragsfunktion),
als Teil des Naturhaushaltes, insbesondere
mit seinen Wasser- und Nahrstoffkreislaufen
(Speicher und Reglerfunktion), Abbau-, Aus-
gleichs- und Aufbaumedium fir stoffliche
Einwirkungen (Filter- und Puffereigenschaf-
ten) zu betrachten und zu schiitzen. Der
Boden hat auch Funktionen als Archiv der
Natur- und Kulturgeschichte.

Relevante Wirkfaktoren sind insbesondere
Versiegelung, Verdichtung, Ab- und Auftrag
von Bodenmaterial sowie Schadstoffeintrag.
In der Eingriffsregelung stellt die Veranderung
von Gestalt oder Nutzung von Boden als
,Grundfldche’ einen Eingriffstatbestand dar.

Schutzgut Boden - Rechtsgrundlagen
und Informationsquellen (Auswahl)

+ Bundeshodenschutzgesetz (BBodSchG)

+ Berliner Bodenschutzgesetz (BInBodSchG)
+ Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-

ordnung (BBodSchV)

+ Umweltatlas Themenbereich 01 (z. B. Karte

der Bodengesellschaften, Karte zur Boden-
funktion; Versiegelungskarte)3*

- Berliner Bodenbelastungskataster (erfasst

Fldchen mit Verdacht auf und Nachweis
schadlicher Bodenverdnderungen3®

« Umweltatlas Karten Schwermetalle in

Boden und Pflanzen®”

+ Landschafts- und Artenschutzprogramm

Berlin, Landschaftsplane

+ Merkblatt zur Beriicksichtigung der Belange

des vorsorgenden Bodenschutzes in
Umweltberichten nach § 2 Abs.4 BauGB3®

3 www.stadtentwicklung.

berlin.de/umwelt/

umweltatlas/dinh_01.htm
36 www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
bodenschutz/index.shtml
37 www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
umweltatlas/i1031.htm,
www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
umweltatlas/i1033.htm
38 www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
bodenschutz/de/vorsorge/

bauleitplanung.shtml

Abb. 33: Bodenprofil
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Wasser

4.1.4 Wasser

Relevanz des Schutzguts innerhalb der Priifinstrumente

Eingriffsregelung

FFH-Vertraglich-
keitspriifung

Strategische
Umweltpriifung

Umweltvertrag-
lichkeitspriifung

Umweltpriifung
(Bauleitplanung)

39 www.stadtentwicklung.

berlin.de/umwelt/

umweltatlas/dinh_02.htm
40 www.lawa.de/pub/
download.html
AL www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/wasser/
wrrl/de/download.shtml
2 www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
bodenschutz/de/gesetze/
download/
BerlinerListe2005.pdf
s www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/wasser/

monat/index.shtml

Gewasser (als Lebensraum, Teil des Natur-
haushalts und in Bedeutung fiir Land-
schaftsbild und Erholung)

Wasser

Wasser;
sachgerechter Umgang mit Abfallen und
Abwassern

Das Schutzgut Wasser ist bei allen hier vor-
gestellten Umweltpriifverfahren relevant;

bei der FFH-Vertraglichkeitspriifung jedoch
nur mittelbar Gber seine Bedeutung fiir Arten
und Lebensraume. Zum Schutzgut Wasser
gehdren das Grundwasser (mit den Aspekten
Grundwasserdargebot und -qualitat, Funktion
fir den Landschaftswasserhaushalt, insbe-
sondere grundwasserabhdngige Biotope), und
die Oberflachengewdsser (mit den Aspekten
natrliche Retentionsfunktion, Gewassergiite,
Selbstreinigungsfahigkeit, biotische Lebens-
raumfunktion, Funktion als Badegewasser).
Besonders zu beachten sind Wasserschutz-
gebiete sowie Uberschwemmungsgebiete
gemal §§ 63-65 Berliner Wassergesetz.

Als Wirkfaktoren sind z.B. Nahr- und Schad-
stoffeintrage, Veranderungen des Ober-
flachenabflusses, Wasserentnahmen, Tempe-
raturanderungen und morphologische Verdn-
derungen zu betrachten.Veranderungen des
mit der belebten Bodenschicht in Verbindung
stehenden Grundwasserspiegels stellen in
der Eingriffsregelung einen Eingriffstatbe-
stand dar.

Schutzgut Wasser — Rechtsgrundlagen

und Informationsquellen (Auswahl)

+ Berliner Wassergesetz (BWG) und Wasser-
haushaltsgesetz (WHG),

+ Wasserschutzgebiete gemal3 § 19 des
Wasserhaushaltsgesetzes und §§ 22,
22a Berliner Wassergesetz und Wasser-
schutzgebietsverordnungen

+ Verordnung Gber die Entnahme von Wasser
aus oberirdischen Gewdssern zum Zwecke
der Trinkwasserversorgung

+ Richtlinie iber Grundwasserférderungen
bei Baumafnahmen und Eigenwasserver-
sorgungsanlagen im Land Berlin

+ BNatSchG (§ 2 Abs. 1 Nr.4), NatSchGBIn
(§ 2Nr.5)

« Umweltatlas Themenbereich 02 (Wasser-
schutzgebiete, Gewdsserglite, Qualitat
des oberflachennahen Grundwassers,
Flurabstand des Grundwassers, Grundwas-
serabhingige Okosysteme, Verschmut-
zungsempfindlichkeit des Grundwassers,
Oberflichenabfluss etc.)3®

+ Arbeitshilfen der Bund-Lander Arbeits-
gemeinschaft Wasser (LAWA)4

+ Informationsblatter zur Europdischen
Wasserrahmenrichtlinie*!

+ Bewertungskriterien fiir die Beurteilung
von Grundwasserverunreinigungen
in Berlin (Berliner Liste 2005)42

+ Wasserwirtschaftliche Monatsberichte*

+ Landschafts- und Artenschutzprogramm
Berlin, Landschaftspldne
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Klima

4.1.5 Klima, Luft

Luft

Relevanz des Schutzguts innerhalb

der Priifinstrumente

Eingriffsregelung

Strategische
Umweltpriifung

Umweltvertrag-
lichkeitspriifung

Luft, Klima als Teile
des Naturhaushalts

Im Rahmen der Strategischen Umweltprii-
fung, der Umweltvertrdglichkeitsprifung und
der Umweltpriifung in der Bauleitplanung
wird ausdriicklich die Reinhaltung der Luft
und der Schutz des Klimas angestrebt; in der
Eingriffsregelung sind Klima und Luft als Teile
des Naturhaushalts angesprochen.

Belastungen fiir die Luft und das Klima be-
stehen im Ausstof3 von Schadstoffen, der
Errichtung von Austauschbarrieren und der
Beseitigung von Elementen mit lufthygieni-
scher Ausgleichsfunktion wie groen Griin-
flachen. Das Klima kann durch Erwarmung,
Schwiile oder starke lokale Windstromungen
beeintrachtigt werden.Im Rahmen der Um-
weltpriifungen sind bei Auswirkungsanalysen
und VermeidungsmalBnahmen auB3erdem
auch Beitrage zu groRrdumigen Klimaeffekten
(Ausstol3 von sog.Treibhausgasen) zu beriick-
sichtigen.

Schutzgiiter Luft und Klima - Rechts-

grundlagen und Informationsquellen

(Auswahl)

+ Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)

+ Bundesimmissionsschutzverordnungen,
insbes. Verordnung tiber Immissionswerte
fiir Schadstoffe in der Luft (22.BImSchV),
Verordnung Giber genehmigungsbeddirftige
Anlagen (4.BImSchV)

+ Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG § 2
Abs. 1 Nr.6

« Luftreinhalte- und Aktionsplan Berlin
2005-2010

+ Umuweltatlas Themenbereiche 03 und 04
(u.a.Emissionen, Immissionen, Windge-

schwindigkeiten, Oberflichentemperaturen,

Planungshinweiskarte Stadtklima)*

+ BLUME-Messnetz*

+ Monats- und Jahresberichte zu Luftgiite-
messdaten in Berlin

+ Landschafts- und Artenschutzprogramm
Berlin, Landschaftspldne

4 www.stadtentwicklung.

berlin.de/umwelt/
umweltatlas/dinh_03.htm,
www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
umweltaltas/dinh_04.htm
45 www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
luftqualitaet/de/messnetz
46 www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
luftqualitaet/de/

publikationen.shtml
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Landschaft

4.1.6 Landschaft, Landschaftsbild

Relevanz des Schutzguts innerhalb der Priifinstrumente

Eingriffsregelung

FFH-Vertraglich-
keitspriifung

Strategische
Umweltpriifung

Umweltvertrag-
lichkeitspriifung

Umweltpriifung
(Bauleitplanung)

www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
stadtgruen/gris/
index.shtml

Landschaftsbild (Vielfalt, Eigenart und
Schonheit sowie Erholungswert von Natur
und Landschaft),

Leistungs- und Funktionsfahigkeit des
Naturhaushalts

Landschaft

Landschaft

,Landschaft’ umfasst sowohl den Landschafts-
haushalt als auch das Landschaftsbild. Da die
Aspekte des Landschaftshaushalts im Rahmen
der Erfassung der anderen Schutzgiter be-
reits erfasst werden, wird hier nur auf das
Landschaftsbild eingegangen. Der Begriff
Landschaftsbild umfasst die fiir Menschen
sinnlich wahrnehmbare, duBere Erscheinungs-
form von Natur und Landschaft sowie die
Erholungseignung eines Gebietes (GASSNER,
WINKELBRANDT 2005, 330). Sie kann auch
vorwiegend baulich gepragt sein.Im besiedel-
ten Raum wird das Stadtbild dem Land-
schaftshild weitgehend gleichgesetzt. Neben
optischen Eindrlicken gehéren auch Sinnes-
wahrnehmungen wie Geriiche und Gerausche
dazu. Damit flieBen in die Erfassung und
Bewertung des Landschaftsbildes alle wesent-
lichen Strukturen der Landschaft ein, unge-
achtet, ob sie historisch oder aktuell, ob sie
natur- oder kulturbedingt entstanden sind.
Wertgebende Kriterien sind Vielfalt, Eigenart,
Schénheit sowie der Erholungswert einer
Landschaft (§ 1 BNatSchG).

Beeintrachtigt werden kann das Orts- und
Landschaftsbild durch Bebauung, Unterbin-
dung von Sichtbeziehungen, Verlarmung und
Geruchsbelastung und Stoérung landschafts-
bezogener Erholung.

Schutzgut Landschaft — Rechtsgrundlagen

und Informationsquellen

« Berliner Naturschutzgesetz (NatSchGBIn)
und Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

+ Landschafts- und Artenschutzprogramm
Berlin, Landschaftsplane

+ Griinflacheninformationssystem*

« Topographische Karten, historische Karten

Abb. 34: Allee im Berliner Barnim
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Denkmal

4.1.7 Kulturgiiter und sonstige Sachgiiter

4.1.8 Wechselwirkungen

Relevanz des Schutzguts innerhalb Relevanz des Schutzguts innerhalb der Priifinstrumente
der Priifinstrumente

Eingriffsregelung
FFH-Vertraglich-
keitspriifung

Strategische
Umweltpriifung

Umweltvertrag-
lichkeitspriifung

Umweltpriifung
(Bauleitplanung)

das Wirkungsgefiige zwischen den
Bestandteilen des Naturhaushalts

die Wechselwirkungen zwischen
den vorgenannten Schutzgiitern

die Wechselwirkungen zwischen
den vorgenannten Schutzgitern

die Wechselwirkungen zwischen den
einzelnen Belangen des Umweltschutzes

Eingriffsregelung

FFH-Vertraglich-

keitspriifung

Strategische Kultur- und

Umweltpriifung sonstige Sachglter

Umweltvertrag- Kultur- und

lichkeitspriifung | sonstige Sachgiiter

Umweltpriifung umweltbezogene

(Bauleitplanung) = Auswirkungen auf
Kultur- und
sonstige Sachgiiter

Zu Kultur- und sonstigen Sachgiitern zahlen
auch geschiitzte oder schiitzenswerte Kultur-,
Bau- oder Bodendenkmiailer, historische
Kulturlandschaften und Landschaftsteile von
besonderer charakteristischer Eigenart im
Bezug zum visuellen und historischen Land-
schaftsschutz. Die in der Berliner Denkmalliste
verzeichneten Elemente sind zu berlicksichti-
gen (Anlage 2 Nr.2.3.9 UVPG). Sie kénnen
durch Beseitigung oder Veranderung beein-
trachtigt werden. Die Darstellung der Aus-
wirkungen auf die Kultur- und Sachgdter
kann auch gemeinsam mit den Schutzgitern
Boden oder Landschaft erfolgen.

Schutzgiiter Kultur- und Sachgiiter -

Rechtsgrundlagen und Informations-

quellen

+ Denkmalschutzgesetz Berlin (DSchG BlIn)

» Denkmalliste Berlin (inklusive Boden- und
Gartendenkmaler)*®

+ Umweltatlas Themenbereich 01 Boden*’,
Karte Archivfunktion fir die Naturge-
schichte®®

Mit Wechselwirkungen ist zum einen gemeint,
dass die Zusammenhdnge der Schutzgiiter
untereinander betrachtet werden sollen
(Wirkungsgefiige). Dazu gehdren auch Stoff-
kreislaufe und Energiestrome im Naturhaus-
halt. Sie sind Gber landschaftsraumtypische
Zusammenhange zwischen und innerhalb der
abiotischen und biotischen Funktionsele-
mente der Schutzgliter zu erfassen. Zweitens
sollen damit die wechselseitigen Einwirkun-
gen und Abhangigkeiten zwischen mensch-
licher Nutzung und z. B. der Vegetation oder
dem Boden berticksichtigt werden. Bei der
Wirkungsanalyse sollen zudem auch Wechsel-
wirkungen zwischen den Auswirkungen
betrachtet werden, z. B. eine gegenseitige
Verstdrkung verschiedener Auswirkungen.
Vorschldge zur Darstellung der Wechselwir-
kungen bieten RASSMUS et al. 2001.

www.stadtentwicklung.
berlin.de/denkmal/
denkmalliste
www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
umweltatlas/dinh_01.htm
www.stadtentwicklung.
berlin.de/umwelt/
umweltatlas/d11205.htm
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4.2 Rechtsgrundlagen der Tragerverfahren

Tab. 9 (Teil 1): Rechtliche Grundlagen fiir die Anwendung der Umweltpriifinstrumente bei Planaufstellungs-
und Projektzulassungsverfahren*

Plane oder Projekte (Auswahl) Rechtliche Grundlagen

Larmminderungsplan §§ 47d und 47e Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG); Nr. 2.1
der Anlage 3 zum Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetz (UVPG)

Heizkraftwerke u.a. §§ 4-21 BImSchG, Verordnung tiber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4.BImSchV); Verordnung tiber das Genehmigungs-
verfahren (9.BImSchV), Nr. 1 der Anlage 1 zum UVPG

(Kommunale) Abfallwirtschaftskonzepte | § 6 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz Berlin (KrW-/AbfG BIn),
Nr.2.3 und 2.4 der Anlage 3 zum UVPG

Deponien § 31 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-AbfG),
(8§ 16 KrW-/AbfG BIn), Nr. 12 der Anlage 1 zum UVPG

Raumordnungsverfahren Art. 16 Landesplanungsvertrag; Gemeinsame Raumordnungs-
verfahrensverordnung (GROVerfV);
§ 15 und § 6a Abs. 2 Satz 1 Raumordnungsgesetz (ROG), § 16 UVPG

Flugplatze Ausbauplan:§ 12 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG);
Nr. 1.2 der Anlage 3 zum UVPG;
Planfeststellung: §§ 6 und 8 LuftVG, § 15 UVPG

StraBen I. und 2. Ordnung § 20 Berliner StraBengesetz (BerlStrG)

Straenbahnen, U- und S-Bahnen § 28 Personenbeférderungsgesetz (PBefG) oder fiir StraBenbahnen
auch B-Plane nach § 9 BauGB, Nr. 14.11 der Anlage 1 zum UVPG
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Tab. 9 (Teil 2): Rechtliche Grundlagen fiir die Anwendung der Umweltpriifinstrumente bei Planaufstellungs-
und Projektzulassungsverfahren*

Plane oder Projekte (Auswahl)

Rechtliche Grundlagen

Wasserstral3en

Linienbestimmung: § 13 BundeswasserstraBengesetz (WaStrG);

§ 35 BNatSchG

Planfeststellung: § 14 WaStrG, Nr. 14.1 und 14.2 der Anlage 1

zum UVPG

Flusskanalisierungs- und Strom-
korrekturarbeiten und sonstige
AusbaumaBnahmen

Grundwasserentnahme

4.3 Rechtsgrundlagen fiir die Instrumente

57 Die landesrechtliche
Umsetzung Gber § 2¢
Berliner Wassergesetz
steht noch aus.

§§ 16-16h und Anlage 3 zum Berliner Wassergesetz (BWG)

§§ 16-16h und Anlage 3 BWG, Nr. 13.3 der Anlage 1 zum UVPG

Tab. 10: Rechtsgrundlagen der Eingriffsregelung

Deutschland

*Die Priifpflicht ergibt
sich v. a.aus dem UVPG,
dem BNatSchG und
NatSchGBIn.

Berlin

Rechtstexte

Bundesnaturschutzgesetz;
Baugesetzbuch

Berliner Naturschutzgesetz (NatSchGBIn)

Landschaftspflegerischer Begleitplan

§ 20 Abs. 4 BNatSchG

§ 15 Abs.3 und 5 NatSchGBIn

Okokonto

§ 14b NatSchGBIn

Beriicksichtigung des besonderen
Artenschutzes

§ 19 Abs. 3,8 42 und § 43, § 62 BNatSchG

§ 14a Abs. 2 NatSchGBIn

behordliche Entscheidung

§ 20 BNatSchG

§ 15 NatSchGBIn
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Tab. 11: Rechtsgrundlagen der FFH- Vertraglichkeitspriifung

Rechtstexte/
Veroffentlich-
ungen

Vertraglichkeits-

priifung

Koharenz-
sicherungs-
mafBnahmen

Europdische Union Deutschland Berlin
,Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie’ 1992 | Bundesnaturschutzgesetz Berliner Naturschutzgesetz
(Richtlinie 92/43/EWG des Rates), (BNatSchG) 2002, §§ 10 und 32ff (NatSchGBIn) 2006, §§ 16ff, 22b,
Nogelschutzrichtlinie’ 1979 Bekanntmachung NATURA
(Richtlinie 79/409/EWG des Rates) 2000-Gebiete vom 26.08.2005;

Amtsblatt fiir Berlin Nr.48
vom 29.09.2005, S.3717ff.

Art. 1, Art 2, Art.6 Abs. 3 FFH-RL, § 16 Abs. 2 NatSchGBIn

Anhang 3 FFH-RL

§34 Abs.2,§ 10 Abs. 1 Nr.9 u. 10
BNatSchG

§ 34 Abs.5,§ 37 Abs. 3 BNatSchG

Art.6 Abs.4 FFH-RL § 16 Abs.5 u.6,

§ 17 Abs. 2 u.3 NatSchGBIn
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Tab. 12: Rechtsgrundlagen der Umweltvertraglichkeitspriifung und der Strategischen Umweltpriifung

Deutschland

Berlin

Rechtstexte

Festlegung

des Untersu-
chungsrahmens

(Scoping)

tionen

Monitoring

Zustandigkeiten
und Konsulta-

Européische Union

UVP-Richtlinie: Richtlinie des Rates
vom 27.Juni 1985 tiber die Umwelt-
vertraglichkeitspriifung bei be-
stimmten offentlichen und privaten
Projekten (85/337/EWG) und
SUP-Richtlinie: Richtlinie 2001/42/EG
des Europdischen Parlaments und
des Rates (iber die Priifung der
Umweltauswirkungen bestimmter
Plane und Programme

Art.5 Abs. 2 UVP-RL

Art. 1,5 Abs.2 u.4,
Art.6,7,9,10,10a UVP-RL
Art.2,6,7,9 SUP-RL

Art.9¢, 10 SUP-RL

Gesetz uiber die Umweltvertrdglich-
keitspriifung (UVPG) 2005
Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zur Ausfiihrung des Gesetzes tiber
die Umweltvertraglichkeitspriifung
(UVPVWV) 1995
Bundesfachgesetze (z. B.BImSchG)

§§ 5, 14f UVPG
Nr.0.4 UVPVwV

§§ 7,8 UVPG
§2 Abs.1u.6
§§ 33,9 UVPG
§ 14f Abs. 4,88 14h-j, |,
§ 14m Abs. 4 UVPG

§ 14m UVPG
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(UVPG-BIn)

Landesfachgesetze
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§§ 2,3,4 UVPG-BIn




Tab. 13: Rechtsgrundlagen der Umweltpriifung in der Bauleitplanung

Europdische Union Deutschland Berlin

Rechtstexte UVP-Richtlinie: Richtlinie des Rates Baugesetzbuch (BauGB) 2004, Berliner Materialien zum EAGBau
vom 27.Juni 1985 tber die Umwelt- | (Gesetz liber die Umweltvertrdg-
vertraglichkeitspriifung bei be- lichkeitspriifung (UVPG) 2005)

stimmten 6ffentlichen und privaten
Projekten (85/337/EWG) und
SUP-Richtlinie: Richtlinie 2001/42/EG
des Europdischen Parlaments und
des Rates iiber die Priifung der
Umweltauswirkungen bestimmter
Plane und Programme

Art.5 Abs. 2 UVP-RL § 2 Abs.4 BauGB

Festlegung

des Umfangs und
Detaillierungs-
grades

Art.1,Art.5 Abs.2 u.4
Art.6,7,9,10,10a UVP-RL
Art.2,6,7,9 SUP-RL

Zustandigkeiten §§ 2-4a BauGB
und Konsulta-

tionen

§ 1a Abs.3,§ 5 Abs. 23,88 9, 24, 55,
135a-b BauGB

Ausgleichs-
mafBnahmen

Art.9¢, 10 SUP-RL5? § 4c, § 4 Abs. 3 BauGB,

Anlage zu § 2 Abs. 4 BauGB

Monitoring

52 AbhilfemaBnahmen durch
nachtrdgliche Schutzvor-
kehrungen z.B.gem.§ 29
Abs.2 BauGB, § 15 BauNVO,
§ 17 Abs.2 BImSchG oder
§75 Abs.2 VwVfG.
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4.4 Rechtsgrundlagen zum Zugang

zu Umweltinformationen

Den Zugang der berliner Biirgerinnen und
Biirger zu Umweltinformationen, Behorden
und anderen informationspflichtigen Stellen
des Landes Berlin regelt das Berliner Infor-
mationsfreiheitsgesetz (IFG); den Zugang

zu Umweltinformationen von Bundesbehér-
den und informationspflichtigen Stellen

des Bundes das Umweltinformationsgesetz
(UIG). Welche Gebiihren ggf. zu entrichten
sind, kann der Berliner Umweltschutzge-
bihrenordnung bzw. der UIG-Kostenverord-
nung des Bundes entnommen werden.

Umweltinformationsrichtlinie, Umweltinfor-
mationsgesetz und Berliner Informations-
freiheitsgesetz setzen einen Teil der Aarhus-
Konvention um, der den Zugang zu Umwelt-
informationen betrifft. Die Aarhus-Konvention
ist ein internationales Abkommen, das
Deutschland und die anderen EU-Mitglied-
staaten 1998 unterzeichnet haben, das 2001
in Kraft trat und von der Europaischen Ge-
meinschaft bereits ratifiziert wurde. Insgesamt
besteht die Konvention aus drei,Sdulen’:
1. Erleichterter Zugang zu Umweltinforma-
tionen
2. Recht auf Offentlichkeitsbeteiligung an
Entscheidungsverfahren
3. Zugang zu Gerichten in Umweltangelegen-
heiten
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Abb. 35: Umweltinformationen:
Die Vereinbarungen iiber die Offentlichkeitsbe-  www.stadtentwicklung.
teiligung sind auf EU-Ebene durch die Offent- berlin.de/umwelt
lichkeitsbeteiligungsrichtlinie (RL 2003/35/EG)
und die SUP-Richtlinie sowie in Deutschland

teilweise durch das novellierte UVPG und 53 www.bmu.de/
BauGB umgesetzt worden. Weitere Regelungen buergerbeteiligungs-
zur Umsetzung sind sowohl von der Europa- rechte/die_aarhus-

ischen Union als auch von der Bundesrepublik konvention/doc/2608.php
Deutschland noch zu erwarten. In der Entwurfs-

fassung liegen in Deutschland ein Offentlich-

keitsbeteiligungsgesetz und ein Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetz vor, aufRerdem ein Aarhus-

Vertragsgesetz. Soweit die Offentlichkeitsbe-

teiligungsrichtlinie noch nicht vollstandig in

deutsches Recht umgesetzt ist, gilt sie un-

mittelbar®3.
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Tab.14: Rechtsgrundlagen des Zugangs zu Umweltinformationen

Europdische Union

Deutschland

Berlin

Rechtsgrund-
lagen fiir Zugang
zu Umweltinfor-
mationen

Rechtsgrund-
lagen fiir Kosten

Umweltinformationsrichtlinie
des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 28.01.2003
(Richtlinie 2003/4/EG)

Umweltinformationsgesetz (UIG) -
Gesetz zur Neugestaltung des
Umweltinformationsgesetzes und
zur Anderung der Rechtsgrundlagen
zum Emissionshandel vom
22.Dezember 2004%*
Umweltinformationskostenverord-
nung (UIGGebV) - Verordnung tiber
Kosten fiir Amtshandlungen der
informationspflichtigen Stellen beim
Vollzug des Umweltinformationsge-
setzes®

Fachgesetze (z.B. Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz, Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz)

Berliner Informationsfreiheitsgesetz
(IFG) - Gesetz zur Forderung der
Informationsfreiheit im Land Berlin
vom 15.Oktober 1999, zuletzt
geandert am 19. Dezember 2005

Umweltschutzgebiihrenordnung
(UGebO) - Verordnung ber die
Erhebung von Gebiihren im Umwelt-
schutz vom 1.Juli 1988, zuletzt
geandert am 19. Dezember 2005%¢
durch die Elfte Verordnung zur
Anderung der Umweltschutzge-
biihrenordnung®

Umwelt-
Informationen

Art.2 Nr.1,Art. 8 UIRL

§1UIG

§3 Abs.2 IFG, § 18a IFG

Antrag und
Verfahren

Kosten

Ablehnung;
Rechtsschutz
54 www.stadtentwicklung.
berlin.de/service/
gesetzestexte/de/
download/
umwelt/UIG.pdf
55 bundesrecht juris.de/
bundesrecht/uiggebv/
gesamt.pdf

Art.3 UIRL

Art.5 UIRL

Art.6 UIRL

56 www kulturbuch-verlag.de/

online/brv/D0002/
F00076.pdf
57 www.stadtentwicklung.
berlin.de/service/
gesetzestexte/de/
download/umwelt/BGBI.

pdf

§4UIG

§ 12 UIG, UIGGebV

§§ 5,6 UIG

§§ 13-15,§ 18a Abs. 3 IFG

§ 18a Abs.4,§ 16 IFG,
UGeBO

§14,8 18 Abs.2 u.3 IFG
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Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG),
Gesetz zum Schutz vor schadlichen Boden-
verdnderungen und zur Sanierung von
Altlasten.Vom 17.Marz 1998 (BGBI. |
S.502), zuletzt gedndert durch Art. 3
des Gesetzes vom 9. Dezember 2004
(BGBI.15.3214)

BundesfernstraBBengesetz (FStrG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom
20. Februar 2003 (BGBI. | S.286), zuletzt
gedndert durch Art. 3 des Gesetzes vom
22. April 2005 (BGBI.1S5.1128)

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom
26. September 2002 (BGBI.1S.3830), zuletzt
gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
25.Juni 2005 (BGBI.1S. 1865)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG),
Gesetz tiber Naturschutz und Landschafts-
pflege.Vom 25. Médrz 2002, BGBI.15.1193,
zuletzt gedndert durch Art. 40 des Gesetzes
vom 21.Juni 2005 (BGBI.1S.1818)

BundeswasserstraBengesetz (WaStrG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
4.November 1998 (BGBI.1S.3294), zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 25. Mai 2005
(BGBI.1S.1537)

Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG
Bau), Gesetz zur Anpassung des Baugesetz-
buchs an EU-Richtlinien vom 24. Juni 2004
(BGBI.15.1359)

Berliner Informationsfreiheitsgesetz (IFG),
Gesetz zur Forderung der Informationsfrei-
heit im Land Berlin vom 15. Oktober 1999
(GVBI.S.561;& 2 Abs. 2 neu gefasst durch
Gesetz vom 19.12.2005, GVBI.S.791)
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Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
(KrW-/AbfG), Gesetz zur Férderung der
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der um-

weltvertraglichen Beseitigung von Abfallen.

Vom 27.September 1994 (BGBI.1S.2705),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15. Juli
2006 (BGBI.1S.1619)

Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
Berlin (KrW-/AbfG BlIn), Gesetz zur Forde-
rung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung
der umweltvertraglichen Beseitigung von
Abfallen in Berlin vom 21. Juli 1999 (GVBI.
S.413), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
11.Juli 2006 (GVBI.S.819)

Landeswaldgesetz (LWaldG): Gesetz zur
Erhaltung und Pflege des Waldes.
Vom 16.September 2004 (GVBI.S.391),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom
11.Juli 2006 (GVBI.S 819)

Landesimmissionsschutzgesetz Berlin
(LImSchG BIn) vom 5. Dezember 2005,
(GVBI.S. 735, berichtigt GVBI. 2006 S.42)

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 18. August

1997 (BGBI.S 2081) zuletzt gedndert durch
Art. 2b des Gesetzes vom 25. Juni 2005
(BGBL 1S.1746)

Umweltschutzgebiihrenordnung (UGeb0),
Verordnung Gber die Erhebung von
Gebihren im Umweltschutz vom 1.Juli
1988, zuletzt gedndert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 19. Dezember 2005
(GVBI.S.791)

Umweltinformationskostenverordnung
(UIGKostV), Verordnung iiber Kosten fiir
Amtshandlungen der informationspflichti-
gen Stellen beim Vollzug des Umweltin-
formationsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. August 2001
(BGBI.15.2247), gedndert durch Gesetz
vom 22.Dezember 2004 (BGBI.|S.3704)

Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG) vom
10. Dezember 1990 (BGBI. | S.2634) zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 19. April 2006
(BGBI.15.866)

Umweltinformationsgesetz (UIG), Gesetz
zur Neugestaltung des Umweltinforma-
tionsgesetzes und zur Anderung der
Rechtsgrundlagen zum Emissionshande
vom 22.Dezember 2004 (BGBI.| S.3704).

|u

Umweltinformationsrichtlinie, Richtlinie
2003/4/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 28. Januar 2003 Gber
den Zugang der Offentlichkeit zu
Umweltinformationen und zur Aufhebung
der Richtlinie 90/313/EWG des Rates
(ABILEU Nr.L 41 5.26)

UVP-Gesetz/Gesetz iiber die Umwelt-
vertraglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom
5.September 2001 (BGBI. 1 S.2350), zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 15. Juli 2006
(BGBI.1S.1619)

UVP-Richtlinie (UVP-RL), Richtlinie des Rates
vom 27.Juni 1985 tiber die Umweltvertrag-
lichkeitspriifung bei bestimmten offentli-
chen und privaten Projekten (85/337/EWG).
Vom 27.Juni 1985 (ABI.LEG L 175 S. 40),
zuletzt gedndert am 26. Mai 2003 (ABI.EG
L156 S.17)

Verkehrswegeplanungsbeschleunigungs-
gesetz (VerkPBG) vom 16. Dezember 1991
(BGBI.1S.2174), zuletzt gedndert durch
das Gesetz vom 22. Dezember 2005
(BGBI.15.3691)

Verordnung iiber das Genehmigungsver-
fahren (9.BImSchV), Neunte Verordnung
zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 29. Mai 1992 (BGBI.|
S.1001), zuletzt gedndert durch Art.5
des Gesetzes vom 21.Juni 2005
(BGBL.1S.1666)

Wasserhaushaltsgesetz (WHG), Gesetz zur
Ordnung des Wasserhaushalts. In der Fas-
sung der Bekanntmachung der Neufassung
vom 19. August 2002 (BGBI. | S.3245),
zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes
vom 25.Juni 2005 (BGBI.1S. 1746)
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4.8 Adressen

4.8.1 Anerkannte Naturschutzverbande
Berliner Landesarbeitsgemeinschaft
Naturschutz e. V.

Potsdamer StraRe 68

10785 Berlin

Telefon (030) 26 55 -0864-08 oder -65

Fax (030) 26 55 -1263
bin_berlin@t-online.de

www.bIn-berlin.de

Bund fiir Umwelt und Naturschutz
Berlin e. V.

Landesverband Berlin e.V.
Crellestrafle 35

10827 Berlin

Telefon (030) 78 79 00 -0

Fax (030) 78 79 00 -18
kontakt@bund-berlin.de,
Ivberlin@bund-berlin.de
www.bund-berlin.de

Naturschutzbund Deutschland NABU
Landesverband Berlin e.V.
WollankstraSe 4

13187 Berlin

Telefon (030) 986 08 37-0 / 986 41 07
Fax (030) 986 - 70 51
LVBerlin@NABU-Berlin.de
www.nabu-berlin.de

Deutsche Gesellschaft fiir Herpetologie
und Terrarienkunde (DGHT)
Landesverband Berlin e.V.
z.H.Dr.A.Biehler

Bartschweg 20 a

14089 Berlin

Telefon (030) 365 42 75

gs@dght.de

www.dght.de

Schutzgemeinschaft
Deutscher Wald e.V.
Konigsweg 4 / Jagen 57
14193 Berlin, Eichkamp
Telefon (030) 813 34 42
Fax (030) 813 34 42
sdw-berlin@web.de
www.sdw-berlin.de

Volksbund Naturschutz e. V.
Konigin-Luise-Strae 6-8

14195 Berlin

Telefon/Fax 01805 060 33 44 13 49
vbn@vbne.de

www.vbnev.de

Landesjagdverband Berlin e. V.
Haus der Jagd

Sundgauer Stral3e 4

14169 Berlin

Telefon (030) 811 65 65

Fax (030) 811 40 22
ljv-berlin@t-online.de
www.ljv-berlin.de

Baumschutzgemeinschaft Berlin e. V.
Potsdamer Stral3e 65

10785 Berlin

Telefon (030) 25 79 43 53

Fax (030) 26 55 12 63
bsgb@ipn.b.comlink.apc.org

Naturschutzzentrum Okowerk Berlin e. V.
Teufelsseechaussee 22 - 24

14193 Berlin

Telefon (030) 30 000 50

Fax (030) 30 000 515

info@oekowerk.de

meissner@oekowerk.de

www.oekowerk.de
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Griine Liga Berlin

Landesverband des Griine Liga e.V.
Griines Haus Berlin

Prenzlauer Allee 230

10405 Berlin

Telefon (030) 44 33 91-0

Fax (030) 44 33 91-33
berlin@grueneliga.de
www.grueneliga-berlin.de

NaturFreunde Deutschlands
Landesverband Berlin e.V.
Verband fir Umweltschutz,

sanften Tourismus, Sport und Kultur
RingstraRe 76/77

12205 Berlin

Telefon (030) 833 20 13

Fax (030) 83 2039 11
NaturFreunde-Berlin@T-Online.de
www.naturFreunde-Berlin.de
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4.8.2 Behorden

4.8.2.1 Oberste Naturschutzbehorde
Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung
IE - Landschaftsplanung, Naturschutz
und Forstwesen

Am KélInischen Park 3

10179 Berlin

Telefon 030/9025-1303

Fax 030/9025-1057

4.8.2.2 Landesbeauftragter

fiir Naturschutz und Landschaftspflege
Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung
Am KélInischen Park 3

10179 Berlin

Telefon 030/9025-1030

Fax 030/9025-1057


mailto:berlin@grueneliga.de
http://www.grueneliga-berlin.de/
mailto:NaturFreunde-Berlin@T-Online.de
http://www.naturfreunde-berlin.de/
mailto:NaturFreunde-Berlin@T-Online.de
mailto:berlin@grueneliga.de
http://www.naturFreunde-Berlin.de
http://www.grueneliga-berlin.de

4.8.2.3 Bezirksverwaltungen

Bezirk

Dienstsitz

Dienstsitz

Dienstsitz

O Mitte

Iranische Strafe 3
13347 Berlin

Iranische Strafle 3

13347 Berlin

O Friedrichshain-
Kreuzberg

Yorckstrae 4-11
10965 Berlin

Yorckstral3e 4-11
10965 Berlin

© Pankow

Storkower Strale

139C, 10407 Berlin

FrobelstralSe 17
10405 Berlin,
Haus 6

O Charlottenburg © Spandau
Wilmersdorf

Fehrbelliner Platz 4 | Carl-Schurz-Stra8e
10707 Berlin 2-6,13597 Berlin

Pionierstral3e 80
13589 Berlin

Fehrbelliner
Platz 4
10707 Berlin

Carl-Schurz-Stra3e
2-6,13597 Berlin

0 Steglitz-
Zehlendorf

KirchstraBe 1-3
Bauteil E
14163 Berlin

KirchstraBe 1-3,
Bauteil B
14163 Berlin
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Bezirk

Dienstsitz

Dienstsitz

Dienstsitz

@ Tempelhof
Schoneberg

Tempelhofer
Damm 165
12099 Berlin

Manteuffelstrale
63,12103 Berlin
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© Neukolln

Karl-Marx-Stral3e
83, 12043 Berlin

Karl-Marx-Strale
83, 12043 Berlin

Karl-Marx-Stral3e
83, 12043 Berlin

O Treptow
Kopenick

Alt-Kopenick 21
(Rathaus Kope-
nick) 12555 Berlin

Rinkartstrale 13
12437 Berlin

® Marzahn-
Hellersdorf

Helene-Weigel-
Platz 8
12681 Berlin

Premnitzer StralSe
4,12681 Berlin

@ Lichtenberg

Mollendorff-
stral3e 6,
10367 Berlin

Alt-Friedrichsfelde
60, 10315 Berlin

@® Reinickendorf

Eichborndamm
215-239
13437 Berlin

Teichstral3e 65
13407 Berlin




Seite

12

14

15

16

17

18

20

22

23

24

27

29

30

32

34

4.9 Abbildungsverzeichnis
Abb. 1: Spree, Osthafen

Abb. 2: Priifinstrumente und ihre
Schutzglter

Abb. 3: GroBbaustelle Hauptbahnhof
Berlin, Spreebogen

Abb. 4: Priifschritte der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung

Abb. 5:Vermeidungsmalinahme am
Potsdamer Platz: Erhalt des Natur-
denkmals Alte Potsdamer StraRe

Abb. 6: Amphibienleiteinrichtung
PankgrafenstralSe in Berlin, Pankow

Abb.7: AusgleichsmalBnahmen am
Autobahnkreuz in Berlin, Neukdlin

Abb. 8: Gesamtstddtische Ausgleichs-
konzeption

Abb. 9: Okokonto: MaRnahmenblatt
Abb. 10: Besonderes Artenschutzrecht

Abb. 11: Gemeinsame Arbeitsschritte
Eingriffsregelung — besonderer Arten-
schutz im Landschaftspflegerischen
Begleitplan

Abb. 12:Tempordre Lebensstatte fir
Zauneidechsen in der Naturschutz-

station Malchow

Abb. 13: Europaweiter Naturschutz —
NATURA 2000-Gebiete in Berlin

Abb. 14:Verfahrensschritte der FFH-VP
nach § 34 und § 35 BNatschG

Abb. 15:Neubau eines Radweges im
NATURA 2000-Gebiet

Abb. 16: FlieBwiese Ruhleben
(Berlin, Charlottenburg)

Abb. 17: FFH-Gebiet SchloBpark Buch

35

36

38

40

43

45

46

49

50

52

55

59

61

62

63

69

72

79

Abb. 18: Eremit, prioritare Art aus Anhang Il
der FFH-RL

Abb. 19: Zitronenfalter auf Karthduser-Nelke

Abb. 20: Geltungsbereiche umweltgesetz-
licher Regelungen

Abb. 21: Anwendungsbereich Landes-
waldgesetz

Abb. 22: Neubau der Bundesautobahn
BAB A 113 in Berlin, Rudow-Altglienicke

Abb. 23: StraBenausbau GroB-Berliner Damm

Abb. 24: Neubau der Schleuse
Charlottenburg

Abb. 25:Umbau des Nordkreuzes fir Fern-
und S-Bahn (Berlin, Mitte und Pankow)

Abb. 26:Trassenvarianten aus der UVS
zur Ost-West Trasse (Berlin, Kdpenick)

Abb. 27: Erdrterungstermin im Rahmen
eines Planfeststellungsverfahrens

Abb. 28: Leistungsfahigkeit der Boden -

Kartenausschnitt mit Legende
Umweltatlaskarte 1.12.2006

Abb. 29: Entwicklungsplan Berlin-Adlershof
Sammelausgleichsmafnahme B-Plan XV-68

Abb. 30: Ufergriinzug am Charlottenburger
Spreebogen

Abb. 31: Umweltbericht (Auszug) FNP-
Anderung fiir Berlin, Mahlsdorf

Abb.32: Aus dem Fldchennutzungsplan
(Wohngebiet Typ W3) entwickelbare, alter-
native Bebauungsstrukturen (Sauer 2005)
Abb. 33: Bodenprofil

Abb. 34: Allee im Berliner Barnim

Abb. 35: Umweltinformation

94 Umweltpriifungen Berliner Leitfaden fiir die Stadt- und Landschaftsplanung



Seite
10

39

41

42

44

47

54

56

74-75

75

76

77

78

80

4.10 Tabellenverzeichnis

Tab. 1: Scoping (instrumententiber-
greifende, allgemeine Fragen)

Tab. 2: Unterschiede zwischen SUP
und UVP (Auswahl)

Tab. 3: Vorhabenspezifische UVP-Priif-
pflichten (Beispiel aus der Anlage 1
zum UVPG)

Tab. 4:Verfahrensablauf (vereinfacht)
von Strategischer Umweltpriifung
und Umweltvertraglichkeitspriifung

Tab. 5: Abstimmung des Untersuch-
ungsrahmens

Tab. 6: Rechtliche Anforderungen an die
Inhalte einer Umweltvertraglichkeits-
studie und eines Umweltberichts
gemadl Umweltvertraglichkeitsprifung

Tab. 7: Konzeption von Monitoring-
MalBnahmen

Tab. 8: Unterschiede zwischen natur-
schutz- und baurechtlicher Eingriffs-
regelung

Tab. 9: Rechtliche Grundlagen fiir die
Anwendung der Umweltpriifinstru-
mente bei Planaufstellungs- und Pro-
jektzulassungsverfahren

Tab. 10: Rechtsgrundlagen der Eingriffs-
regelung

Tab.11:Rechtsgrundlagen der
FFH-Vertraglichkeitspriifung

Tab.12: Rechtsgrundlagen der Umwelt-
vertraglichkeitspriifung und der Strate-
gischen Umweltpriifung

Tab.13:Rechtsgrundlagen der Umwelt-
prifung in der Bauleitplanung

Tab.14: Rechtsgrundlagen des Zugangs
zu Umweltinformationen

Titel

12

15

16

17,43

18

24

30,52

49

36

32

34

69

33,72

35

40

46

6,38

23

45

50

59

55

63

4.11 Abbildungsquellen

Fotos
UrbanPR

P.Meuser

SenStadt

U.Borgenhagen

C.Funk

Kempa

Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, IE1
Naturschutzstation Malchow e.V.
H.Thierfelder

G.Schumann

B.Machatzi

K. Goetz

T.Eichhorn

M. Frielinghaus

M.Kirsten

G. Moller

T.Wiehle

Orthofotomosaik, Bildflug 2004,
Senatsverwaltung, Ill

Abbildungen
piekart e.K.

Runge

biiro limburg arbeitsgemeinschaft
landschaftsarchitekten & dipl.ing.

Seebauer, Wefers und Partner GBR
Adlershof Projekt GmbH
Umweltatlas Berlin

H. Sauer

Umweltpriifungen Berliner Leitfaden fiir die Stadt- und Landschaftsplanung 95



Impressum

Herausgeber

Senatsverwaltung flir Stadtentwicklung
- Kommunikation -

Wiirttembergische Strale 6

10707 Berlin

Bearbeitung

Technische Universitat Berlin

Fachgebiet Landschaftsplanung,

insbes. Landschaftspflegerische Begleit-
planung und Umweltvertrdglichkeitsprifung
Prof. Dr. Johann Koppel

Dipl.Ing Sonja Pobloth

Dipl.Ing Elke Weingarten

Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung | E
Redaktion:

Heinz Brandl (verantwortlich)

Christoph Funk

Annette Mangold

Karin Ruddeck

Holle Thierfelder

mit Dank fir die fachliche Unterstiitzung
von Kolleginnen und Kollegen aus den
Bereichen IA, 1B, 1 E, Il C,II1 EVII E und IX

www.stadtentwicklung.berlin.de

Grafisches Konzept, Gestaltung

und Produktion

MedienDesignBURO, Christian Vahldiek
www.mediendesignbuero.de

Vertrieb
Kulturbuch-Verlag GmbH
Sprosserweg 3

12351 Berlin

Telefon (030) 661 84 84
Fax (030) 6617828

3.aktualisierte Auflage
Berlin, Dezember 2006

Schutzgebiihr
12,-Euro

ISBN 978-3-88961-198-7

96 Umweltpriifungen Berliner Leitfaden fiir die Stadt- und Landschaftsplanung


http://www.stadtentwicklung.berlin.de/
http://www.mediendesignbuero.de




In den letzten Jahren haben vor allem europarechtliche Neu-
regelungen den Anwendungsbereich von Belangen aus Natur,
Landschaft und Umwelt in der Stadt- und Landschaftsplanung
wesentlich erweitert.

So wurden neben den in der Praxis bewahrten Instrumenten
wie der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung und der
Umweltvertraglichkeitspriifung neue Verfahren in Fachgesetze
integriert. Insbesondere die FFH -Vertraglichkeitspriifung,

die Strategische Umweltpriifung und die Umweltpriifung

in der Bauleitplanung erganzen jetzt aus Sicht von Natur

und Landschaft den planerischen Priifkatalog.

Um allen Beteiligten — den Planungsbiiros, der Verwaltung,
den Verbanden sowie der interessierten Offentlichkeit — die
daraus resultierenden Anforderungen und Verfahrensschritte
anwenderfreundlich darzustellen, sind die Umweltpriifungen
in diesem Leitfaden zusammengefasst.

Zur besseren Orientierung werden sie im Einzelnen erlautert,
sinnvolle Schritte zu ihrer Koordination aufgezeigt und mit
erganzenden Hinweisen zu Rechts- bzw. weiterfiihrenden
Informationsquellen versehen. Auf die Berliner Planungspraxis
wird dabei so oft wie maglich Bezug genommen.

Die anspruchsvollen Standards von Natur und Landschaft
sollen auch kiinftig effizient in Planverfahren integriert werden.




	Umweltprüfungen - Berliner Leitfaden für die Stadt- und Landschaftsplanung

	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort

	Einleitung

	Koordinierung der Prüfinstrumente

	1. Eingriffsregelung

	1.1 Begriffe

	1.2 Hintergrund, Ziele und rechtliche Grundlagen

	1.3 Anwendungsbereich

	1.4 Verfahrensschritte und Zuständigkeiten

	1.5 Landschaftspflegerischer Begleitplan/Eingriffsgutachten

	1.5.1 Bestandserfassung und -bewertung

	1.5.2 Analyse der Beeinträchtigungen

	1.5.3 Vermeidung und Minderung

	1.5.4 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

	1.5.5 Ersatzzahlung und Ökokonto

	1.5.6 Methoden

	1.5.7 Berücksichtigung besonders und streng geschützter Arten



	2. FFH-Verträglichkeitsprüfung

	2.1 Hintergrund, Ziele und rechtliche Grundlagen 
	2.2 Anwendungsbereich

	2.3 Verfahrensablauf und Beteiligungen

	2.4 FFH-Vorprüfung

	2.5 Festlegung des Untersuchungsrahmens

	2.6 FFH-Verträglichkeitsstudie

	2.6.1 Beschreibung des betroffenen Gebietes

	2.6.2 Beschreibung des Projekts oder Plans

	2.6.3 Beurteilung der Beeinträchtigungen und ihrer Erheblichkeit (Wirkungsprognose)

	2.6.4 Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen


	2.7 Ergebnis der Untersuchung

	2.8 Prüfung von Ausnahmetatbeständen

	2.9 Konzeption von Kohärenzsicherungsmaßnahmen


	3.Umweltprüfungen nach Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz und Baugesetzbuch 

	3.1 Begriffsklärung

	3.2 Hintergrund, Ziele und rechtliche Grundlagen

	3.3 Umweltprüfungen nach Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (SUP und UVP)

	3.3.1 Anwendungsbereich

	3.3.2 Überblick über den Verfahrensablauf

	3.3.3 Trägerverfahren

	3.3.4 Inhalt und Ablauf der Vorprüfung (Screening)

	3.3.5 Festlegung des Untersuchungsrahmens (Scoping)

	3.3.6 Ermittlung, Bewertung und Darstellung der Umweltauswirkungen in der Umweltverträglichkeitsstudie bzw. dem Umweltbericht

	3.3.6.1 Anforderungen an die Inhalte einer Umweltverträglichkeitsstudie und eines Umweltberichts

	3.3.6.2 Beschreibung des Vorhabens bzw. des Plans oder Programms

	3.3.6.3 Beschreibung der Umwelt

	3.3.6.4 Umweltschutzziele

	3.3.6.5 Auswirkungen

	3.3.6.6 Alternativenprüfung

	3.3.6.7 Maßnahmen


	3.3.7 Beteiligung von Behörden und Öffentlichkeit

	3.3.8 Zusammenfassung und Bewertung durch die Behörde und Berücksichtigung bei der Entscheidung

	3.3.9 Monitoring (Überwachung der erheblichen Auswirkungen) bei Plänen und Programmen
	3.3.10 Strategische Umweltprüfung und Landschaftsplanung


	3.4 Umweltprüfung nach Baugesetzbuch

	3.4.1 Rechtliche Grundlagen

	3.4.2 Anwendungsbereich

	3.4.3 Verfahrensablauf und Beteiligungen

	3.4.4 Festlegung des Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung

	3.4.5 Inhalt und Aufbau des Umweltberichts

	3.4.6 Berücksichtigung bei der Entscheidung

	3.4.7 Zusammenfassende Erklärung

	3.4.8 Monitoring (Überwachung der erheblichen Auswirkungen)



	4. Anhang

	4.1 Die Schutzgüter

	4.1.1 Menschen einschließlich menschlicher Gesundheit

	4.1.2 Tiere, Pflanzen, die biologische Vielfalt

	4.1.3 Boden

	4.1.4 Wasser

	4.1.5 Klima, Luft

	4.1.6 Landschaft, Landschaftsbild

	4.1.7 Kulturgüter und sonstige Sachgüter

	4.1.8 Wechselwirkungen


	4.2 Rechtsgrundlagen der Trägerverfahren

	4.3 Rechtsgrundlagen für die Instrumente

	4.4 Rechtsgrundlagen zum Zugang zu Umweltinformationen

	4.5 Quellen

	4.6 Gesetze und Verordnungen

	4.7 Abkürzungen

	4.8 Adressen

	4.8.1 Anerkannte Naturschutzverbände

	4.8.2 Behörden

	4.8.2.1 Oberste Naturschutzbehörde

	4.8.2.2 Landesbeauftragter für Naturschutz und Landschaftspflege

	4.8.2.3 Bezirksverwaltungen



	4.9 Abbildungsverzeichnis

	4.10 Tabellenverzeichnis

	4.11 Abbildungsquellen


	Impressum



	10: 
	11: 
	13: 
	14: 
	15: 
	16: 
	17: 
	18: 
	20: 
	21: 
	22: 
	23: 
	24: 
	25: 
	26: 
	28: 
	29: 
	31: 
	35: 
	36: 
	37_1: 
	37_2: 
	38: 
	39: 
	40: 
	41: 
	42: 
	43: 
	44_1: 
	44_2: 
	45: 
	46: 
	47: 
	48: 
	49: 
	50: 
	53: 
	54: 
	55: 
	56: 
	57: 
	bmu: 
	bmu2: 
	europ: 
	 kommission 2001: 
	 kommission 2003: 
	 kommission 2000: 

	IÖR: 
	BLN eMail: 
	BLN web: 
	BfUNBln eMail: 
	BfUNBln eMail 2: 
	BfUNBln web: 
	NABU eMail: 
	NABU web: 
	DGHT eMail: 
	DGHT web: 
	SDW eMail: 
	SDW web: 
	VN eMial: 
	VN web: 
	LJB eMail: 
	LJB web: 
	BSB eMail: 
	NÖB eMail: 
	NÖB eMail 2: 
	NÖB web: 
	Grüne Liga eMail: 
	Grüne Liga web: 
	NaturFreunde eMail: 
	NaturFreunde web: 
	Stadtentwicklung: 
	Mediendesignbuero: 
	wisia: 


